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OECD: Unterzeichnung des Multilateralen Übereinkommens 

In Paris haben Deutschland und weitere 67 Staaten die „Multilateral Convention 

to Implement Tax Treaty Related Measures to Prevent BEPS“ (BEPS-

Aktionspunkt 15: Multilaterales Übereinkommen, kurz: MLÜ) unterzeichnet. Acht 

weitere Staaten haben sich formal zur Unterzeichnung verpflichtet. Zugleich wur-

den die Optionen und Vorbehalte, die einzelne Staaten mit Blick auf die jeweili-

gen Artikel des MLÜ auf seine DBAs anwenden möchten, veröffentlicht. Diese 

„Auswahlentscheidungen“ können die Staaten noch bis zur Ratifikation des MLÜ 

ändern. Die deutsche Auswahlentscheidung, die zudem die DBAs enthält, die im 

Zuge der Umsetzung des MLÜ geändert werden sollen, wurde ebenfalls veröf-

fentlicht.  

Insgesamt sollen in einem ersten Schritt 35 deutsche DBAs mit dem MLÜ an die 

Ergebnisse des BEPS-Prozesses angepasst werden, wobei nicht alle im MLÜ 

enthaltenen Regelungen in die DBAs übernommen werden sollen. Mit Blick etwa 

auf die Änderung des Betriebsstättenbegriffs (BEPS-Aktionspunkt 7) übernimmt 

Deutschland in erster Linie die vereinbarten Änderungen an Art. 5 Abs. 4 des 

OECD-MA. Demnach wird die Definition dahingehend aufgeweicht, dass der 

Ausnahmenkatalog in Art. 5 Abs. 4 OECD-MA nicht pauschal den Betriebsstät-

tenstatus ausschließt. Vielmehr sollen die aufgezählten Tätigkeiten – einzelfall-

bezogen – hinsichtlich ihrer tatsächlichen Eigenschaft als „Neben- und Hilfstätig-

keiten“ für das Geschäftsmodell des jeweiligen Gesamtunternehmens überprüft 

werden. 

Die Änderungen hinsichtlich der Umgehung des Betriebsstättenstatus durch Ver-

treter- bzw. Kommissionärsmodelle (Art. 5 Abs. 5 und 6 OECD-MA) werden hin-

gegen nicht übernommen, ebenso wie die Neuregelung zur Aufsplittung von Ver-

trägen.  

Weiterhin haben sich im Rahmen der Unterzeichnungszeremonie 25 Staaten zur 

Umsetzung der optionalen Bestimmung zur Einführung von obligatorischen und 

verbindlichen Schiedsverfahren verpflichtet, darunter auch Deutschland.  

Wie die vorgesehenen Änderungen nun in die einzelnen deutschen DBAs ver-

fahrenstechnisch eingefügt werden, ist nach wie vor Gegenstand der Ab-

stimmung zwischen den beteiligten Ressorts (insbesondere BMF, BMWi, BMJV 

und AA). Wesentlich aus Sicht der Wirtschaft ist ein rechtssicheres und transpa-

rentes Verfahren, das konsolidierte Fassungen der zu ändernden einzelnen DBA 

beinhaltet. Aufgrund des absehbar notwendigen Verfahrensvorlaufs dürfte mit ei-

nem Inkrafttreten der ersten geänderten DBAs vor 2019 kaum zu rechnen sein. 

BMF: Umsatzsteuerliche Behandlung von Gemeinderabatten nach § 3 

Abs. 1 Nr. 1 Konzessionsabgabenverordnung 

Das unveröffentlichte Schreiben des BMF vom 24.05.2017 an den Bundesver-

band der Energie- und Wasserwirtschaft e.V., den Deutschen Städtetag und den 

Verband der Kommunalen Versorger betrifft die umsatzsteuerliche Behandlung 
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von Gemeinderabatte nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Konzessionsabgabenverordnung 

(KAV).  

Hintergrund der umsatzsteuerlichen Fragestellung ist folgender Sachverhalt: Die 

Gemeinden und Landkreise gewähren Energieversorgungsunternehmen nach 

§ 3 Nr. 18 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) entgeltlich das Recht, öffentliche 

Ver-kehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Leitungen zu benutzen. 

Diese Leitungen dienen den Energieversorgungsunternehmen dazu, ihre Kunden 

(Letztverbraucher) im Gemeindegebiet mit Gas und Strom zu versorgen. Für die 

Überlassung des Rechts erhalten die jeweiligen Gemeinden oder Landkreise ein 

Entgelt (Konzessionsabgabe). Neben oder anstelle der Konzessionsabgabe dür-

fen die Energieversorgungsunternehmen den Gemeinden für einfache oder aus-

schließliche Wegerechte u.a. Preisnachlässe für den Netzzugang gewähren. Die-

se Preisnachlässe dürfen für den Eigenverbrauch der Gemeinden an Strom und 

Erdgas in Niederspannung oder Niederdruck gewährt werden und müssen offen 

in der Rechnung für den Netzzugang ausgewiesen sein. Sie dürfen bis zu 10% 

des Rechnungsbetrages ausmachen.  

Die Verbände diskutieren seit Jahren mit der Finanzverwaltung, ob dieser Ge-

meinderabatt nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV als Gegenleistung für die Einräumung 

der Konzession anzusehen ist. Sie vertreten die Auffassung, dass der den Ge-

meinden gewährte Rabatt die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage der Ent-

gelte für den Netzzugang mindert (echter Rabatt). Dies wurde von der Franzver-

waltung zumindest bislang nicht in Frage gestellt. Im Juli 2016 hatte das BMF 

mitgeteilt, dass es die Auffassung der o.g. Verbände teile und nunmehr die Frage 

mit den Ländern erörtere. Eine Nichtbeanstandungsregelung für die Vergangen-

heit wurde in Aussicht gestellt.  

Das nunmehrige Schreiben des BMF vom 24.05.2017 ist vor diesem Hintergrund 

überraschend. Zum einen stellt das BMF klar, dass es nicht von einer Minderung 

der Bemessungsgrundlage bei den Netzentgelten ausgeht, sondern einen 

tauschähnlichen Umsatz gegenüber der Konzessionsabgabe annimmt. Zum an-

deren ist keine Nichtbeanstandungsregelung für die Vergangenheit aufgenom-

men worden. Vor diesem Hintergrund müssen jetzt alle Energieversorger nach 

§ 3 Nr. 18 EnWG, die Konzessionszahlungen leisten, prüfen, ob die gegenüber 

den Gemeinden gewährten Preisnachlässe nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV nicht 

fälschli-cherweise bzw. entgegen der Auffassung in dem BMF-Schreiben als 

Kürzung der Bemessungsgrundlage der Netzentgelte behandelt wurden. Die 

Umsatzsteuer ist mangels einer Übergangsregelung für alle noch offenen 

Veranlagungsjahre nach-träglich anzumelden und abzuführen. Die Rechnungen 

müssten entsprechend korrigiert werden. 

Im Ergebnis ist die Situation außerordentlich unbefriedigend, zumal es fast vier 

Jahre gedauert hat bis eine Lösung herbeigeführt werden konnte. Es wird des-

halb davon ausgegangen, dass das letzte Wort über diese Frage die Finanzge-

richte sprechen werden.  
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BFH: Pauschalsteuer nach § 37b Abs. 1 EStG für Geschenke an Dritte ist 

Teil des Geschenks 

Seit 01.01.2007 können Steuerpflichtige u.a. Geschenke an Dritte i.S.d. § 4 

Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EStG, die der Empfänger ggf. als Einnahme versteuern müsste, 

mit einem Steuersatz von 30 % pauschal versteuern und so die deutsche Ein-

kommensteuer für den Empfänger abgelten. 

Im BMF-Schreiben vom 19.05.2015, BStBl. I Seite 468 vertritt die Finanzverwal-

tung in Rz. 24 und 26 die Auffassung, dass sich die Abziehbarkeit der Pauschal-

steuer als Betriebsausgabe beim Zuwendenden danach richtet, ob die Aufwen-

dungen für die Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind. Daher ist die 

Pauschalsteuer für Geschenke an Dritte > 35 €, für die nach § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

S. 2 EStG der Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen ist, ebenfalls nicht als 

Betriebsausgabe abziehbar. Gleiches gilt für die Sachzuwendungen an Dritte, für 

die der Betriebsausgabenabzug nach § 160 AO oder § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 4 EStG 

ausgeschlossen ist.  

Der BFH hat dies nun im Urteil vom 30.03.2017, Az. IV R 13/14 bestätigt. Mit der 

Ausübung des Pauschalierungswahlrechts nach § 37b Abs. 1 EStG wendet der 

Zuwendende dem Empfänger des jeweiligen Geschenks einen weiteren vermö-

genswerten Vorteil zu, der ertragsteuerlich als Geschenk anzusehen sein kann. 

Daher unterliegt die Übernahme der pauschalen Einkommensteuer nach § 37b 

EStG als weiteres Geschenk dem Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EStG, 

wenn der Wert des Geschenks den Betrag von 35 € übersteigt. Nach der Ent-

scheidung gilt das Abzugsverbot aber auch, wenn der Wert des Geschenks zu-

sammen mit der übernommenen Pauschalsteuer den Betrag von 35 € übersteigt. 

Das hat die Finanzverwaltung bisher anders gesehen. Aus Vereinfachungsgrün-

den brauchen die Unternehmen derzeit für die Prüfung der 35 € - Grenze ledig-

lich auf den Wert des Geschenks abzustellen. Die übernommene Pauschalsteuer 

muss dagegen bei der Prüfung der 35 € - Grenze nicht einbezogen werden 

(BMF-Schreiben a.a.O., Rz. 25). Es bleibt daher abzuwarten, ob die Finanzver-

waltung das Urteil allgemein anwenden wird.  

BFH: Abgrenzung einer freiberuflichen zu einer gewerblich tätigen Perso-

nengesellschaft 

Im BFH-Urteil vom 21.02.2017 (VIII R 45/13, mit Pressemitteilung) hatte der BFH 

zu entscheiden, ob die Tätigkeit einer Personengesellschaft in der Rechtsform 

einer GbR als freiberuflich i.S.d. § 18 Abs. 1 EStG oder als gewerblich zu qualifi-

zieren war.  

In dem zugrunde liegenden Streitfall unterhielt die GbR (Klägerin) mit ihren bei-

den Gesellschaftern E, Dipl.-Übersetzerin, und F, ein staatlich geprüfter Techni-

ker (NC-Programmierer, Dipl.-Ingenieur und Fachübersetzer), ein Ingenieurbüro 

für technische Übersetzungen. In der Hauptsache wurden technische Handbü-

cher, Bedienungsanleitungen und ähnliche Dokumentationen für ihre Kunden in 

verschiedenen Sprachen erstellt. Die auftragsgemäß geschuldeten Übersetzun-

gen erfolgten regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang auch in solchen 
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Sprachen, die die Gesellschafter der Klägerin nicht beherrschten. Hierfür schalte-

te die Klägerin Fremdübersetzer ein und nutzte - weil sie Textteile wiederverwen-

den konnte - ein sog. Translation Memory System, d.h. ein System zur rechner-

gestützten Übersetzung und Speicherung von Texten. Der Anteil der Fremdleis-

tungen an den Umsatzerlösen der Klägerin lag in den Streitjahren 2003 bis 2007 

zwischen 26% und 56 %.  

Während die Klägerin ihre Tätigkeit als freiberuflich i.S.d. § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG 

ansah, vertrat das Finanzamt die Auffassung, sie sei gewerblich tätig und erließ 

für die Streitjahre entsprechende Bescheide zur Festsetzung des Gewerbesteu-

ermessbetrags. Die nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhobene Klage vor 

dem Finanzgericht hatte ebenfalls keinen Erfolg. 

Der BFH hat nunmehr die Rechtsauffassung des Finanzamts und des Finanzge-

richts bestätigt, wonach die Gesellschafter der Klägerin in allen Streitjahren ge-

werbliche Einkünfte gem. §§ 15 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. 15 Abs. 2 EStG erzielt hatten. 

Von einer freiberuflichen Übersetzertätigkeit einer Personengesellschaft könne 

nur dann ausgegangen werden, wenn sämtliche Gesellschafter aufgrund eigener 

Sprachkenntnisse in der Lage seien, die beauftragte Übersetzungsleistung ent-

weder selbst zu erbringen oder aber im Rahmen einer gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 

S. 3 EStG zulässigen Mitarbeit fachlich vorgebildeter Personen leitend und ei-

genverantwortlich tätig zu werden. Beherrschten die Gesellschafter hingegen die 

beauftragten Sprachen nicht selbst, könne die Gesellschaft auch nicht freiberuf-

lich tätig sein. Ein Defizit im Bereich eigener Sprachkompetenz könne grundsätz-

lich weder durch den Einsatz eines Translation Memory Systems noch durch die 

Unterstützung und sorgfältige Auswahl eingesetzter Fremdübersetzer ausgegli-

chen werden, da die Gesellschafter nicht in der Lage gewesen seien, die Richtig-

keit der Übersetzungen überprüfen zu können. 

Weiter führt der BFH aus, dass es auf die sog. Geprägerechtsprechung, die die 

steuerliche Einordnung von bereits ihrer Art nach unterschiedlichen Tätigkeiten, 

die im konkreten Einzelfall untrennbar verflochten sind, betrifft, schon deshalb 

nicht ankomme, weil die Tätigkeit der Klägerin mangels einer insgesamt freiberuf-

lichen Tätigkeit der Gesellschafter als gewerblich einzustufen sei. Aus diesem 

Grund liefe auch die in § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG geregelte sog. Abfärbetheorie im 

Streitfall ins Leere, wonach eine nur teilweise gewerbliche Betätigung einer Per-

sonengesellschaft dazu führe, dass ihre gesamte Tätigkeit in vollem Umfang als 

gewerblich angesehen werde.  
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 02.06.2017 

Aktenzeichen Datum Stichwort 

C‑164/16 31.05.2017 
Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – 
Art. 14 Abs. 2 Buchst. b – Lieferung von Gegenständen – Leasingvertrag mit 
Kaufoption gegen Zahlung eines erheblichen Betrags 

C‑571/15 01.06.2017 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht – Mehrwertsteuer – Externes 
Versandverfahren – Beförderung von Waren über einen Freihafen in einem 
Mitgliedstaat – Regelung dieses Mitgliedstaats, nach der die Freihäfen nicht 
zum nationalen Steuergebiet gehören – Entziehung aus der zollamtlichen 
Überwachung – Entstehung der Zollschuld und Mehrwertsteueranspruch 

Alle am 07.06.2017 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

IV R 13/14 30.03.2017 
Pauschale Einkommensteuer auf Geschenke unterliegt Abzugsverbot 
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 36/17 vom 7.6.2017 

V R 39/16 09.03.2017 Umsatzsteuerfreiheit von Eingliederungsleistungen 

VIII R 45/13 21.02.2017 

Zur Qualifizierung der Tätigkeit einer Personengesellschaft, die auf technische 
Übersetzungen spezialisiert ist - Verwirkung - rechtliches Gehör - keine Be-
nachteiligung von Behinderten  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 37/17 vom 7.6.2017 

VIII R 46/13 21.02.2017 
Zum Verhältnis einer gesonderten und einheitlichen Feststellung von Besteue-
rungsgrundlagen zur Feststellung von dem Progressionsvorbehalt unterliegen-
den Einkünften sowie zum Merkmal der Tatsache i.S. von § 173 AO 

VIII R 10/14 21.02.2017 
AfA-Befugnis des Nichteigentümer-Ehegatten bei betrieblicher Nutzung des 
Ehegattengrundstücks; Aufwandszurechnung bei Darlehenszahlungen von 
einem Gemeinschaftskonto (Oder-Konto) 

IX R 5/16 08.03.2017 Gestaltungsmissbrauch bei An- und Verkauf von Wertpapieren 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=9ea7d2dc30d6c67a99a3a6ef4e90842f880928878723.e34KaxiLc3qMb40Rch0SaxyLbNf0?text=&docid=191227&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=899913
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=191241&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1171883
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34678&pos=0&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34676&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34679&pos=1&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34680&pos=2&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34677&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34681&pos=3&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34682&pos=4&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34683&pos=5&anz=52
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Alle am 07.06.2017 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

IX B 22/17 13.04.2017 
Zulassung der Revision zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung; 
Verletzung der Sachaufklärungspflicht 

IX R 47/15 08.03.2017 
Anfechtung eines nach § 100 Abs. 2 Satz 3  2. Halbsatz FGO neu bekannt 
gegebenen Bescheids - isolierte Aufhebung der Einspruchsentscheidung - 
Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung 

IX R 52/14 08.03.2017 Aufwendungen für ein gemischt genutztes häusliches Arbeitszimmer 

IX B 62/16 19.04.2017 Keine Verbindung bei Entscheidungsreife eines Verfahrens 

Alle bis zum 09.06.2017 veröffentlichten Erlasse 

Aktenzeichen Datum Stichwort 

III C 3 - S 
7185/09/1000
1-06 

08.06.2017 
Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 26 UStG für ehrenamtliche Tätigkeiten; 
BFH-Urteil vom 17. Dezember 2015, V R 45/14 

III C 3 - S 
7532/09/1000
1 

06.06.2017 
Muster der Vordrucke für das Umsatzsteuer-Vergütungsverfahren nach § 4a 
UStG (USt 1V) 

III C 3 - S 
7359/10/1000
2 

02.06.2017 
Vordruckmuster für den Nachweis der Eintragung als Steuerpflichtiger 
(Unternehmer) (USt 1 TN); Einführung einer bundeseinheitlichen 
Bescheinigung 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34684&pos=6&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34685&pos=7&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34686&pos=8&anz=52
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=34687&pos=9&anz=52
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-08-umsatzsteuerbefreiung-nach-paragraf-4-nr-26-UStG-fuer-ehrenamtliche-taetigkeiten.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-08-umsatzsteuerbefreiung-nach-paragraf-4-nr-26-UStG-fuer-ehrenamtliche-taetigkeiten.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-08-umsatzsteuerbefreiung-nach-paragraf-4-nr-26-UStG-fuer-ehrenamtliche-taetigkeiten.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-06-muster-der-vordrucke-fuer-das-umsatzsteuer-verguetungsverfahren-nach-paragraf-4a-UStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-06-muster-der-vordrucke-fuer-das-umsatzsteuer-verguetungsverfahren-nach-paragraf-4a-UStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-06-muster-der-vordrucke-fuer-das-umsatzsteuer-verguetungsverfahren-nach-paragraf-4a-UStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-02-vordruckmuster-fuer-den-nachweis-der-eintragung-als-steuerpflichtiger.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-02-vordruckmuster-fuer-den-nachweis-der-eintragung-als-steuerpflichtiger.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2017-06-02-vordruckmuster-fuer-den-nachweis-der-eintragung-als-steuerpflichtiger.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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MULTILATERAL CONVENTION 
TO IMPLEMENT TAX TREATY RELATED MEASURES 
TO PREVENT BASE EROSION AND PROFIT SHIFTING 
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The Parties to this Convention, 


Recognising that governments lose substantial corporate tax revenue because of aggressive 
international tax planning that has the effect of artificially shifting profits to locations where they are 
subject to non-taxation or reduced taxation; 


Mindful that base erosion and profit shifting (hereinafter referred to as “BEPS”) is a pressing issue 
not only for industrialised countries but also for emerging economies and developing countries; 


Recognising the importance of ensuring that profits are taxed where substantive economic activities 
generating the profits are carried out and where value is created; 


Welcoming the package of measures developed under the OECD/G20 BEPS project (hereinafter 
referred to as the “OECD/G20 BEPS package”); 


Noting that the OECD/G20 BEPS package included tax treaty-related measures to address certain 
hybrid mismatch arrangements, prevent treaty abuse, address artificial avoidance of permanent 
establishment status, and improve dispute resolution; 


Conscious of the need to ensure swift, co-ordinated and consistent implementation of the treaty-
related BEPS measures in a multilateral context; 


Noting the need to ensure that existing agreements for the avoidance of double taxation on income 
are interpreted to eliminate double taxation with respect to the taxes covered by those agreements without 
creating opportunities for non-taxation or reduced taxation through tax evasion or avoidance (including 
through treaty-shopping arrangements aimed at obtaining reliefs provided in those agreements for the 
indirect benefit of residents of third jurisdictions); 


Recognising the need for an effective mechanism to implement agreed changes in a synchronised 
and efficient manner across the network of existing agreements for the avoidance of double taxation on 
income without the need to bilaterally renegotiate each such agreement; 


Have agreed as follows: 
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PART I. 
SCOPE AND INTERPRETATION OF TERMS 


 


Article 1 – Scope of the Convention 


This Convention modifies all Covered Tax Agreements as defined in subparagraph a) of paragraph 1 of 
Article 2 (Interpretation of Terms). 


 


Article 2 – Interpretation of Terms 


1. For the purpose of this Convention, the following definitions apply: 


a) The term “Covered Tax Agreement” means an agreement for the avoidance of double taxation 
with respect to taxes on income (whether or not other taxes are also covered): 


i) that is in force between two or more: 


A) Parties; and/or 


B) jurisdictions or territories which are parties to an agreement described above and 
for whose international relations a Party is responsible; and 


ii) with respect to which each such Party has made a notification to the Depositary listing 
the agreement as well as any amending or accompanying instruments thereto (identified 
by title, names of the parties, date of signature, and, if applicable at the time of the 
notification, date of entry into force) as an agreement which it wishes to be covered by 
this Convention. 


b) The term “Party” means: 


i) A State for which this Convention is in force pursuant to Article 34 (Entry into Force); 
or 


ii) A jurisdiction which has signed this Convention pursuant to subparagraph b) or c) of 
paragraph 1 of Article 27 (Signature and Ratification, Acceptance or Approval) and for 
which this Convention is in force pursuant to Article 34 (Entry into Force). 


c) The term “Contracting Jurisdiction” means a party to a Covered Tax Agreement. 


d) The term “Signatory” means a State or jurisdiction which has signed this Convention but for 
which the Convention is not yet in force. 


2. As regards the application of this Convention at any time by a Party, any term not defined herein 
shall, unless the context otherwise requires, have the meaning that it has at that time under the relevant 
Covered Tax Agreement. 
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PART II. 
HYBRID MISMATCHES 


 


Article 3 - Transparent Entities 


1. For the purposes of a Covered Tax Agreement, income derived by or through an entity or 
arrangement that is treated as wholly or partly fiscally transparent under the tax law of either Contracting 
Jurisdiction shall be considered to be income of a resident of a Contracting Jurisdiction but only to the 
extent that the income is treated, for purposes of taxation by that Contracting Jurisdiction, as the income of 
a resident of that Contracting Jurisdiction. 


2. Provisions of a Covered Tax Agreement that require a Contracting Jurisdiction to exempt from 
income tax or provide a deduction or credit equal to the income tax paid with respect to income derived by 
a resident of that Contracting Jurisdiction which may be taxed in the other Contracting Jurisdiction 
according to the provisions of the Covered Tax Agreement shall not apply to the extent that such 
provisions allow taxation by that other Contracting Jurisdiction solely because the income is also income 
derived by a resident of that other Contracting Jurisdiction. 


3. With respect to Covered Tax Agreements for which one or more Parties has made the reservation 
described in subparagraph a) of paragraph 3 of Article 11 (Application of Tax Agreements to Restrict a 
Party’s Right to Tax its Own Residents), the following sentence will be added at the end of paragraph 1: 
“In no case shall the provisions of this paragraph be construed to affect a Contracting Jurisdiction’s right to 
tax the residents of that Contracting Jurisdiction.” 


4. Paragraph 1 (as it may be modified by paragraph 3) shall apply in place of or in the absence of 
provisions of a Covered Tax Agreement to the extent that they address whether income derived by or 
through entities or arrangements that are treated as fiscally transparent under the tax law of either 
Contracting Jurisdiction (whether through a general rule or by identifying in detail the treatment of specific 
fact patterns and types of entities or arrangements) shall be treated as income of a resident of a Contracting 
Jurisdiction. 


5. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain a provision 
described in paragraph 4; 


c) for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain a provision 
described in paragraph 4 which denies treaty benefits in the case of income derived by or 
through an entity or arrangement established in a third jurisdiction; 


d) for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain a provision 
described in paragraph 4 which identifies in detail the treatment of specific fact patterns and 
types of entities or arrangements; 


e) for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain a provision 
described in paragraph 4 which identifies in detail the treatment of specific fact patterns and 
types of entities or arrangements and denies treaty benefits in the case of income derived by or 
through an entity or arrangement established in a third jurisdiction; 
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f) for paragraph 2 not to apply to its Covered Tax Agreements; 


g) for paragraph 1 to apply only to its Covered Tax Agreements that already contain a provision 
described in paragraph 4 which identifies in detail the treatment of specific fact patterns and 
types of entities or arrangements. 


6. Each Party that has not made a reservation described in subparagraph a) or b) of paragraph 5 shall 
notify the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in 
paragraph 4 that is not subject to a reservation under subparagraphs c) through e) of paragraph 5, and if so, 
the article and paragraph number of each such provision. In the case of a Party that has made the 
reservation described in subparagraph g) of paragraph 5, the notification pursuant to the preceding sentence 
shall be limited to Covered Tax Agreements that are subject to that reservation. Where all Contracting 
Jurisdictions have made such a notification with respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that 
provision shall be replaced by the provisions of paragraph 1 (as it may be modified by paragraph 3) to the 
extent provided in paragraph 4. In other cases, paragraph 1 (as it may be modified by paragraph 3) shall 
supersede the provisions of the Covered Tax Agreement only to the extent that those provisions are 
incompatible with paragraph 1 (as it may be modified by paragraph 3). 


 


Article 4 – Dual Resident Entities 


1. Where by reason of the provisions of a Covered Tax Agreement a person other than an individual is 
a resident of more than one Contracting Jurisdiction, the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions shall endeavour to determine by mutual agreement the Contracting Jurisdiction of which such 
person shall be deemed to be a resident for the purposes of the Covered Tax Agreement, having regard to 
its place of effective management, the place where it is incorporated or otherwise constituted and any other 
relevant factors. In the absence of such agreement, such person shall not be entitled to any relief or 
exemption from tax provided by the Covered Tax Agreement except to the extent and in such manner as 
may be agreed upon by the competent authorities of the Contracting Jurisdictions. 


2. Paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of provisions of a Covered Tax Agreement that 
provide rules for determining whether a person other than an individual shall be treated as a resident of one 
of the Contracting Jurisdictions in cases in which that person would otherwise be treated as a resident of 
more than one Contracting Jurisdiction. Paragraph 1 shall not apply, however, to provisions of a Covered 
Tax Agreement specifically addressing the residence of companies participating in dual-listed company 
arrangements. 


3. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements that already address 
cases where a person other than an individual is a resident of more than one Contracting 
Jurisdiction by requiring the competent authorities of the Contracting Jurisdictions to 
endeavour to reach mutual agreement on a single Contracting Jurisdiction of residence; 


c) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements that already address 
cases where a person other than an individual is a resident of more than one Contracting 
Jurisdiction by denying treaty benefits without requiring the competent authorities of the 
Contracting Jurisdictions to endeavour to reach mutual agreement on a single Contracting 
Jurisdiction of residence; 
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d) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements that already address 
cases where a person other than an individual is a resident of more than one Contracting 
Jurisdiction by requiring the competent authorities of the Contracting Jurisdictions to 
endeavour to reach mutual agreement on a single Contracting Jurisdiction of residence, and 
that set out the treatment of that person under the Covered Tax Agreement where such an 
agreement cannot be reached; 


e) to replace the last sentence of paragraph 1 with the following text for the purposes of its 
Covered Tax Agreements: “In the absence of such agreement, such person shall not be 
entitled to any relief or exemption from tax provided by the Covered Tax Agreement.”; 


f) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements with Parties that 
have made the reservation described in subparagraph e). 


4. Each Party that has not made a reservation described in subparagraph a) of paragraph 3 shall notify 
the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in paragraph 
2 that is not subject to a reservation under subparagraphs b) through d) of paragraph 3, and if so, the article 
and paragraph number of each such provision. Where all Contracting Jurisdictions have made such a 
notification with respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that provision shall be replaced by 
the provisions of paragraph 1. In other cases, paragraph 1 shall supersede the provisions of the Covered 
Tax Agreement only to the extent that those provisions are incompatible with paragraph 1. 


 


Article 5 – Application of Methods for Elimination of Double Taxation 


1. A Party may choose to apply either paragraphs 2 and 3 (Option A), paragraphs 4 and 5 (Option B), 
or paragraphs 6 and 7 (Option C), or may choose to apply none of the Options. Where each Contracting 
Jurisdiction to a Covered Tax Agreement chooses a different Option (or where one Contracting 
Jurisdiction chooses to apply an Option and the other chooses to apply none of the Options), the Option 
chosen by each Contracting Jurisdiction shall apply with respect to its own residents. 


Option A 
 
2. Provisions of a Covered Tax Agreement that would otherwise exempt income derived or capital 
owned by a resident of a Contracting Jurisdiction from tax in that Contracting Jurisdiction for the purpose 
of eliminating double taxation shall not apply where the other Contracting Jurisdiction applies the 
provisions of the Covered Tax Agreement to exempt such income or capital from tax or to limit the rate at 
which such income or capital may be taxed. In the latter case, the first-mentioned Contracting Jurisdiction 
shall allow as a deduction from the tax on the income or capital of that resident an amount equal to the tax 
paid in that other Contracting Jurisdiction. Such deduction shall not, however, exceed that part of the tax, 
as computed before the deduction is given, which is attributable to such items of income or capital which 
may be taxed in that other Contracting Jurisdiction. 


3. Paragraph 2 shall apply to a Covered Tax Agreement that would otherwise require a Contracting 
Jurisdiction to exempt income or capital described in that paragraph. 


Option B 
 
4. Provisions of a Covered Tax Agreement that would otherwise exempt income derived by a resident 
of a Contracting Jurisdiction from tax in that Contracting Jurisdiction for the purpose of eliminating double 
taxation because such income is treated as a dividend by that Contracting Jurisdiction shall not apply 
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where such income gives rise to a deduction for the purpose of determining the taxable profits of a resident 
of the other Contracting Jurisdiction under the laws of that other Contracting Jurisdiction. In such case, the 
first-mentioned Contracting Jurisdiction shall allow as a deduction from the tax on the income of that 
resident an amount equal to the income tax paid in that other Contracting Jurisdiction. Such deduction shall 
not, however, exceed that part of the income tax, as computed before the deduction is given, which is 
attributable to such income which may be taxed in that other Contracting Jurisdiction. 


5. Paragraph 4 shall apply to a Covered Tax Agreement that would otherwise require a Contracting 
Jurisdiction to exempt income described in that paragraph. 


Option C 
 
6. a) Where a resident of a Contracting Jurisdiction derives income or owns capital which may be 


taxed in the other Contracting Jurisdiction in accordance with the provisions of a Covered Tax 
Agreement (except to the extent that these provisions allow taxation by that other Contracting 
Jurisdiction solely because the income is also income derived by a resident of that other 
Contracting Jurisdiction), the first-mentioned Contracting Jurisdiction shall allow: 


i) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to the 
income tax paid in that other Contracting Jurisdiction; 


ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to the capital 
tax paid in that other Contracting Jurisdiction. 


Such deduction shall not, however, exceed that part of the income tax or capital tax, as 
computed before the deduction is given, which is attributable to the income or the capital 
which may be taxed in that other Contracting Jurisdiction. 


b) Where in accordance with any provision of the Covered Tax Agreement income derived or 
capital owned by a resident of a Contracting Jurisdiction is exempt from tax in that 
Contracting Jurisdiction, such Contracting Jurisdiction may nevertheless, in calculating the 
amount of tax on the remaining income or capital of such resident, take into account the 
exempted income or capital. 


7. Paragraph 6 shall apply in place of provisions of a Covered Tax Agreement that, for purposes of 
eliminating double taxation, require a Contracting Jurisdiction to exempt from tax in that Contracting 
Jurisdiction income derived or capital owned by a resident of that Contracting Jurisdiction which, in 
accordance with the provisions of the Covered Tax Agreement, may be taxed in the other Contracting 
Jurisdiction. 


8. A Party that does not choose to apply an Option under paragraph 1 may reserve the right for the 
entirety of this Article not to apply with respect to one or more identified Covered Tax Agreements (or 
with respect to all of its Covered Tax Agreements). 


9. A Party that does not choose to apply Option C may reserve the right, with respect to one or more 
identified Covered Tax Agreements (or with respect to all of its Covered Tax Agreements), not to permit 
the other Contracting Jurisdiction(s) to apply Option C. 


10. Each Party that chooses to apply an Option under paragraph 1 shall notify the Depositary of its 
choice of Option. Such notification shall also include: 
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a) in the case of a Party that chooses to apply Option A, the list of its Covered Tax Agreements 
which contain a provision described in paragraph 3, as well as the article and paragraph 
number of each such provision; 


b) in the case of a Party that chooses to apply Option B, the list of its Covered Tax Agreements 
which contain a provision described in paragraph 5, as well as the article and paragraph 
number of each such provision; 


c) in the case of a Party that chooses to apply Option C, the list of its Covered Tax Agreements 
which contain a provision described in paragraph 7, as well as the article and paragraph 
number of each such provision. 


An Option shall apply with respect to a provision of a Covered Tax Agreement only where the Party that 
has chosen to apply that Option has made such a notification with respect to that provision. 
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PART III. 
TREATY ABUSE 


 


Article 6 – Purpose of a Covered Tax Agreement 


1. A Covered Tax Agreement shall be modified to include the following preamble text: 


“Intending to eliminate double taxation with respect to the taxes covered by this agreement without 
creating opportunities for non-taxation or reduced taxation through tax evasion or avoidance 
(including through treaty-shopping arrangements aimed at obtaining reliefs provided in this 
agreement for the indirect benefit of residents of third jurisdictions),”. 


2. The text described in paragraph 1 shall be included in a Covered Tax Agreement in place of or in the 
absence of preamble language of the Covered Tax Agreement referring to an intent to eliminate double 
taxation, whether or not that language also refers to the intent not to create opportunities for non-taxation 
or reduced taxation. 


3. A Party may also choose to include the following preamble text with respect to its Covered Tax 
Agreements that do not contain preamble language referring to a desire to develop an economic 
relationship or to enhance co-operation in tax matters: 


“Desiring to further develop their economic relationship and to enhance their co-operation in tax 
matters,”. 


4. A Party may reserve the right for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that 
already contain preamble language describing the intent of the Contracting Jurisdictions to eliminate 
double taxation without creating opportunities for non-taxation or reduced taxation, whether that language 
is limited to cases of tax evasion or avoidance (including through treaty-shopping arrangements aimed at 
obtaining reliefs provided in the Covered Tax Agreement for the indirect benefit of residents of third 
jurisdictions) or applies more broadly. 


5. Each Party shall notify the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements, other than 
those that are within the scope of a reservation under paragraph 4, contains preamble language described in 
paragraph 2, and if so, the text of the relevant preambular paragraph. Where all Contracting Jurisdictions 
have made such a notification with respect to that preamble language, such preamble language shall be 
replaced by the text described in paragraph 1. In other cases, the text described in paragraph 1 shall be 
included in addition to the existing preamble language. 


6. Each Party that chooses to apply paragraph 3 shall notify the Depositary of its choice. Such 
notification shall also include the list of its Covered Tax Agreements that do not already contain preamble 
language referring to a desire to develop an economic relationship or to enhance co-operation in tax 
matters. The text described in paragraph 3 shall be included in a Covered Tax Agreement only where all 
Contracting Jurisdictions have chosen to apply that paragraph and have made such a notification with 
respect to the Covered Tax Agreement. 


 


Article 7 – Prevention of Treaty Abuse 


1. Notwithstanding any provisions of a Covered Tax Agreement, a benefit under the Covered Tax 
Agreement shall not be granted in respect of an item of income or capital if it is reasonable to conclude, 
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having regard to all relevant facts and circumstances, that obtaining that benefit was one of the principal 
purposes of any arrangement or transaction that resulted directly or indirectly in that benefit, unless it is 
established that granting that benefit in these circumstances would be in accordance with the object and 
purpose of the relevant provisions of the Covered Tax Agreement. 


2. Paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of provisions of a Covered Tax Agreement that 
deny all or part of the benefits that would otherwise be provided under the Covered Tax Agreement where 
the principal purpose or one of the principal purposes of any arrangement or transaction, or of any person 
concerned with an arrangement or transaction, was to obtain those benefits. 


3. A Party that has not made the reservation described in subparagraph a) of paragraph 15 may also 
choose to apply paragraph 4 with respect to its Covered Tax Agreements. 


4. Where a benefit under a Covered Tax Agreement is denied to a person under provisions of the 
Covered Tax Agreement (as it may be modified by this Convention) that deny all or part of the benefits 
that would otherwise be provided under the Covered Tax Agreement where the principal purpose or one of 
the principal purposes of any arrangement or transaction, or of any person concerned with an arrangement 
or transaction, was to obtain those benefits, the competent authority of the Contracting Jurisdiction that 
would otherwise have granted this benefit shall nevertheless treat that person as being entitled to this 
benefit, or to different benefits with respect to a specific item of income or capital, if such competent 
authority, upon request from that person and after consideration of the relevant facts and circumstances, 
determines that such benefits would have been granted to that person in the absence of the transaction or 
arrangement. The competent authority of the Contracting Jurisdiction to which a request has been made 
under this paragraph by a resident of the other Contracting Jurisdiction shall consult with the competent 
authority of that other Contracting Jurisdiction before rejecting the request. 


5. Paragraph 4 shall apply to provisions of a Covered Tax Agreement (as it may be modified by this 
Convention) that deny all or part of the benefits that would otherwise be provided under the Covered Tax 
Agreement where the principal purpose or one of the principal purposes of any arrangement or transaction, 
or of any person concerned with an arrangement or transaction, was to obtain those benefits. 


6. A Party may also choose to apply the provisions contained in paragraphs 8 through 13 (hereinafter 
referred to as the “Simplified Limitation on Benefits Provision”) to its Covered Tax Agreements by 
making the notification described in subparagraph c) of paragraph 17. The Simplified Limitation on 
Benefits Provision shall apply with respect to a Covered Tax Agreement only where all Contracting 
Jurisdictions have chosen to apply it. 


7. In cases where some but not all of the Contracting Jurisdictions to a Covered Tax Agreement choose 
to apply the Simplified Limitation on Benefits Provision pursuant to paragraph 6, then, notwithstanding the 
provisions of that paragraph, the Simplified Limitation on Benefits Provision shall apply with respect to 
the granting of benefits under the Covered Tax Agreement: 


a) by all Contracting Jurisdictions, if all of the Contracting Jurisdictions that do not choose 
pursuant to paragraph 6 to apply the Simplified Limitation on Benefits Provision agree to such 
application by choosing to apply this subparagraph and notifying the Depositary accordingly; 
or 


b) only by the Contracting Jurisdictions that choose to apply the Simplified Limitation on 
Benefits Provision, if all of the Contracting Jurisdictions that do not choose pursuant to 
paragraph 6 to apply the Simplified Limitation on Benefits Provision agree to such application 
by choosing to apply this subparagraph and notifying the Depositary accordingly. 
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Simplified Limitation on Benefits Provision 
 
8. Except as otherwise provided in the Simplified Limitation on Benefits Provision, a resident of a 
Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement shall not be entitled to a benefit that would otherwise 
be accorded by the Covered Tax Agreement, other than a benefit under provisions of the Covered Tax 
Agreement: 


a) which determine the residence of a person other than an individual which is a resident of more 
than one Contracting Jurisdiction by reason of provisions of the Covered Tax Agreement that 
define a resident of a Contracting Jurisdiction; 


b) which provide that a Contracting Jurisdiction will grant to an enterprise of that Contracting 
Jurisdiction a corresponding adjustment following an initial adjustment made by the other 
Contacting Jurisdiction, in accordance with the Covered Tax Agreement, to the amount of tax 
charged in the first-mentioned Contracting Jurisdiction on the profits of an associated 
enterprise; or 


c) which allow residents of a Contracting Jurisdiction to request that the competent authority of 
that Contracting Jurisdiction consider cases of taxation not in accordance with the Covered 
Tax Agreement, 


unless such resident is a “qualified person”, as defined in paragraph 9 at the time that the benefit would be 
accorded. 


9. A resident of a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement shall be a qualified person at a 
time when a benefit would otherwise be accorded by the Covered Tax Agreement if, at that time, the 
resident is: 


a) an individual; 


b) that Contracting Jurisdiction, or a political subdivision or local authority thereof, or an agency 
or instrumentality of any such Contracting Jurisdiction, political subdivision or local 
authority; 


c) a company or other entity, if the principal class of its shares is regularly traded on one or more 
recognised stock exchanges; 


d) a person, other than an individual, that: 


i) is a non-profit organisation of a type that is agreed to by the Contracting Jurisdictions 
through an exchange of diplomatic notes; or 


ii) is an entity or arrangement established in that Contracting Jurisdiction that is treated as 
a separate person under the taxation laws of that Contracting Jurisdiction and: 


A) that is established and operated exclusively or almost exclusively to administer or 
provide retirement benefits and ancillary or incidental benefits to individuals and 
that is regulated as such by that Contracting Jurisdiction or one of its political 
subdivisions or local authorities; or 


B) that is established and operated exclusively or almost exclusively to invest funds 
for the benefit of entities or arrangements referred to in subdivision A); 
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e) a person other than an individual, if, on at least half the days of a twelve-month period that 
includes the time when the benefit would otherwise be accorded, persons who are residents of 
that Contracting Jurisdiction and that are entitled to benefits of the Covered Tax Agreement 
under subparagraphs a) to d) own, directly or indirectly, at least 50 per cent of the shares of 
the person. 


10. a) A resident of a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement will be entitled to 
benefits of the Covered Tax Agreement with respect to an item of income derived from the 
other Contracting Jurisdiction, regardless of whether the resident is a qualified person, if the 
resident is engaged in the active conduct of a business in the first-mentioned Contracting 
Jurisdiction, and the income derived from the other Contracting Jurisdiction emanates from, or 
is incidental to, that business. For purposes of the Simplified Limitation on Benefits Provision, 
the term “active conduct of a business” shall not include the following activities or any 
combination thereof: 


i) operating as a holding company; 


ii) providing overall supervision or administration of a group of companies; 


iii) providing group financing (including cash pooling); or 


iv) making or managing investments, unless these activities are carried on by a bank, 
insurance company or registered securities dealer in the ordinary course of its business 
as such. 


b) If a resident of a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement derives an item of 
income from a business activity conducted by that resident in the other Contracting 
Jurisdiction, or derives an item of income arising in the other Contracting Jurisdiction from a 
connected person, the conditions described in subparagraph a) shall be considered to be 
satisfied with respect to such item only if the business activity carried on by the resident in the 
first-mentioned Contracting Jurisdiction to which the item is related is substantial in relation 
to the same activity or a complementary business activity carried on by the resident or such 
connected person in the other Contracting Jurisdiction. Whether a business activity is 
substantial for the purposes of this subparagraph shall be determined based on all the facts and 
circumstances. 


c) For purposes of applying this paragraph, activities conducted by connected persons with 
respect to a resident of a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement shall be 
deemed to be conducted by such resident. 


11. A resident of a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement that is not a qualified person 
shall also be entitled to a benefit that would otherwise be accorded by the Covered Tax Agreement with 
respect to an item of income if, on at least half of the days of any twelve-month period that includes the 
time when the benefit would otherwise be accorded, persons that are equivalent beneficiaries own, directly 
or indirectly, at least 75 per cent of the beneficial interests of the resident. 


12. If a resident of a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement is neither a qualified person 
pursuant to the provisions of paragraph 9, nor entitled to benefits under paragraph 10 or 11, the competent 
authority of the other Contracting Jurisdiction may, nevertheless, grant the benefits of the Covered Tax 
Agreement, or benefits with respect to a specific item of income, taking into account the object and 
purpose of the Covered Tax Agreement, but only if such resident demonstrates to the satisfaction of such 
competent authority that neither its establishment, acquisition or maintenance, nor the conduct of its 
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operations, had as one of its principal purposes the obtaining of benefits under the Covered Tax 
Agreement. Before either granting or denying a request made under this paragraph by a resident of a 
Contracting Jurisdiction, the competent authority of the other Contracting Jurisdiction to which the request 
has been made shall consult with the competent authority of the first-mentioned Contracting Jurisdiction. 


13. For the purposes of the Simplified Limitation on Benefits Provision: 


a) the term “recognised stock exchange” means: 


i) any stock exchange established and regulated as such under the laws of either 
Contracting Jurisdiction; and 


ii) any other stock exchange agreed upon by the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions; 


b) the term “principal class of shares” means the class or classes of shares of a company which 
represents the majority of the aggregate vote and value of the company or the class or classes 
of beneficial interests of an entity which represents in the aggregate a majority of the 
aggregate vote and value of the entity; 


c) the term “equivalent beneficiary” means any person who would be entitled to benefits with 
respect to an item of income accorded by a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax 
Agreement under the domestic law of that Contracting Jurisdiction, the Covered Tax 
Agreement or any other international instrument which are equivalent to, or more favourable 
than, benefits to be accorded to that item of income under the Covered Tax Agreement; for the 
purposes of determining whether a person is an equivalent beneficiary with respect to 
dividends, the person shall be deemed to hold the same capital of the company paying the 
dividends as such capital the company claiming the benefit with respect to the dividends 
holds; 


d) with respect to entities that are not companies, the term “shares” means interests that are 
comparable to shares; 


e) two persons shall be “connected persons” if one owns, directly or indirectly, at least 50 
per cent of the beneficial interest in the other (or, in the case of a company, at least 50 per cent 
of the aggregate vote and value of the company's shares) or another person owns, directly or 
indirectly, at least 50 per cent of the beneficial interest (or, in the case of a company, at least 
50 per cent of the aggregate vote and value of the company's shares) in each person; in any 
case, a person shall be connected to another if, based on all the relevant facts and 
circumstances, one has control of the other or both are under the control of the same person or 
persons. 


14. The Simplified Limitation on Benefits Provision shall apply in place of or in the absence of 
provisions of a Covered Tax Agreement that would limit the benefits of the Covered Tax Agreement (or 
that would limit benefits other than a benefit under the provisions of the Covered Tax Agreement relating 
to residence, associated enterprises or non-discrimination or a benefit that is not restricted solely to 
residents of a Contracting Jurisdiction) only to a resident that qualifies for such benefits by meeting one or 
more categorical tests. 


15. A Party may reserve the right: 
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a) for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements on the basis that it intends to 
adopt a combination of a detailed limitation on benefits provision and either rules to address 
conduit financing structures or a principal purpose test, thereby meeting the minimum 
standard for preventing treaty abuse under the OECD/G20 BEPS package; in such cases, the 
Contracting Jurisdictions shall endeavour to reach a mutually satisfactory solution which 
meets the minimum standard; 


b) for paragraph 1 (and paragraph 4, in the case of a Party that has chosen to apply that 
paragraph) not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain provisions that 
deny all of the benefits that would otherwise be provided under the Covered Tax Agreement 
where the principal purpose or one of the principal purposes of any arrangement or 
transaction, or of any person concerned with an arrangement or transaction, was to obtain 
those benefits; 


c) for the Simplified Limitation on Benefits Provision not to apply to its Covered Tax 
Agreements that already contain the provisions described in paragraph 14. 


16. Except where the Simplified Limitation on Benefits Provision applies with respect to the granting of 
benefits under a Covered Tax Agreement by one or more Parties pursuant to paragraph 7, a Party that 
chooses pursuant to paragraph 6 to apply the Simplified Limitation on Benefits Provision may reserve the 
right for the entirety of this Article not to apply with respect to its Covered Tax Agreements for which one 
or more of the other Contracting Jurisdictions has not chosen to apply the Simplified Limitation on 
Benefits Provision. In such cases, the Contracting Jurisdictions shall endeavour to reach a mutually 
satisfactory solution which meets the minimum standard for preventing treaty abuse under the OECD/G20 
BEPS package. 


17. a) Each Party that has not made the reservation described in subparagraph a) of paragraph 15 
shall notify the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements that is not subject 
to a reservation described in subparagraph b) of paragraph 15 contains a provision described 
in paragraph 2, and if so, the article and paragraph number of each such provision. Where all 
Contracting Jurisdictions have made such a notification with respect to a provision of a 
Covered Tax Agreement, that provision shall be replaced by the provisions of paragraph 1 
(and where applicable, paragraph 4). In other cases, paragraph 1 (and where applicable, 
paragraph 4) shall supersede the provisions of the Covered Tax Agreement only to the extent 
that those provisions are incompatible with paragraph 1 (and where applicable, paragraph 4). 
A Party making a notification under this subparagraph may also include a statement that while 
such Party accepts the application of paragraph 1 alone as an interim measure, it intends 
where possible to adopt a limitation on benefits provision, in addition to or in replacement of 
paragraph 1, through bilateral negotiation. 


b) Each Party that chooses to apply paragraph 4 shall notify the Depositary of its choice. 
Paragraph 4 shall apply to a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions 
have made such a notification. 


c) Each Party that chooses to apply the Simplified Limitation on Benefits Provision pursuant to 
paragraph 6 shall notify the Depositary of its choice. Unless such Party has made the 
reservation described in subparagraph c) of paragraph 15, such notification shall also include 
the list of its Covered Tax Agreements which contain a provision described in paragraph 14, 
as well as the article and paragraph number of each such provision. 
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d) Each Party that does not choose to apply the Simplified Limitation on Benefits Provision 
pursuant to paragraph 6, but chooses to apply either subparagraph a) or b) of paragraph 7 shall 
notify the Depositary of its choice of subparagraph. Unless such Party has made the 
reservation described in subparagraph c) of paragraph 15, such notification shall also include 
the list of its Covered Tax Agreements which contain a provision described in paragraph 14, 
as well as the article and paragraph number of each such provision. 


e) Where all Contracting Jurisdictions have made a notification under subparagraph c) or d) with 
respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that provision shall be replaced by the 
Simplified Limitation on Benefits Provision. In other cases, the Simplified Limitation on 
Benefits Provision shall supersede the provisions of the Covered Tax Agreement only to the 
extent that those provisions are incompatible with the Simplified Limitation on Benefits 
Provision. 


 


Article 8 – Dividend Transfer Transactions 


1. Provisions of a Covered Tax Agreement that exempt dividends paid by a company which is a 
resident of a Contracting Jurisdiction from tax or that limit the rate at which such dividends may be taxed, 
provided that the beneficial owner or the recipient is a company which is a resident of the other 
Contracting Jurisdiction and which owns, holds or controls more than a certain amount of the capital, 
shares, stock, voting power, voting rights or similar ownership interests of the company paying the 
dividends, shall apply only if the ownership conditions described in those provisions are met throughout a 
365 day period that includes the day of the payment of the dividends (for the purpose of computing that 
period, no account shall be taken of changes of ownership that would directly result from a corporate 
reorganisation, such as a merger or divisive reorganisation, of the company that holds the shares or that 
pays the dividends). 


2. The minimum holding period provided in paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of a 
minimum holding period in provisions of a Covered Tax Agreement described in paragraph 1. 


3. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements to the extent that 
the provisions described in paragraph 1 already include: 


i) a minimum holding period; 


ii) a minimum holding period shorter than a 365 day period; or 


iii) a minimum holding period longer than a 365 day period. 


4. Each Party that has not made a reservation described in subparagraph a) of paragraph 3 shall notify 
the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in paragraph 
1 that is not subject to a reservation described in subparagraph b) of paragraph 3, and if so, the article and 
paragraph number of each such provision. Paragraph 1 shall apply with respect to a provision of a Covered 
Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have made such a notification with respect to that 
provision. 
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Article 9 – Capital Gains from Alienation of Shares or Interests of Entities Deriving their Value 
Principally from Immovable Property 


1. Provisions of a Covered Tax Agreement providing that gains derived by a resident of a Contracting 
Jurisdiction from the alienation of shares or other rights of participation in an entity may be taxed in the 
other Contracting Jurisdiction provided that these shares or rights derived more than a certain part of their 
value from immovable property (real property) situated in that other Contracting Jurisdiction (or provided 
that more than a certain part of the property of the entity consists of such immovable property (real 
property)): 


a) shall apply if the relevant value threshold is met at any time during the 365 days preceding the 
alienation; and 


b) shall apply to shares or comparable interests, such as interests in a partnership or trust (to the 
extent that such shares or interests are not already covered) in addition to any shares or rights 
already covered by the provisions. 


2. The period provided in subparagraph a) of paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of a 
time period for determining whether the relevant value threshold in provisions of a Covered Tax 
Agreement described in paragraph 1 was met. 


3. A Party may also choose to apply paragraph 4 with respect to its Covered Tax Agreements. 


4. For purposes of a Covered Tax Agreement, gains derived by a resident of a Contracting Jurisdiction 
from the alienation of shares or comparable interests, such as interests in a partnership or trust, may be 
taxed in the other Contracting Jurisdiction if, at any time during the 365 days preceding the alienation, 
these shares or comparable interests derived more than 50 per cent of their value directly or indirectly from 
immovable property (real property) situated in that other Contracting Jurisdiction. 


5. Paragraph 4 shall apply in place of or in the absence of provisions of a Covered Tax Agreement 
providing that gains derived by a resident of a Contracting Jurisdiction from the alienation of shares or 
other rights of participation in an entity may be taxed in the other Contracting Jurisdiction provided that 
these shares or rights derived more than a certain part of their value from immovable property (real 
property) situated in that other Contracting Jurisdiction, or provided that more than a certain part of the 
property of the entity consists of such immovable property (real property). 


6. A Party may reserve the right: 


a) for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for subparagraph a) of paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements; 


c) for subparagraph b) of paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements; 


d) for subparagraph a) of paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that already 
contain a provision of the type described in paragraph 1 that includes a period for determining 
whether the relevant value threshold was met; 
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e) for subparagraph b) of paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that already 
contain a provision of the type described in paragraph 1 that applies to the alienation of 
interests other than shares; 


f) for paragraph 4 not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain the 
provisions described in paragraph 5. 


7. Each Party that has not made the reservation described in subparagraph a) of paragraph 6 shall notify 
the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in paragraph 
1, and if so, the article and paragraph number of each such provision. Paragraph 1 shall apply with respect 
to a provision of a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have made a 
notification with respect to that provision. 


8. Each Party that chooses to apply paragraph 4 shall notify the Depositary of its choice. Paragraph 4 
shall apply to a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have made such a 
notification. In such case, paragraph 1 shall not apply with respect to that Covered Tax Agreement. In the 
case of a Party that has not made the reservation described in subparagraph f) of paragraph 6 and has made 
the reservation described in subparagraph a) of paragraph 6, such notification shall also include the list of 
its Covered Tax Agreements which contain a provision described in paragraph 5, as well as the article and 
paragraph number of each such provision. Where all Contracting Jurisdictions have made a notification 
with respect to a provision of a Covered Tax Agreement under this paragraph or paragraph 7, that 
provision shall be replaced by the provisions of paragraph 4. In other cases, paragraph 4 shall supersede the 
provisions of the Covered Tax Agreement only to the extent that those provisions are incompatible with 
paragraph 4. 


 


Article 10 – Anti-abuse Rule for Permanent Establishments Situated in Third Jurisdictions 


1. Where: 


a) an enterprise of a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax Agreement derives income from 
the other Contracting Jurisdiction and the first-mentioned Contracting Jurisdiction treats such 
income as attributable to a permanent establishment of the enterprise situated in a third 
jurisdiction; and 


b) the profits attributable to that permanent establishment are exempt from tax in the first-
mentioned Contracting Jurisdiction, 


the benefits of the Covered Tax Agreement shall not apply to any item of income on which the tax in the 
third jurisdiction is less than 60 per cent of the tax that would be imposed in the first-mentioned 
Contracting Jurisdiction on that item of income if that permanent establishment were situated in the first-
mentioned Contracting Jurisdiction. In such a case, any income to which the provisions of this paragraph 
apply shall remain taxable according to the domestic law of the other Contracting Jurisdiction, 
notwithstanding any other provisions of the Covered Tax Agreement. 


2. Paragraph 1 shall not apply if the income derived from the other Contracting Jurisdiction described 
in paragraph 1 is derived in connection with or is incidental to the active conduct of a business carried on 
through the permanent establishment (other than the business of making, managing or simply holding 
investments for the enterprise’s own account, unless these activities are banking, insurance or securities 
activities carried on by a bank, insurance enterprise or registered securities dealer, respectively). 
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3. If benefits under a Covered Tax Agreement are denied pursuant to paragraph 1 with respect to an 
item of income derived by a resident of a Contracting Jurisdiction, the competent authority of the other 
Contracting Jurisdiction may, nevertheless, grant these benefits with respect to that item of income if, in 
response to a request by such resident, such competent authority determines that granting such benefits is 
justified in light of the reasons such resident did not satisfy the requirements of paragraphs 1 and 2. The 
competent authority of the Contracting Jurisdiction to which a request has been made under the preceding 
sentence by a resident of the other Contracting Jurisdiction shall consult with the competent authority of 
that other Contracting Jurisdiction before either granting or denying the request. 


4. Paragraphs 1 through 3 shall apply in place of or in the absence of provisions of a Covered Tax 
Agreement that deny or limit benefits that would otherwise be granted to an enterprise of a Contracting 
Jurisdiction which derives income from the other Contracting Jurisdiction that is attributable to a 
permanent establishment of the enterprise situated in a third jurisdiction. 


5. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain 
the provisions described in paragraph 4; 


c) for this Article to apply only to its Covered Tax Agreements that already contain the 
provisions described in paragraph 4. 


6. Each Party that has not made the reservation described in subparagraph a) or b) of paragraph 5 shall 
notify the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in 
paragraph 4, and if so, the article and paragraph number of each such provision. Where all Contracting 
Jurisdictions have made such a notification with respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that 
provision shall be replaced by the provisions of paragraphs 1 through 3. In other cases, paragraphs 1 
through 3 shall supersede the provisions of the Covered Tax Agreement only to the extent that those 
provisions are incompatible with those paragraphs. 


 


Article 11 – Application of Tax Agreements to Restrict a Party’s Right to Tax its Own Residents 


1. A Covered Tax Agreement shall not affect the taxation by a Contracting Jurisdiction of its residents, 
except with respect to the benefits granted under provisions of the Covered Tax Agreement: 


a) which require that Contracting Jurisdiction to grant to an enterprise of that Contracting 
Jurisdiction a correlative or corresponding adjustment following an initial adjustment made by 
the other Contracting Jurisdiction, in accordance with the Covered Tax Agreement, to the 
amount of tax charged in the first-mentioned Contracting Jurisdiction on the profits of a 
permanent establishment of the enterprise or the profits of an associated enterprise; 


b) which may affect how that Contracting Jurisdiction taxes an individual who is a resident of 
that Contracting Jurisdiction if that individual derives income in respect of services rendered 
to the other Contracting Jurisdiction or a political subdivision or local authority or other 
comparable body thereof; 


c) which may affect how that Contracting Jurisdiction taxes an individual who is a resident of 
that Contracting Jurisdiction if that individual is also a student, business apprentice or trainee, 
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or a teacher, professor, lecturer, instructor, researcher or research scholar who meets the 
conditions of the Covered Tax Agreement; 


d) which require that Contracting Jurisdiction to provide a tax credit or tax exemption to 
residents of that Contracting Jurisdiction with respect to the income that the other Contracting 
Jurisdiction may tax in accordance with the Covered Tax Agreement (including profits that 
are attributable to a permanent establishment situated in that other Contracting Jurisdiction in 
accordance with the Covered Tax Agreement); 


e) which protect residents of that Contracting Jurisdiction against certain discriminatory taxation 
practices by that Contracting Jurisdiction; 


f) which allow residents of that Contracting Jurisdiction to request that the competent authority 
of that or either Contracting Jurisdiction consider cases of taxation not in accordance with the 
Covered Tax Agreement; 


g) which may affect how that Contracting Jurisdiction taxes an individual who is a resident of 
that Contracting Jurisdiction when that individual is a member of a diplomatic mission, 
government mission or consular post of the other Contracting Jurisdiction; 


h) which provide that pensions or other payments made under the social security legislation of 
the other Contracting Jurisdiction shall be taxable only in that other Contracting Jurisdiction; 


i) which provide that pensions and similar payments, annuities, alimony payments or other 
maintenance payments arising in the other Contracting Jurisdiction shall be taxable only in 
that other Contracting Jurisdiction; or 


j) which otherwise expressly limit a Contracting Jurisdiction’s right to tax its own residents or 
provide expressly that the Contracting Jurisdiction in which an item of income arises has the 
exclusive right to tax that item of income. 


2. Paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of provisions of a Covered Tax Agreement 
stating that the Covered Tax Agreement would not affect the taxation by a Contracting Jurisdiction of its 
residents. 


3. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain 
the provisions described in paragraph 2. 


4. Each Party that has not made the reservation described in subparagraph a) or b) of paragraph 3 shall 
notify the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in 
paragraph 2, and if so, the article and paragraph number of each such provision. Where all Contracting 
Jurisdictions have made such a notification with respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that 
provision shall be replaced by the provisions of paragraph 1. In other cases, paragraph 1 shall supersede the 
provisions of the Covered Tax Agreement only to the extent that those provisions are incompatible with 
paragraph 1. 
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PART IV. 
AVOIDANCE OF PERMANENT ESTABLISHMENT STATUS 


 


Article 12 – Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status through Commissionnaire 
Arrangements and Similar Strategies 


1. Notwithstanding the provisions of a Covered Tax Agreement that define the term “permanent 
establishment”, but subject to paragraph 2, where a person is acting in a Contracting Jurisdiction to a 
Covered Tax Agreement on behalf of an enterprise and, in doing so, habitually concludes contracts, or 
habitually plays the principal role leading to the conclusion of contracts that are routinely concluded 
without material modification by the enterprise, and these contracts are: 


a) in the name of the enterprise; or 


b) for the transfer of the ownership of, or for the granting of the right to use, property owned by 
that enterprise or that the enterprise has the right to use; or 


c) for the provision of services by that enterprise, 


that enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in that Contracting Jurisdiction in 
respect of any activities which that person undertakes for the enterprise unless these activities, if they were 
exercised by the enterprise through a fixed place of business of that enterprise situated in that Contracting 
Jurisdiction, would not cause that fixed place of business to be deemed to constitute a permanent 
establishment under the definition of permanent establishment included in the Covered Tax Agreement (as 
it may be modified by this Convention). 


2. Paragraph 1 shall not apply where the person acting in a Contracting Jurisdiction to a Covered Tax 
Agreement on behalf of an enterprise of the other Contracting Jurisdiction carries on business in the first-
mentioned Contracting Jurisdiction as an independent agent and acts for the enterprise in the ordinary 
course of that business. Where, however, a person acts exclusively or almost exclusively on behalf of one 
or more enterprises to which it is closely related, that person shall not be considered to be an independent 
agent within the meaning of this paragraph with respect to any such enterprise. 


3. a) Paragraph 1 shall apply in place of provisions of a Covered Tax Agreement that describe the 
conditions under which an enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in a 
Contracting Jurisdiction (or a person shall be deemed to be a permanent establishment in a 
Contracting Jurisdiction) in respect of an activity which a person other than an agent of an 
independent status undertakes for the enterprise, but only to the extent that such provisions 
address the situation in which such person has, and habitually exercises, in that Contracting 
Jurisdiction an authority to conclude contracts in the name of the enterprise. 


b) Paragraph 2 shall apply in place of provisions of a Covered Tax Agreement that provide that 
an enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a Contracting 
Jurisdiction in respect of an activity which an agent of an independent status undertakes for 
the enterprise. 


4. A Party may reserve the right for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax 
Agreements. 


5. Each Party that has not made a reservation described in paragraph 4 shall notify the Depositary of 
whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in subparagraph a) of 
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paragraph 3, as well as the article and paragraph number of each such provision. Paragraph 1 shall apply 
with respect to a provision of a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have 
made a notification with respect to that provision. 


6. Each Party that has not made a reservation described in paragraph 4 shall notify the Depositary of 
whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in subparagraph b) of 
paragraph 3, as well as the article and paragraph number of each such provision. Paragraph 2 shall apply 
with respect to a provision of a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have 
made such a notification with respect to that provision. 


 


Article 13 – Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status through the Specific Activity 
Exemptions 


1. A Party may choose to apply paragraph 2 (Option A) or paragraph 3 (Option B) or to apply neither 
Option. 


Option A 
 
2. Notwithstanding the provisions of a Covered Tax Agreement that define the term “permanent 
establishment”, the term “permanent establishment” shall be deemed not to include: 


a) the activities specifically listed in the Covered Tax Agreement (prior to modification by this 
Convention) as activities deemed not to constitute a permanent establishment, whether or not 
that exception from permanent establishment status is contingent on the activity being of a 
preparatory or auxiliary character; 


b) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, for the 
enterprise, any activity not described in subparagraph a); 


c) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities 
mentioned in subparagraphs a) and b), 


provided that such activity or, in the case of subparagraph c), the overall activity of the fixed place of 
business, is of a preparatory or auxiliary character. 


Option B 
 
3. Notwithstanding the provisions of a Covered Tax Agreement that define the term “permanent 
establishment”, the term “permanent establishment” shall be deemed not to include: 


a) the activities specifically listed in the Covered Tax Agreement (prior to modification by this 
Convention) as activities deemed not to constitute a permanent establishment, whether or not 
that exception from permanent establishment status is contingent on the activity being of a 
preparatory or auxiliary character, except to the extent that the relevant provision of the 
Covered Tax Agreement provides explicitly that a specific activity shall be deemed not to 
constitute a permanent establishment provided that the activity is of a preparatory or auxiliary 
character; 
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b) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, for the 
enterprise, any activity not described in subparagraph a), provided that this activity is of a 
preparatory or auxiliary character; 


c) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities 
mentioned in subparagraphs a) and b), provided that the overall activity of the fixed place of 
business resulting from this combination is of a preparatory or auxiliary character. 


4. A provision of a Covered Tax Agreement (as it may be modified by paragraph 2 or 3) that lists 
specific activities deemed not to constitute a permanent establishment shall not apply to a fixed place of 
business that is used or maintained by an enterprise if the same enterprise or a closely related enterprise 
carries on business activities at the same place or at another place in the same Contracting Jurisdiction and: 


a) that place or other place constitutes a permanent establishment for the enterprise or the closely 
related enterprise under the provisions of a Covered Tax Agreement defining a permanent 
establishment; or 


b) the overall activity resulting from the combination of the activities carried on by the two 
enterprises at the same place, or by the same enterprise or closely related enterprises at the 
two places, is not of a preparatory or auxiliary character, 


provided that the business activities carried on by the two enterprises at the same place, or by the same 
enterprise or closely related enterprises at the two places, constitute complementary functions that are part 
of a cohesive business operation. 


5. a) Paragraph 2 or 3 shall apply in place of the relevant parts of provisions of a Covered Tax 
Agreement that list specific activities that are deemed not to constitute a permanent 
establishment even if the activity is carried on through a fixed place of business (or provisions 
of a Covered Tax Agreement that operate in a comparable manner). 


b) Paragraph 4 shall apply to provisions of a Covered Tax Agreement (as they may be modified 
by paragraph 2 or 3) that list specific activities that are deemed not to constitute a permanent 
establishment even if the activity is carried on through a fixed place of business (or provisions 
of a Covered Tax Agreement that operate in a comparable manner). 


6. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for paragraph 2 not to apply to its Covered Tax Agreements that explicitly state that a list of 
specific activities shall be deemed not to constitute a permanent establishment only if each of 
the activities is of a preparatory or auxiliary character; 


c) for paragraph 4 not to apply to its Covered Tax Agreements. 


7. Each Party that chooses to apply an Option under paragraph 1 shall notify the Depositary of its 
choice of Option. Such notification shall also include the list of its Covered Tax Agreements which contain 
a provision described in subparagraph a) of paragraph 5, as well as the article and paragraph number of 
each such provision. An Option shall apply with respect to a provision of a Covered Tax Agreement only 
where all Contracting Jurisdictions have chosen to apply the same Option and have made such a 
notification with respect to that provision. 
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8. Each Party that has not made a reservation described in subparagraph a) or c) of paragraph 6 and 
does not choose to apply an Option under paragraph 1 shall notify the Depositary of whether each of its 
Covered Tax Agreements contains a provision described in subparagraph b) of paragraph 5, as well as the 
article and paragraph number of each such provision. Paragraph 4 shall apply with respect to a provision of 
a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have made a notification with respect 
to that provision under this paragraph or paragraph 7. 


 


Article 14 – Splitting-up of Contracts 


1. For the sole purpose of determining whether the period (or periods) referred to in a provision of a 
Covered Tax Agreement that stipulates a period (or periods) of time after which specific projects or 
activities shall constitute a permanent establishment has been exceeded: 


a) where an enterprise of a Contracting Jurisdiction carries on activities in the other Contracting 
Jurisdiction at a place that constitutes a building site, construction project, installation project 
or other specific project identified in the relevant provision of the Covered Tax Agreement, or 
carries on supervisory or consultancy activities in connection with such a place, in the case of 
a provision of a Covered Tax Agreement that refers to such activities, and these activities are 
carried on during one or more periods of time that, in the aggregate, exceed 30 days without 
exceeding the period or periods referred to in the relevant provision of the Covered Tax 
Agreement; and 


b) where connected activities are carried on in that other Contracting Jurisdiction at (or, where 
the relevant provision of the Covered Tax Agreement applies to supervisory or consultancy 
activities, in connection with) the same building site, construction or installation project, or 
other place identified in the relevant provision of the Covered Tax Agreement during different 
periods of time, each exceeding 30 days, by one or more enterprises closely related to the 
first-mentioned enterprise, 


these different periods of time shall be added to the aggregate period of time during which the first-
mentioned enterprise has carried on activities at that building site, construction or installation project, or 
other place identified in the relevant provision of the Covered Tax Agreement. 


2. Paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of provisions of a Covered Tax Agreement to 
the extent that such provisions address the division of contracts into multiple parts to avoid the application 
of a time period or periods in relation to the existence of a permanent establishment for specific projects or 
activities described in paragraph 1. 


3. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements; 


b) for the entirety of this Article not to apply with respect to provisions of its Covered Tax 
Agreements relating to the exploration for or exploitation of natural resources. 


4. Each Party that has not made a reservation described in subparagraph a) of paragraph 3 shall notify 
the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in paragraph 
2 that is not subject to a reservation under subparagraph b) of paragraph 3, and if so, the article and 
paragraph number of each such provision. Where all Contracting Jurisdictions have made such a 
notification with respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that provision shall be replaced by 







 23 


the provisions of paragraph 1 to the extent provided in paragraph 2. In other cases, paragraph 1 shall 
supersede the provisions of the Covered Tax Agreement only to the extent that those provisions are 
incompatible with paragraph 1. 


 


Article 15 – Definition of a Person Closely Related to an Enterprise 


1. For the purposes of the provisions of a Covered Tax Agreement that are modified by paragraph 2 of 
Article 12 (Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status through Commissionnaire 
Arrangements and Similar Strategies), paragraph 4 of Article 13 (Artificial Avoidance of Permanent 
Establishment Status through the Specific Activity Exemptions), or paragraph 1 of Article 14 (Splitting-up 
of Contracts), a person is closely related to an enterprise if, based on all the relevant facts and 
circumstances, one has control of the other or both are under the control of the same persons or enterprises. 
In any case, a person shall be considered to be closely related to an enterprise if one possesses directly or 
indirectly more than 50 per cent of the beneficial interest in the other (or, in the case of a company, more 
than 50 per cent of the aggregate vote and value of the company’s shares or of the beneficial equity interest 
in the company) or if another person possesses directly or indirectly more than 50 per cent of the beneficial 
interest (or, in the case of a company, more than 50 per cent of the aggregate vote and value of the 
company’s shares or of the beneficial equity interest in the company) in the person and the enterprise. 


2. A Party that has made the reservations described in paragraph 4 of Article 12 (Artificial Avoidance 
of Permanent Establishment Status through Commissionnaire Arrangements and Similar Strategies), 
subparagraph a) or c) of paragraph 6 of Article 13 (Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status 
through the Specific Activity Exemptions), and subparagraph a) of paragraph 3 of Article 14 (Splitting-up 
of Contracts) may reserve the right for the entirety of this Article not to apply to the Covered Tax 
Agreements to which those reservations apply. 
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PART V. 
IMPROVING DISPUTE RESOLUTION 


 


Article 16 – Mutual Agreement Procedure 


1. Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting Jurisdictions result or 
will result for that person in taxation not in accordance with the provisions of the Covered Tax Agreement, 
that person may, irrespective of the remedies provided by the domestic law of those Contracting 
Jurisdictions, present the case to the competent authority of either Contracting Jurisdiction. The case must 
be presented within three years from the first notification of the action resulting in taxation not in 
accordance with the provisions of the Covered Tax Agreement. 


2. The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified and if it is not 
itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual agreement with the competent 
authority of the other Contracting Jurisdiction, with a view to the avoidance of taxation which is not in 
accordance with the Covered Tax Agreement. Any agreement reached shall be implemented 
notwithstanding any time limits in the domestic law of the Contracting Jurisdictions. 


3. The competent authorities of the Contracting Jurisdictions shall endeavour to resolve by mutual 
agreement any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of the Covered Tax 
Agreement. They may also consult together for the elimination of double taxation in cases not provided for 
in the Covered Tax Agreement. 


4. a) i) The first sentence of paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of provisions 
of a Covered Tax Agreement (or parts thereof) that provide that where a person 
considers that the actions of one or both of the Contracting Jurisdiction result or will 
result for that person in taxation not in accordance with the provisions of the Covered 
Tax Agreement, that person may, irrespective of the remedies provided by the domestic 
law of those Contracting Jurisdictions, present the case to the competent authority of 
the Contracting Jurisdiction of which that person is a resident including provisions 
under which, if the case presented by that person comes under the provisions of a 
Covered Tax Agreement relating to non-discrimination based on nationality, the case 
may be presented to the competent authority of the Contracting Jurisdiction of which 
that person is a national. 


ii) The second sentence of paragraph 1 shall apply in place of provisions of a Covered Tax 
Agreement that provide that a case referred to in the first sentence of paragraph 1 must 
be presented within a specific time period that is shorter than three years from the first 
notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of 
the Covered Tax Agreement, or in the absence of a provision of a Covered Tax 
Agreement describing the time period within which such a case must be presented. 


b) i) The first sentence of paragraph 2 shall apply in the absence of provisions of a Covered 
Tax Agreement that provide that the competent authority that is presented with the case 
by the person referred to in paragraph 1 shall endeavour, if the objection appears to it to 
be justified and if it is not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the 
case by mutual agreement with the competent authority of the other Contracting 
Jurisdiction, with a view to the avoidance of taxation which is not in accordance with 
the Covered Tax Agreement. 
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ii) The second sentence of paragraph 2 shall apply in the absence of provisions of a 
Covered Tax Agreement providing that any agreement reached shall be implemented 
notwithstanding any time limits in the domestic law of the Contracting Jurisdictions. 


c) i) The first sentence of paragraph 3 shall apply in the absence of provisions of a Covered 
Tax Agreement that provide that the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions shall endeavour to resolve by mutual agreement any difficulties or doubts 
arising as to the interpretation or application of the Covered Tax Agreement. 


ii) The second sentence of paragraph 3 shall apply in the absence of provisions of a 
Covered Tax Agreement that provide that the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions may also consult together for the elimination of double taxation in cases 
not provided for in the Covered Tax Agreement. 


5. A Party may reserve the right: 


a) for the first sentence of paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements on the basis 
that it intends to meet the minimum standard for improving dispute resolution under the 
OECD/G20 BEPS Package by ensuring that under each of its Covered Tax Agreements (other 
than a Covered Tax Agreement that permits a person to present a case to the competent 
authority of either Contracting Jurisdiction), where a person considers that the actions of one 
or both of the Contracting Jurisdictions result or will result for that person in taxation not in 
accordance with the provisions of the Covered Tax Agreement, irrespective of the remedies 
provided by the domestic law of those Contracting Jurisdictions, that person may present the 
case to the competent authority of the Contracting Jurisdiction of which the person is a 
resident or, if the case presented by that person comes under a provision of a Covered Tax 
Agreement relating to non-discrimination based on nationality, to that of the Contracting 
Jurisdiction of which that person is a national; and the competent authority of that Contracting 
Jurisdiction will implement a bilateral notification or consultation process with the competent 
authority of the other Contracting Jurisdiction for cases in which the competent authority to 
which the mutual agreement procedure case was presented does not consider the taxpayer’s 
objection to be justified; 


b) for the second sentence of paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements that do not 
provide that the case referred to in the first sentence of paragraph 1 must be presented within a 
specific time period on the basis that it intends to meet the minimum standard for improving 
dispute resolution under the OECD/G20 BEPS package by ensuring that for the purposes of 
all such Covered Tax Agreements the taxpayer referred to in paragraph 1 is allowed to present 
the case within a period of at least three years from the first notification of the action resulting 
in taxation not in accordance with the provisions of the Covered Tax Agreement; 


c) for the second sentence of paragraph 2 not to apply to its Covered Tax Agreements on the 
basis that for the purposes of all of its Covered Tax Agreements: 


i) any agreement reached via the mutual agreement procedure shall be implemented 
notwithstanding any time limits in the domestic laws of the Contracting Jurisdictions; 
or 


ii) it intends to meet the minimum standard for improving dispute resolution under the 
OECD/G20 BEPS package by accepting, in its bilateral treaty negotiations, a treaty 
provision providing that: 
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A) the Contracting Jurisdictions shall make no adjustment to the profits that are 
attributable to a permanent establishment of an enterprise of one of the 
Contracting Jurisdictions after a period that is mutually agreed between both 
Contracting Jurisdictions from the end of the taxable year in which the profits 
would have been attributable to the permanent establishment (this provision shall 
not apply in the case of fraud, gross negligence or wilful default); and 


B) the Contracting Jurisdictions shall not include in the profits of an enterprise, and 
tax accordingly, profits that would have accrued to the enterprise but that by 
reason of the conditions referred to in a provision in the Covered Tax Agreement 
relating to associated enterprises have not so accrued, after a period that is 
mutually agreed between both Contracting Jurisdictions from the end of the 
taxable year in which the profits would have accrued to the enterprise (this 
provision shall not apply in the case of fraud, gross negligence or wilful default). 


6. a) Each Party that has not made a reservation described in subparagraph a) of paragraph 5 shall 
notify the Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision 
described in clause i) of subparagraph a) of paragraph 4, and if so, the article and paragraph 
number of each such provision. Where all Contracting Jurisdictions have made a notification 
with respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that provision shall be replaced by 
the first sentence of paragraph 1. In other cases, the first sentence of paragraph 1 shall 
supersede the provisions of the Covered Tax Agreement only to the extent that those 
provisions are incompatible with that sentence. 


b) Each Party that has not made the reservation described in subparagraph b) of paragraph 5 shall 
notify the Depositary of: 


i) the list of its Covered Tax Agreements which contain a provision that provides that a 
case referred to in the first sentence of paragraph 1 must be presented within a specific 
time period that is shorter than three years from the first notification of the action 
resulting in taxation not in accordance with the provisions of the Covered Tax 
Agreement, as well as the article and paragraph number of each such provision; a 
provision of a Covered Tax Agreement shall be replaced by the second sentence of 
paragraph 1 where all Contracting Jurisdictions have made such a notification with 
respect to that provision; in other cases, subject to clause ii), the second sentence of 
paragraph 1 shall supersede the provisions of the Covered Tax Agreement only to the 
extent that those provisions are incompatible with the second sentence of paragraph 1; 


ii) the list of its Covered Tax Agreements which contain a provision that provides that a 
case referred to in the first sentence of paragraph 1 must be presented within a specific 
time period that is at least three years from the first notification of the action resulting 
in taxation not in accordance with the provisions of the Covered Tax Agreement, as 
well as the article and paragraph number of each such provision; the second sentence of 
paragraph 1 shall not apply to a Covered Tax Agreement where any Contracting 
Jurisdiction has made such a notification with respect to that Covered Tax Agreement. 


c) Each Party shall notify the Depositary of: 


i) the list of its Covered Tax Agreements which do not contain a provision described in 
clause i) of subparagraph b) of paragraph 4; the first sentence of paragraph 2 shall apply 
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to a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have made such a 
notification with respect to that Covered Tax Agreement; 


ii) in the case of a Party that has not made the reservation described in subparagraph c) of 
paragraph 5, the list of its Covered Tax Agreements which do not contain a provision 
described in clause ii) of subparagraph b) of paragraph 4; the second sentence of 
paragraph 2 shall apply to a Covered Tax Agreement only where all Contracting 
Jurisdictions have made such a notification with respect to that Covered Tax 
Agreement. 


d) Each Party shall notify the Depositary of: 


i) the list of its Covered Tax Agreements which do not contain a provision described in 
clause i) of subparagraph c) of paragraph 4; the first sentence of paragraph 3 shall apply 
to a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have made such a 
notification with respect to that Covered Tax Agreement; 


ii) the list of its Covered Tax Agreements which do not contain a provision described in 
clause ii) of subparagraph c) of paragraph 4; the second sentence of paragraph 3 shall 
apply to a Covered Tax Agreement only where all Contracting Jurisdictions have made 
such a notification with respect to that Covered Tax Agreement. 


 


Article 17 – Corresponding Adjustments 


1. Where a Contracting Jurisdiction includes in the profits of an enterprise of that Contracting 
Jurisdiction — and taxes accordingly — profits on which an enterprise of the other Contracting 
Jurisdiction has been charged to tax in that other Contracting Jurisdiction and the profits so included are 
profits which would have accrued to the enterprise of the first-mentioned Contracting Jurisdiction if the 
conditions made between the two enterprises had been those which would have been made between 
independent enterprises, then that other Contracting Jurisdiction shall make an appropriate adjustment to 
the amount of the tax charged therein on those profits. In determining such adjustment, due regard shall be 
had to the other provisions of the Covered Tax Agreement and the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions shall if necessary consult each other. 


2. Paragraph 1 shall apply in place of or in the absence of a provision that requires a Contracting 
Jurisdiction to make an appropriate adjustment to the amount of the tax charged therein on the profits of an 
enterprise of that Contracting Jurisdiction where the other Contracting Jurisdiction includes those profits in 
the profits of an enterprise of that other Contracting Jurisdiction and taxes those profits accordingly, and 
the profits so included are profits which would have accrued to the enterprise of that other Contracting 
Jurisdiction if the conditions made between the two enterprises had been those which would have been 
made between independent enterprises. 


3. A Party may reserve the right: 


a) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain 
a provision described in paragraph 2; 


b) for the entirety of this Article not to apply to its Covered Tax Agreements on the basis that in 
the absence of a provision referred to in paragraph 2 in its Covered Tax Agreement: 
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i) it shall make the appropriate adjustment referred to in paragraph 1; or 


ii) its competent authority shall endeavour to resolve the case under the provisions of a 
Covered Tax Agreement relating to mutual agreement procedure; 


c) in the case of a Party that has made a reservation under clause ii) of subparagraph c) of 
paragraph 5 of Article 16 (Mutual Agreement Procedure), for the entirety of this Article not to 
apply to its Covered Tax Agreements on the basis that in its bilateral treaty negotiations it 
shall accept a treaty provision of the type contained in paragraph 1, provided that the 
Contracting Jurisdictions were able to reach agreement on that provision and on the provisions 
described in clause ii) of subparagraph c) of paragraph 5 of Article 16 (Mutual Agreement 
Procedure). 


4. Each Party that has not made a reservation described in paragraph 3 shall notify the Depositary of 
whether each of its Covered Tax Agreements contains a provision described in paragraph 2, and if so, the 
article and paragraph number of each such provision. Where all Contracting Jurisdictions have made such 
a notification with respect to a provision of a Covered Tax Agreement, that provision shall be replaced by 
the provisions of paragraph 1. In other cases, paragraph 1 shall supersede the provisions of the Covered 
Tax Agreement only to the extent that those provisions are incompatible with paragraph 1. 
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PART VI. 
ARBITRATION 


 


Article 18 – Choice to Apply Part VI 


A Party may choose to apply this Part with respect to its Covered Tax Agreements and shall notify the 
Depositary accordingly. This Part shall apply in relation to two Contracting Jurisdictions with respect to a 
Covered Tax Agreement only where both Contracting Jurisdictions have made such a notification. 


 


Article 19 – Mandatory Binding Arbitration 


1. Where: 


a) under a provision of a Covered Tax Agreement (as it may be modified by paragraph 1 of 
Article 16 (Mutual Agreement Procedure)) that provides that a person may present a case to a 
competent authority of a Contracting Jurisdiction where that person considers that the actions 
of one or both of the Contracting Jurisdictions result or will result for that person in taxation 
not in accordance with the provisions of the Covered Tax Agreement (as it may be modified 
by the Convention), a person has presented a case to the competent authority of a Contracting 
Jurisdiction on the basis that the actions of one or both of the Contracting Jurisdictions have 
resulted for that person in taxation not in accordance with the provisions of the Covered Tax 
Agreement (as it may be modified by the Convention); and 


b) the competent authorities are unable to reach an agreement to resolve that case pursuant to a 
provision of a Covered Tax Agreement (as it may be modified by paragraph 2 of Article 16 
(Mutual Agreement Procedure)) that provides that the competent authority shall endeavour to 
resolve the case by mutual agreement with the competent authority of the other Contracting 
Jurisdiction, within a period of two years beginning on the start date referred to in paragraph 8 
or 9, as the case may be (unless, prior to the expiration of that period the competent authorities 
of the Contracting Jurisdictions have agreed to a different time period with respect to that case 
and have notified the person who presented the case of such agreement), 


any unresolved issues arising from the case shall, if the person so requests in writing, be submitted to 
arbitration in the manner described in this Part, according to any rules or procedures agreed upon by the 
competent authorities of the Contracting Jurisdictions pursuant to the provisions of paragraph 10. 


2. Where a competent authority has suspended the mutual agreement procedure referred to in 
paragraph 1 because a case with respect to one or more of the same issues is pending before court or 
administrative tribunal, the period provided in subparagraph b) of paragraph 1 will stop running until either 
a final decision has been rendered by the court or administrative tribunal or the case has been suspended or 
withdrawn. In addition, where a person who presented a case and a competent authority have agreed to 
suspend the mutual agreement procedure, the period provided in subparagraph b) of paragraph 1 will stop 
running until the suspension has been lifted. 


3. Where both competent authorities agree that a person directly affected by the case has failed to 
provide in a timely manner any additional material information requested by either competent authority 
after the start of the period provided in subparagraph b) of paragraph 1, the period provided in 
subparagraph b) of paragraph 1 shall be extended for an amount of time equal to the period beginning on 
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the date by which the information was requested and ending on the date on which that information was 
provided. 


4. a) The arbitration decision with respect to the issues submitted to arbitration shall be 
implemented through the mutual agreement concerning the case referred to in paragraph 1. 
The arbitration decision shall be final. 


b) The arbitration decision shall be binding on both Contracting Jurisdictions except in the 
following cases: 


i) if a person directly affected by the case does not accept the mutual agreement that 
implements the arbitration decision. In such a case, the case shall not be eligible for any 
further consideration by the competent authorities. The mutual agreement that 
implements the arbitration decision on the case shall be considered not to be accepted 
by a person directly affected by the case if any person directly affected by the case does 
not, within 60 days after the date on which notification of the mutual agreement is sent 
to the person, withdraw all issues resolved in the mutual agreement implementing the 
arbitration decision from consideration by any court or administrative tribunal or 
otherwise terminate any pending court or administrative proceedings with respect to 
such issues in a manner consistent with that mutual agreement. 


ii) if a final decision of the courts of one of the Contracting Jurisdictions holds that the 
arbitration decision is invalid. In such a case, the request for arbitration under paragraph 
1 shall be considered not to have been made, and the arbitration process shall be 
considered not to have taken place (except for the purposes of Articles 21 
(Confidentiality of Arbitration Proceedings) and 25 (Costs of Arbitration Proceedings)). 
In such a case, a new request for arbitration may be made unless the competent 
authorities agree that such a new request should not be permitted. 


iii) if a person directly affected by the case pursues litigation on the issues which were 
resolved in the mutual agreement implementing the arbitration decision in any court or 
administrative tribunal. 


5. The competent authority that received the initial request for a mutual agreement procedure as 
described in subparagraph a) of paragraph 1 shall, within two calendar months of receiving the request: 


a) send a notification to the person who presented the case that it has received the request; and 


b) send a notification of that request, along with a copy of the request, to the competent authority 
of the other Contracting Jurisdiction. 


6. Within three calendar months after a competent authority receives the request for a mutual 
agreement procedure (or a copy thereof from the competent authority of the other Contracting Jurisdiction) 
it shall either: 


a) notify the person who has presented the case and the other competent authority that it has 
received the information necessary to undertake substantive consideration of the case; or 


b) request additional information from that person for that purpose. 


7. Where pursuant to subparagraph b) of paragraph 6, one or both of the competent authorities have 
requested from the person who presented the case additional information necessary to undertake 
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substantive consideration of the case, the competent authority that requested the additional information 
shall, within three calendar months of receiving the additional information from that person, notify that 
person and the other competent authority either: 


a) that it has received the requested information; or 


b) that some of the requested information is still missing. 


8. Where neither competent authority has requested additional information pursuant to subparagraph b) 
of paragraph 6, the start date referred to in paragraph 1 shall be the earlier of: 


a) the date on which both competent authorities have notified the person who presented the case 
pursuant to subparagraph a) of paragraph 6; and 


b) the date that is three calendar months after the notification to the competent authority of the 
other Contracting Jurisdiction pursuant to subparagraph b) of paragraph 5. 


9. Where additional information has been requested pursuant to subparagraph b) of paragraph 6, the 
start date referred to in paragraph 1 shall be the earlier of: 


a) the latest date on which the competent authorities that requested additional information have 
notified the person who presented the case and the other competent authority pursuant to 
subparagraph a) of paragraph 7; and 


b) the date that is three calendar months after both competent authorities have received all 
information requested by either competent authority from the person who presented the case. 


If, however, one or both of the competent authorities send the notification referred to in subparagraph b) of 
paragraph 7, such notification shall be treated as a request for additional information under subparagraph 
b) of paragraph 6. 


10. The competent authorities of the Contracting Jurisdictions shall by mutual agreement (pursuant to 
the article of the relevant Covered Tax Agreement regarding procedures for mutual agreement) settle the 
mode of application of the provisions contained in this Part, including the minimum information necessary 
for each competent authority to undertake substantive consideration of the case. Such an agreement shall 
be concluded before the date on which unresolved issues in a case are first eligible to be submitted to 
arbitration and may be modified from time to time thereafter. 


11. For purposes of applying this Article to its Covered Tax Agreements, a Party may reserve the right 
to replace the two-year period set forth in subparagraph b) of paragraph 1 with a three-year period. 


12. A Party may reserve the right for the following rules to apply with respect to its Covered Tax 
Agreements notwithstanding the other provisions of this Article: 


a) any unresolved issue arising from a mutual agreement procedure case otherwise within the 
scope of the arbitration process provided for by this Convention shall not be submitted to 
arbitration, if a decision on this issue has already been rendered by a court or administrative 
tribunal of either Contracting Jurisdiction; 


b) if, at any time after a request for arbitration has been made and before the arbitration panel has 
delivered its decision to the competent authorities of the Contracting Jurisdictions, a decision 
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concerning the issue is rendered by a court or administrative tribunal of one of the Contracting 
Jurisdictions, the arbitration process shall terminate. 


 


Article 20 – Appointment of Arbitrators 


1. Except to the extent that the competent authorities of the Contracting Jurisdictions mutually agree on 
different rules, paragraphs 2 through 4 shall apply for the purposes of this Part. 


2. The following rules shall govern the appointment of the members of an arbitration panel: 


a) The arbitration panel shall consist of three individual members with expertise or experience in 
international tax matters. 


b) Each competent authority shall appoint one panel member within 60 days of the date of the 
request for arbitration under paragraph 1 of Article 19 (Mandatory Binding Arbitration). The 
two panel members so appointed shall, within 60 days of the latter of their appointments, 
appoint a third member who shall serve as Chair of the arbitration panel. The Chair shall not 
be a national or resident of either Contracting Jurisdiction. 


c) Each member appointed to the arbitration panel must be impartial and independent of the 
competent authorities, tax administrations, and ministries of finance of the Contracting 
Jurisdictions and of all persons directly affected by the case (as well as their advisors) at the 
time of accepting an appointment, maintain his or her impartiality and independence 
throughout the proceedings, and avoid any conduct for a reasonable period of time thereafter 
which may damage the appearance of impartiality and independence of the arbitrators with 
respect to the proceedings. 


3. In the event that the competent authority of a Contracting Jurisdiction fails to appoint a member of 
the arbitration panel in the manner and within the time periods specified in paragraph 2 or agreed to by the 
competent authorities of the Contracting Jurisdictions, a member shall be appointed on behalf of that 
competent authority by the highest ranking official of the Centre for Tax Policy and Administration of the 
Organisation for Economic Co-operation and Development that is not a national of either Contracting 
Jurisdiction. 


4. If the two initial members of the arbitration panel fail to appoint the Chair in the manner and within 
the time periods specified in paragraph 2 or agreed to by the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions, the Chair shall be appointed by the highest ranking official of the Centre for Tax Policy and 
Administration of the Organisation for Economic Co-operation and Development that is not a national of 
either Contracting Jurisdiction. 


 


Article 21 – Confidentiality of Arbitration Proceedings 


1. Solely for the purposes of the application of the provisions of this Part and of the provisions of the 
relevant Covered Tax Agreement and of the domestic laws of the Contracting Jurisdictions related to the 
exchange of information, confidentiality, and administrative assistance, members of the arbitration panel 
and a maximum of three staff per member (and prospective arbitrators solely to the extent necessary to 
verify their ability to fulfil the requirements of arbitrators) shall be considered to be persons or authorities 
to whom information may be disclosed. Information received by the arbitration panel or prospective 
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arbitrators and information that the competent authorities receive from the arbitration panel shall be 
considered information that is exchanged under the provisions of the Covered Tax Agreement related to 
the exchange of information and administrative assistance. 


2. The competent authorities of the Contracting Jurisdictions shall ensure that members of the 
arbitration panel and their staff agree in writing, prior to their acting in an arbitration proceeding, to treat 
any information relating to the arbitration proceeding consistently with the confidentiality and 
nondisclosure obligations described in the provisions of the Covered Tax Agreement related to exchange 
of information and administrative assistance and under the applicable laws of the Contracting Jurisdictions. 


 


Article 22 – Resolution of a Case Prior to the Conclusion of the Arbitration 


For the purposes of this Part and the provisions of the relevant Covered Tax Agreement that provide for 
resolution of cases through mutual agreement, the mutual agreement procedure, as well as the arbitration 
proceeding, with respect to a case shall terminate if, at any time after a request for arbitration has been 
made and before the arbitration panel has delivered its decision to the competent authorities of the 
Contracting Jurisdictions: 


a) the competent authorities of the Contracting Jurisdictions reach a mutual agreement to resolve 
the case; or 


b) the person who presented the case withdraws the request for arbitration or the request for a 
mutual agreement procedure. 


 


Article 23 – Type of Arbitration Process 


1. Except to the extent that the competent authorities of the Contracting Jurisdictions mutually agree on 
different rules, the following rules shall apply with respect to an arbitration proceeding pursuant to this 
Part: 


a) After a case is submitted to arbitration, the competent authority of each Contracting 
Jurisdiction shall submit to the arbitration panel, by a date set by agreement, a proposed 
resolution which addresses all unresolved issue(s) in the case (taking into account all 
agreements previously reached in that case between the competent authorities of the 
Contracting Jurisdictions). The proposed resolution shall be limited to a disposition of specific 
monetary amounts (for example, of income or expense) or, where specified, the maximum rate 
of tax charged pursuant to the Covered Tax Agreement, for each adjustment or similar issue in 
the case. In a case in which the competent authorities of the Contracting Jurisdictions have 
been unable to reach agreement on an issue regarding the conditions for application of a 
provision of the relevant Covered Tax Agreement (hereinafter referred to as a “threshold 
question”), such as whether an individual is a resident or whether a permanent establishment 
exists, the competent authorities may submit alternative proposed resolutions with respect to 
issues the determination of which is contingent on resolution of such threshold questions. 


b) The competent authority of each Contracting Jurisdiction may also submit a supporting 
position paper for consideration by the arbitration panel. Each competent authority that 
submits a proposed resolution or supporting position paper shall provide a copy to the other 
competent authority by the date on which the proposed resolution and supporting position 
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paper were due. Each competent authority may also submit to the arbitration panel, by a date 
set by agreement, a reply submission with respect to the proposed resolution and supporting 
position paper submitted by the other competent authority. A copy of any reply submission 
shall be provided to the other competent authority by the date on which the reply submission 
was due. 


c) The arbitration panel shall select as its decision one of the proposed resolutions for the case 
submitted by the competent authorities with respect to each issue and any threshold questions, 
and shall not include a rationale or any other explanation of the decision. The arbitration 
decision will be adopted by a simple majority of the panel members. The arbitration panel 
shall deliver its decision in writing to the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions. The arbitration decision shall have no precedential value. 


2. For the purpose of applying this Article with respect to its Covered Tax Agreements, a Party may 
reserve the right for paragraph 1 not to apply to its Covered Tax Agreements. In such a case, except to the 
extent that the competent authorities of the Contracting Jurisdictions mutually agree on different rules, the 
following rules shall apply with respect to an arbitration proceeding: 


a) After a case is submitted to arbitration, the competent authority of each Contracting 
Jurisdiction shall provide any information that may be necessary for the arbitration decision to 
all panel members without undue delay. Unless the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions agree otherwise, any information that was not available to both competent 
authorities before the request for arbitration was received by both of them shall not be taken 
into account for purposes of the decision. 


b) The arbitration panel shall decide the issues submitted to arbitration in accordance with the 
applicable provisions of the Covered Tax Agreement and, subject to these provisions, of those 
of the domestic laws of the Contracting Jurisdictions. The panel members shall also consider 
any other sources which the competent authorities of the Contracting Jurisdictions may by 
mutual agreement expressly identify. 


c) The arbitration decision shall be delivered to the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions in writing and shall indicate the sources of law relied upon and the reasoning 
which led to its result. The arbitration decision shall be adopted by a simple majority of the 
panel members. The arbitration decision shall have no precedential value. 


3. A Party that has not made the reservation described in paragraph 2 may reserve the right for the 
preceding paragraphs of this Article not to apply with respect to its Covered Tax Agreements with Parties 
that have made such a reservation. In such a case, the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions of each such Covered Tax Agreement shall endeavour to reach agreement on the type of 
arbitration process that shall apply with respect to that Covered Tax Agreement. Until such an agreement is 
reached, Article 19 (Mandatory Binding Arbitration) shall not apply with respect to such a Covered Tax 
Agreement. 


4. A Party may also choose to apply paragraph 5 with respect to its Covered Tax Agreements and shall 
notify the Depositary accordingly. Paragraph 5 shall apply in relation to two Contracting Jurisdictions with 
respect to a Covered Tax Agreement where either of the Contracting Jurisdictions has made such a 
notification. 


5. Prior to the beginning of arbitration proceedings, the competent authorities of the Contracting 
Jurisdictions to a Covered Tax Agreement shall ensure that each person that presented the case and their 
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advisors agree in writing not to disclose to any other person any information received during the course of 
the arbitration proceedings from either competent authority or the arbitration panel. The mutual agreement 
procedure under the Covered Tax Agreement, as well as the arbitration proceeding under this Part, with 
respect to the case shall terminate if, at any time after a request for arbitration has been made and before 
the arbitration panel has delivered its decision to the competent authorities of the Contracting Jurisdictions, 
a person that presented the case or one of that person’s advisors materially breaches that agreement. 


6. Notwithstanding paragraph 4, a Party that does not choose to apply paragraph 5 may reserve the 
right for paragraph 5 not to apply with respect to one or more identified Covered Tax Agreements or with 
respect to all of its Covered Tax Agreements. 


7. A Party that chooses to apply paragraph 5 may reserve the right for this Part not to apply with 
respect to all Covered Tax Agreements for which the other Contracting Jurisdiction makes a reservation 
pursuant to paragraph 6. 


 


Article 24 – Agreement on a Different Resolution 


1. For purposes of applying this Part with respect to its Covered Tax Agreements, a Party may choose 
to apply paragraph 2 and shall notify the Depositary accordingly. Paragraph 2 shall apply in relation to two 
Contracting Jurisdictions with respect to a Covered Tax Agreement only where both Contracting 
Jurisdictions have made such a notification. 


2. Notwithstanding paragraph 4 of Article 19 (Mandatory Binding Arbitration), an arbitration decision 
pursuant to this Part shall not be binding on the Contracting Jurisdictions to a Covered Tax Agreement and 
shall not be implemented if the competent authorities of the Contracting Jurisdictions agree on a different 
resolution of all unresolved issues within three calendar months after the arbitration decision has been 
delivered to them. 


3. A Party that chooses to apply paragraph 2 may reserve the right for paragraph 2 to apply only with 
respect to its Covered Tax Agreements for which paragraph 2 of Article 23 (Type of Arbitration Process) 
applies. 


 


Article 25 – Costs of Arbitration Proceedings 


In an arbitration proceeding under this Part, the fees and expenses of the members of the arbitration panel, 
as well as any costs incurred in connection with the arbitration proceedings by the Contracting 
Jurisdictions, shall be borne by the Contracting Jurisdictions in a manner to be settled by mutual agreement 
between the competent authorities of the Contracting Jurisdictions. In the absence of such agreement, each 
Contracting Jurisdiction shall bear its own expenses and those of its appointed panel member. The cost of 
the chair of the arbitration panel and other expenses associated with the conduct of the arbitration 
proceedings shall be borne by the Contracting Jurisdictions in equal shares. 


 


Article 26 – Compatibility 


1. Subject to Article 18 (Choice to Apply Part VI), the provisions of this Part shall apply in place of or 
in the absence of provisions of a Covered Tax Agreement that provide for arbitration of unresolved issues 
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arising from a mutual agreement procedure case. Each Party that chooses to apply this Part shall notify the 
Depositary of whether each of its Covered Tax Agreements, other than those that are within the scope of a 
reservation under paragraph 4, contains such a provision, and if so, the article and paragraph number of 
each such provision. Where two Contracting Jurisdictions have made a notification with respect to a 
provision of a Covered Tax Agreement, that provision shall be replaced by the provisions of this Part as 
between those Contracting Jurisdictions.  


2. Any unresolved issue arising from a mutual agreement procedure case otherwise within the scope of 
the arbitration process provided for in this Part shall not be submitted to arbitration if the issue falls within 
the scope of a case with respect to which an arbitration panel or similar body has previously been set up in 
accordance with a bilateral or multilateral convention that provides for mandatory binding arbitration of 
unresolved issues arising from a mutual agreement procedure case. 


3. Subject to paragraph 1, nothing in this Part shall affect the fulfilment of wider obligations with 
respect to the arbitration of unresolved issues arising in the context of a mutual agreement procedure 
resulting from other conventions to which the Contracting Jurisdictions are or will become parties. 


4. A Party may reserve the right for this Part not to apply with respect to one or more identified 
Covered Tax Agreements (or to all of its Covered Tax Agreements) that already provide for mandatory 
binding arbitration of unresolved issues arising from a mutual agreement procedure case. 
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PART VII. 
FINAL PROVISIONS 


 


Article 27 – Signature and Ratification, Acceptance or Approval 


1. As of 31 December 2016, this Convention shall be open for signature by: 


a) all States; 


b) Guernsey (the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland); Isle of Man (the 
United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland); Jersey (the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland); and 


c) any other jurisdiction authorised to become a Party by means of a decision by consensus of 
the Parties and Signatories. 


2. This Convention is subject to ratification, acceptance or approval. 


 


Article 28 – Reservations 


1. Subject to paragraph 2, no reservations may be made to this Convention except those expressly 
permitted by: 


a) Paragraph 5 of Article 3 (Transparent Entities); 


b) Paragraph 3 of Article 4 (Dual Resident Entities); 


c) Paragraphs 8 and 9 of Article 5 (Application of Methods for Elimination of Double Taxation); 


d) Paragraph 4 of Article 6 (Purpose of a Covered Tax Agreement); 


e) Paragraphs 15 and 16 of Article 7 (Prevention of Treaty Abuse); 


f) Paragraph 3 of Article 8 (Dividend Transfer Transactions); 


g) Paragraph 6 of Article 9 (Capital Gains from Alienation of Shares or Interests of Entities 
Deriving their Value Principally from Immovable Property); 


h) Paragraph 5 of Article 10 (Anti-abuse Rule for Permanent Establishments Situated in Third 
Jurisdictions); 


i) Paragraph 3 of Article 11 (Application of Tax Agreements to Restrict a Party’s Right to Tax 
its Own Residents); 


j) Paragraph 4 of Article 12 (Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status through 
Commissionnaire Arrangements and Similar Strategies); 


k) Paragraph 6 of Article 13 (Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status through 
the Specific Activity Exemptions); 
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l) Paragraph 3 of Article 14 (Splitting-up of Contracts); 


m) Paragraph 2 of Article 15 (Definition of a Person Closely Related to an Enterprise); 


n) Paragraph 5 of Article 16 (Mutual Agreement Procedure); 


o) Paragraph 3 of Article 17 (Corresponding Adjustments); 


p) Paragraphs 11 and 12 of Article 19 (Mandatory Binding Arbitration); 


q) Paragraphs 2, 3, 6, and 7 of Article 23 (Type of Arbitration Process); 


r) Paragraph 3 of Article 24 (Agreement on a Different Resolution); 


s) Paragraph 4 of Article 26 (Compatibility); 


t) Paragraphs 6 and 7 of Article 35 (Entry into Effect); and 


u) Paragraph 2 of Article 36 (Entry into Effect of Part VI). 


2. a) Notwithstanding paragraph 1, a Party that chooses under Article 18 (Choice to Apply Part VI) 
to apply Part VI (Arbitration) may formulate one or more reservations with respect to the 
scope of cases that shall be eligible for arbitration under the provisions of Part VI 
(Arbitration). For a Party which chooses under Article 18 (Choice to Apply Part VI) to apply 
Part VI (Arbitration) after it has become a Party to this Convention, reservations pursuant to 
this subparagraph shall be made at the same time as that Party’s notification to the Depositary 
pursuant to Article 18 (Choice to Apply Part VI). 


b) Reservations made under subparagraph a) are subject to acceptance. A reservation made under 
subparagraph a) shall be considered to have been accepted by a Party if it has not notified the 
Depositary that it objects to the reservation by the end of a period of twelve calendar months 
beginning on the date of notification of the reservation by the Depositary or by the date on 
which it deposits its instrument of ratification, acceptance, or approval, whichever is later. For 
a Party which chooses under Article 18 (Choice to Apply Part VI) to apply Part VI 
(Arbitration) after it has become a Party to this Convention, objections to prior reservations 
made by other Parties pursuant to subparagraph a) can be made at the time of the first-
mentioned Party’s notification to the Depositary pursuant to Article 18 (Choice to Apply Part 
VI). Where a Party raises an objection to a reservation made under subparagraph a), the 
entirety of Part VI (Arbitration) shall not apply as between the objecting Party and the 
reserving Party. 


3. Unless explicitly provided otherwise in the relevant provisions of this Convention, a reservation 
made in accordance with paragraph 1 or 2 shall: 


a) modify for the reserving Party in its relations with another Party the provisions of this 
Convention to which the reservation relates to the extent of the reservation; and 


b) modify those provisions to the same extent for the other Party in its relations with the 
reserving Party. 


4. Reservations applicable to Covered Tax Agreements entered into by or on behalf of a jurisdiction or 
territory for whose international relations a Party is responsible, where that jurisdiction or territory is not a 
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Party to the Convention pursuant to subparagraph b) or c) of paragraph 1 of Article 27 (Signature and 
Ratification, Acceptance or Approval), shall be made by the responsible Party and can be different from 
the reservations made by that Party for its own Covered Tax Agreements. 


5. Reservations shall be made at the time of signature or when depositing the instrument of ratification, 
acceptance or approval, subject to the provisions of paragraphs 2, 6 and 9 of this Article, and paragraph 5 
of Article 29 (Notifications). However, for a Party which chooses under Article 18 (Choice to Apply Part 
VI) to apply Part VI (Arbitration) after it has become a Party to this Convention, reservations described in 
subparagraphs p), q), r) and s) of paragraph 1 of this Article shall be made at the same time as that Party’s 
notification to the Depositary pursuant to Article 18 (Choice to Apply Part VI). 


6. If reservations are made at the time of signature, they shall be confirmed upon deposit of the 
instrument of ratification, acceptance or approval, unless the document containing the reservations 
explicitly specifies that it is to be considered definitive, subject to the provisions of paragraphs 2, 5 and 9 
of this Article, and paragraph 5 of Article 29 (Notifications). 


7. If reservations are not made at the time of signature, a provisional list of expected reservations shall 
be provided to the Depositary at that time. 


8. For reservations made pursuant to each of the following provisions, a list of agreements notified 
pursuant to clause ii) of subparagraph a) of paragraph 1 of Article 2 (Interpretation of Terms) that are 
within the scope of the reservation as defined in the relevant provision (and, in the case of a reservation 
under any of the following provisions other than those listed in subparagraphs c), d) and n), the article and 
paragraph number of each relevant provision) must be provided when such reservations are made: 


a) Subparagraphs b), c), d), e) and g) of paragraph 5 of Article 3 (Transparent Entities); 


b) Subparagraphs b), c) and d) of paragraph 3 of Article 4 (Dual Resident Entities); 


c) Paragraphs 8 and 9 of Article 5 (Application of Methods for Elimination of Double Taxation); 


d) Paragraph 4 of Article 6 (Purpose of a Covered Tax Agreement); 


e) Subparagraphs b) and c) of paragraph 15 of Article 7 (Prevention of Treaty Abuse); 


f) Clauses i), ii), and iii) of subparagraph b) of paragraph 3 of Article 8 (Dividend Transfer 
Transactions); 


g) Subparagraphs d), e) and f) of paragraph 6 of Article 9 (Capital Gains from Alienation of 
Shares or Interests of Entities Deriving their Value Principally from Immovable Property); 


h) Subparagraphs b) and c) of paragraph 5 of Article 10 (Anti-abuse Rule for Permanent 
Establishments Situated in Third Jurisdictions); 


i) Subparagraph b) of paragraph 3 of Article 11 (Application of Tax Agreements to Restrict a 
Party’s Right to Tax its Own Residents); 


j) Subparagraph b) of paragraph 6 of Article 13 (Artificial Avoidance of Permanent 
Establishment Status through the Specific Activity Exemptions); 


k) Subparagraph b) of paragraph 3 of Article 14 (Splitting-up of Contracts); 
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l) Subparagraph b) of paragraph 5 of Article 16 (Mutual Agreement Procedure); 


m) Subparagraph a) of paragraph 3 of Article 17 (Corresponding Adjustments); 


n) Paragraph 6 of Article 23 (Type of Arbitration Process); and 


o) Paragraph 4 of Article 26 (Compatibility). 


The reservations described in subparagraphs a) through o) above shall not apply to any Covered Tax 
Agreement that is not included on the list described in this paragraph.  


9. Any Party which has made a reservation in accordance with paragraph 1 or 2 may at any time 
withdraw it or replace it with a more limited reservation by means of a notification addressed to the 
Depositary. Such Party shall make any additional notifications pursuant to paragraph 6 of Article 29 
(Notifications) which may be required as a result of the withdrawal or replacement of the reservation. 
Subject to paragraph 7 of Article 35 (Entry into Effect), the withdrawal or replacement shall take effect: 


a) with respect to a Covered Tax Agreement solely with States or jurisdictions that are Parties to 
the Convention when the notification of withdrawal or replacement of the reservation is 
received by the Depositary: 


i) for reservations in respect of provisions relating to taxes withheld at source, where the 
event giving rise to such taxes occurs on or after 1 January of the year next following 
the expiration of a period of six calendar months beginning on the date of the 
communication by the Depositary of the notification of withdrawal or replacement of 
the reservation; and 


ii) for reservations in respect of all other provisions, for taxes levied with respect to 
taxable periods beginning on or after 1 January of the year next following the expiration 
of a period of six calendar months beginning on the date of the communication by the 
Depositary of the notification of withdrawal or replacement of the reservation; and 


b) with respect to a Covered Tax Agreement for which one or more Contracting Jurisdictions 
becomes a Party to this Convention after the date of receipt by the Depositary of the 
notification of withdrawal or replacement: on the latest of the dates on which the Convention 
enters into force for those Contracting Jurisdictions. 


 


Article 29 – Notifications 


1. Subject to paragraphs 5 and 6 of this Article, and paragraph 7 of Article 35 (Entry into Effect), 
notifications pursuant to the following provisions shall be made at the time of signature or when depositing 
the instrument of ratification, acceptance or approval: 


a) Clause ii) of subparagraph a) of paragraph 1 of Article 2 (Interpretation of Terms); 


b) Paragraph 6 of Article 3 (Transparent Entities); 


c) Paragraph 4 of Article 4 (Dual Resident Entities); 


d) Paragraph 10 of Article 5 (Application of Methods for Elimination of Double Taxation); 
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e) Paragraphs 5 and 6 of Article 6 (Purpose of a Covered Tax Agreement); 


f) Paragraph 17 of Article 7 (Prevention of Treaty Abuse); 


g) Paragraph 4 of Article 8 (Dividend Transfer Transactions); 


h) Paragraphs 7 and 8 of Article 9 (Capital Gains from Alienation of Shares or Interests of 
Entities Deriving their Value Principally from Immovable Property); 


i) Paragraph 6 of Article 10 (Anti-abuse Rule for Permanent Establishments Situated in Third 
Jurisdictions); 


j) Paragraph 4 of Article 11 (Application of Tax Agreements to Restrict a Party’s Right to Tax 
its Own Residents); 


k) Paragraphs 5 and 6 of Article 12 (Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status 
through Commissionnaire Arrangements and Similar Strategies); 


l) Paragraphs 7 and 8 of Article 13 (Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status 
through the Specific Activity Exemptions); 


m) Paragraph 4 of Article 14 (Splitting-up of Contracts); 


n) Paragraph 6 of Article 16 (Mutual Agreement Procedure); 


o) Paragraph 4 of Article 17 (Corresponding Adjustments); 


p) Article 18 (Choice to Apply Part VI); 


q) Paragraph 4 of Article 23 (Type of Arbitration Process); 


r) Paragraph 1 of Article 24 (Agreement on a Different Resolution); 


s) Paragraph 1 of Article 26 (Compatibility); and 


t) Paragraphs 1, 2, 3, 5 and 7 of Article 35 (Entry into Effect). 


2. Notifications in respect of Covered Tax Agreements entered into by or on behalf of a jurisdiction or 
territory for whose international relations a Party is responsible, where that jurisdiction or territory is not a 
Party to the Convention pursuant to subparagraph b) or c) of paragraph 1 of Article 27 (Signature and 
Ratification, Acceptance or Approval), shall be made by the responsible Party and can be different from 
the notifications made by that Party for its own Covered Tax Agreements. 


3. If notifications are made at the time of signature, they shall be confirmed upon deposit of the 
instrument of ratification, acceptance or approval, unless the document containing the notifications 
explicitly specifies that it is to be considered definitive, subject to the provisions of paragraphs 5 and 6 of 
this Article, and paragraph 7 of Article 35 (Entry into Effect). 


4. If notifications are not made at the time of signature, a provisional list of expected notifications shall 
be provided at that time. 
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5. A Party may extend at any time the list of agreements notified under clause ii) of subparagraph a) of 
paragraph 1 of Article 2 (Interpretation of Terms) by means of a notification addressed to the Depositary. 
The Party shall specify in this notification whether the agreement falls within the scope of any of the 
reservations made by the Party which are listed in paragraph 8 of Article 28 (Reservations). The Party may 
also make a new reservation described in paragraph 8 of Article 28 (Reservations) if the additional 
agreement would be the first to fall within the scope of such a reservation. The Party shall also specify any 
additional notifications that may be required under subparagraphs b) through s) of paragraph 1 to reflect 
the inclusion of the additional agreements. In addition, if the extension results for the first time in the 
inclusion of a tax agreement entered into by or on behalf of a jurisdiction or territory for whose 
international relations a Party is responsible, the Party shall specify any reservations (pursuant to paragraph 
4 of Article 28 (Reservations)) or notifications (pursuant to paragraph 2 of this Article) applicable to 
Covered Tax Agreements entered into by or on behalf of that jurisdiction or territory. On the date on which 
the added agreement(s) notified under clause ii) of subparagraph a) of paragraph 1 of Article 2 
(Interpretation of Terms) become Covered Tax Agreements, the provisions of Article 35 (Entry into Effect) 
shall govern the date on which the modifications to the Covered Tax Agreement shall have effect. 


6. A Party may make additional notifications pursuant to subparagraphs b) through s) of paragraph 1 
by means of a notification addressed to the Depositary. These notifications shall take effect: 


a) with respect to Covered Tax Agreements solely with States or jurisdictions that are Parties to 
the Convention when the additional notification is received by the Depositary: 


i) for notifications in respect of provisions relating to taxes withheld at source, where the 
event giving rise to such taxes occurs on or after 1 January of the year next following 
the expiration of a period of six calendar months beginning on the date of the 
communication by the Depositary of the additional notification; and 


ii) for notifications in respect of all other provisions, for taxes levied with respect to 
taxable periods beginning on or after 1 January of the year next following the expiration 
of a period of six calendar months beginning on the date of the communication by the 
Depositary of the additional notification; and 


b) with respect to a Covered Tax Agreement for which one or more Contracting Jurisdictions 
becomes a Party to this Convention after the date of receipt by the Depositary of the additional 
notification: on the latest of the dates on which the Convention enters into force for those 
Contracting Jurisdictions. 


 


Article 30 – Subsequent Modifications of Covered Tax Agreements 


The provisions in this Convention are without prejudice to subsequent modifications to a Covered Tax 
Agreement which may be agreed between the Contracting Jurisdictions of the Covered Tax Agreement. 


 


Article 31 – Conference of the Parties 


1. The Parties may convene a Conference of the Parties for the purposes of taking any decisions or 
exercising any functions as may be required or appropriate under the provisions of this Convention. 


2. The Conference of the Parties shall be served by the Depositary. 
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3. Any Party may request a Conference of the Parties by communicating a request to the Depositary. 
The Depositary shall inform all Parties of any request. Thereafter, the Depositary shall convene a 
Conference of the Parties, provided that the request is supported by one-third of the Parties within six 
calendar months of the communication by the Depositary of the request. 


 


Article 32 – Interpretation and Implementation 


1. Any question arising as to the interpretation or implementation of provisions of a Covered Tax 
Agreement as they are modified by this Convention shall be determined in accordance with the 
provision(s) of the Covered Tax Agreement relating to the resolution by mutual agreement of questions of 
interpretation or application of the Covered Tax Agreement (as those provisions may be modified by this 
Convention). 


2. Any question arising as to the interpretation or implementation of this Convention may be addressed 
by a Conference of the Parties convened in accordance with paragraph 3 of Article 31 (Conference of the 
Parties). 


 


Article 33 – Amendment 


1. Any Party may propose an amendment to this Convention by submitting the proposed amendment to 
the Depositary. 


2. A Conference of the Parties may be convened to consider the proposed amendment in accordance 
with paragraph 3 of Article 31 (Conference of the Parties). 


 


Article 34 – Entry into Force 


1. This Convention shall enter into force on the first day of the month following the expiration of a 
period of three calendar months beginning on the date of deposit of the fifth instrument of ratification, 
acceptance or approval. 


2. For each Signatory ratifying, accepting, or approving this Convention after the deposit of the fifth 
instrument of ratification, acceptance or approval, the Convention shall enter into force on the first day of 
the month following the expiration of a period of three calendar months beginning on the date of the 
deposit by such Signatory of its instrument of ratification, acceptance or approval. 


 


Article 35 – Entry into Effect 


1. The provisions of this Convention shall have effect in each Contracting Jurisdiction with respect to a 
Covered Tax Agreement: 


a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where 
the event giving rise to such taxes occurs on or after the first day of the next calendar year that 
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begins on or after the latest of the dates on which this Convention enters into force for each of 
the Contracting Jurisdictions to the Covered Tax Agreement; and 


b) with respect to all other taxes levied by that Contracting Jurisdiction, for taxes levied with 
respect to taxable periods beginning on or after the expiration of a period of six calendar 
months (or a shorter period, if all Contracting Jurisdictions notify the Depositary that they 
intend to apply such shorter period) from the latest of the dates on which this Convention 
enters into force for each of the Contracting Jurisdictions to the Covered Tax Agreement. 


2. Solely for the purpose of its own application of subparagraph a) of paragraph 1 and subparagraph a) 
of paragraph 5, a Party may choose to substitute “taxable period” for “calendar year”, and shall notify the 
Depositary accordingly. 


3. Solely for the purpose of its own application of subparagraph b) of paragraph 1 and subparagraph b) 
of paragraph 5, a Party may choose to replace the reference to “taxable periods beginning on or after the 
expiration of a period” with a reference to “taxable periods beginning on or after 1 January of the next year 
beginning on or after the expiration of a period”, and shall notify the Depositary accordingly. 


4. Notwithstanding the preceding provisions of this Article, Article 16 (Mutual Agreement Procedure) 
shall have effect with respect to a Covered Tax Agreement for a case presented to the competent authority 
of a Contracting Jurisdiction on or after the latest of the dates on which this Convention enters into force 
for each of the Contracting Jurisdictions to the Covered Tax Agreement, except for cases that were not 
eligible to be presented as of that date under the Covered Tax Agreement prior to its modification by the 
Convention, without regard to the taxable period to which the case relates. 


5. For a new Covered Tax Agreement resulting from an extension pursuant to paragraph 5 of Article 29 
(Notifications) of the list of agreements notified under clause ii) of subparagraph a) of paragraph 1 of 
Article 2 (Interpretation of Terms), the provisions of this Convention shall have effect in each Contracting 
Jurisdiction: 


a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where 
the event giving rise to such taxes occurs on or after the first day of the next calendar year that 
begins on or after 30 days after the date of the communication by the Depositary of the 
notification of the extension of the list of agreements; and 


b) with respect to all other taxes levied by that Contracting Jurisdiction, for taxes levied with 
respect to taxable periods beginning on or after the expiration of a period of nine calendar 
months (or a shorter period, if all Contracting Jurisdictions notify the Depositary that they 
intend to apply such shorter period) from the date of the communication by the Depositary of 
the notification of the extension of the list of agreements. 


6. A Party may reserve the right for paragraph 4 not to apply with respect to its Covered Tax 
Agreements. 


7. a) A Party may reserve the right to replace: 


i) the references in paragraphs 1 and 4 to “the latest of the dates on which this Convention 
enters into force for each of the Contracting Jurisdictions to the Covered Tax 
Agreement”; and 


ii) the references in paragraph 5 to “the date of the communication by the Depositary of 
the notification of the extension of the list of agreements”; 
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with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification 
by each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 
(Entry into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the 
provisions of this Convention with respect to that specific Covered Tax Agreement”; 


iii) the references in subparagraph a) of paragraph 9 of Article 28 (Reservations) to “on the 
date of the communication by the Depositary of the notification of withdrawal or 
replacement of the reservation”; and 


iv) the reference in subparagraph b) of paragraph 9 of Article 28 (Reservations) to “on the 
latest of the dates on which the Convention enters into force for those Contracting 
Jurisdictions”; 


with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification 
by each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 
(Entry into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the 
withdrawal or replacement of the reservation with respect to that specific Covered Tax 
Agreement”; 


v) the references in subparagraph a) of paragraph 6 of Article 29 (Notifications) to “on the 
date of the communication by the Depositary of the additional notification”; and 


vi) the reference in subparagraph b) of paragraph 6 of Article 29 (Notifications) to “on the 
latest of the dates on which the Convention enters into force for those Contracting 
Jurisdictions”; 


with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification 
by each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 
(Entry into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the 
additional notification with respect to that specific Covered Tax Agreement”;  


vii) the references in paragraphs 1 and 2 of Article 36 (Entry into Effect of Part VI) to “the 
later of the dates on which this Convention enters into force for each of the Contracting 
Jurisdictions to the Covered Tax Agreement”; 


with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification 
by each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 
(Entry into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the 
provisions of this Convention with respect to that specific Covered Tax Agreement”; and 


viii) the reference in paragraph 3 of Article 36 (Entry into Effect of Part VI) to “the date of 
the communication by the Depositary of the notification of the extension of the list of 
agreements”; 


ix) the references in paragraph 4 of Article 36 (Entry into Effect of Part VI) to “the date of 
the communication by the Depositary of the notification of withdrawal of the 
reservation”, “the date of the communication by the Depositary of the notification of 
replacement of the reservation” and “the date of the communication by the Depositary 
of the notification of withdrawal of the objection to the reservation”; and 


x) the reference in paragraph 5 of Article 36 (Entry into Effect of Part VI) to “the date of 
the communication by the Depositary of the additional notification”; 
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with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification 
by each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 
(Entry into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the 
provisions of Part VI (Arbitration) with respect to that specific Covered Tax Agreement”.   


b) A Party making a reservation in accordance with subparagraph a) shall notify the confirmation 
of the completion of its internal procedures simultaneously to the Depositary and the other 
Contracting Jurisdiction(s). 


c) If one or more Contracting Jurisdictions to a Covered Tax Agreement makes a reservation 
under this paragraph, the date of entry into effect of the provisions of the Convention, of the 
withdrawal or replacement of a reservation, of an additional notification with respect to that 
Covered Tax Agreement, or of Part VI (Arbitration) shall be governed by this paragraph for 
all Contracting Jurisdictions to the Covered Tax Agreement. 


 


Article 36 – Entry into Effect of Part VI 


1. Notwithstanding paragraph 9 of Article 28 (Reservations), paragraph 6 of Article 29 (Notifications), 
and paragraphs 1 through 6 of Article 35 (Entry into Effect), with respect to two Contracting Jurisdictions 
to a Covered Tax Agreement, the provisions of Part VI (Arbitration) shall have effect: 


a) with respect to cases presented to the competent authority of a Contracting Jurisdiction (as 
described in subparagraph a) of paragraph 1 of Article 19 (Mandatory Binding Arbitration)), 
on or after the later of the dates on which this Convention enters into force for each of the 
Contracting Jurisdictions to the Covered Tax Agreement; and 


b) with respect to cases presented to the competent authority of a Contracting Jurisdiction prior 
to the later of the dates on which this Convention enters into force for each of the Contracting 
Jurisdictions to the Covered Tax Agreement, on the date when both Contracting Jurisdictions 
have notified the Depositary that they have reached mutual agreement pursuant to paragraph 
10 of Article 19 (Mandatory Binding Arbitration), along with information regarding the date 
or dates on which such cases shall be considered to have been presented to the competent 
authority of a Contracting Jurisdiction (as described in subparagraph a) of paragraph 1 of 
Article 19 (Mandatory Binding Arbitration)) according to the terms of that mutual agreement. 


2. A Party may reserve the right for Part VI (Arbitration) to apply to a case presented to the competent 
authority of a Contracting Jurisdiction prior to the later of the dates on which this Convention enters into 
force for each of the Contracting Jurisdictions to the Covered Tax Agreement only to the extent that the 
competent authorities of both Contracting Jurisdictions agree that it will apply to that specific case. 


3. In the case of a new Covered Tax Agreement resulting from an extension pursuant to paragraph 5 of 
Article 29 (Notifications) of the list of agreements notified under clause ii) of subparagraph a) of paragraph 
1 of Article 2 (Interpretation of Terms), the references in paragraphs 1 and 2 of this Article to “the later of 
the dates on which this Convention enters into force for each of the Contracting Jurisdictions to the 
Covered Tax Agreement” shall be replaced with references to “the date of the communication by the 
Depositary of the notification of the extension of the list of agreements”. 


4. A withdrawal or replacement of a reservation made under paragraph 4 of Article 26 (Compatibility) 
pursuant to paragraph 9 of Article 28 (Reservations), or the withdrawal of an objection to a reservation 
made under paragraph 2 of Article 28 (Reservations) which results in the application of Part VI 
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(Arbitration) between two Contracting Jurisdictions to a Covered Tax Agreement, shall have effect 
according to subparagraphs a) and b) of paragraph 1 of this Article, except that the references to “the later 
of the dates on which this Convention enters into force for each of the Contracting Jurisdictions to the 
Covered Tax Agreement” shall be replaced with references to “the date of the communication by the 
Depositary of the notification of withdrawal of the reservation”, “the date of the communication by the 
Depositary of the notification of replacement of the reservation” or “the date of the communication by the 
Depositary of the notification of withdrawal of the objection to the reservation”, respectively. 


5. An additional notification made pursuant to subparagraph p) of paragraph 1 of Article 29 
(Notifications) shall have effect according to subparagraphs a) and b) of paragraph 1, except that the 
references in paragraphs 1 and 2 of this Article to “the later of the dates on which this Convention enters 
into force for each of the Contracting Jurisdictions to the Covered Tax Agreement” shall be replaced with 
references to “the date of the communication by the Depositary of the additional notification”. 


 


Article 37 - Withdrawal 


1. Any Party may, at any time, withdraw from this Convention by means of a notification addressed to 
the Depositary. 


2. Withdrawal pursuant to paragraph 1 shall become effective on the date of receipt of the notification 
by the Depositary. In cases where this Convention has entered into force with respect to all Contracting 
Jurisdictions to a Covered Tax Agreement before the date on which a Party’s withdrawal becomes 
effective, that Covered Tax Agreement shall remain as modified by this Convention. 


 


Article 38 – Relation with Protocols 


1. This Convention may be supplemented by one or more protocols. 


2. In order to become a party to a protocol, a State or jurisdiction must also be a Party to this 
Convention. 


3. A Party to this Convention is not bound by a protocol unless it becomes a party to the protocol in 
accordance with its provisions. 


 


Article 39 – Depositary 


1. The Secretary-General of the Organisation for Economic Co-operation and Development shall be the 
Depositary of this Convention and any protocols pursuant to Article 38 (Relation with Protocols). 


2. The Depositary shall notify the Parties and Signatories within one calendar month of: 


a) any signature pursuant to Article 27 (Signature and Ratification, Acceptance or Approval); 


b) the deposit of any instrument of ratification, acceptance or approval pursuant to Article 27 
(Signature and Ratification, Acceptance or Approval); 
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c) any reservation or withdrawal or replacement of a reservation pursuant to Article 28 
(Reservations); 


d) any notification or additional notification pursuant to Article 29 (Notifications); 


e) any proposed amendment to this Convention pursuant to Article 33 (Amendment); 


f) any withdrawal from this Convention pursuant to Article 37 (Withdrawal); and 


g) any other communication related to this Convention. 


3. The Depositary shall maintain publicly available lists of: 


a) Covered Tax Agreements; 


b) reservations made by the Parties; and 


c) notifications made by the Parties. 


 


In witness whereof the undersigned, being duly authorised thereto, have signed this Convention. 


Done at Paris, the 24th day of November 2016, in English and French, both texts being equally authentic, in 
a single copy which shall be deposited in the archives of the Organisation for Economic Co-operation and 
Development. 


 


________________________ 
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SIGNATORIES AND PARTIES TO THE MULTILATERAL CONVENTION  
TO IMPLEMENT TAX TREATY RELATED MEASURES TO PREVENT  


BASE EROSION AND PROFIT SHIFTING 
 


Status as of 7 June 2017 
 
 
This document contains a list of signatories and parties to the Multilateral Convention to Implement 
Tax Treaty Related Measures to Prevent Base Erosion and Profit Shifting. Under the provisions of the 
Convention, each jurisdiction is required to provide a list of reservations and notifications (the “MLI 
Position”) at the time of signature. The MLI Position provided for each jurisdiction is available by 
clicking the name of the jurisdiction in the table below. 
 
IMPORTANT: The MLI Positions provided at the time of signature for the jurisdictions listed below 
may be subject to changes. The definitive position for each jurisdiction will be provided upon the 
deposit of its instrument of ratification, acceptance or approval of the Convention. 
 


No Jurisdiction Signature 


Deposit of 
Instrument of 
Ratification, 


Acceptance or 
Approval 


Entry into Force 


1  Andorra 07-06-2017   


2  Argentina 07-06-2017   


3  Armenia 07-06-2017   


4  Australia 07-06-2017   


5  Austria 07-06-2017   


6  Belgium 07-06-2017   


7  Bulgaria 07-06-2017   


8  Burkina Faso 07-06-2017   


9  Canada 07-06-2017   


10  Chile 07-06-2017   


11  China (People’s Republic of) 07-06-2017   


12  Colombia 07-06-2017   


13  Costa Rica 07-06-2017   


14  Croatia 07-06-2017   


15  Cyprus 07-06-2017   


16  Czech Republic 07-06-2017   


17  Denmark 07-06-2017   


18  Egypt 07-06-2017   


19  Fiji 07-06-2017   


20  Finland 07-06-2017   


21  France 07-06-2017   


22  Gabon 07-06-2017   


23  Georgia 07-06-2017   


24  Germany 07-06-2017   


25  Greece 07-06-2017   



http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-andorra.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-argentina.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-armenia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-australia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-austria.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-belgium.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-bulgaria.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-burkina-faso.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-canada.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-chile.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-china.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-colombia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-costa-rica.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-croatia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-cyprus.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-czech-republic.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-denmark.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-egypt.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-fiji.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-finland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-france.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-gabon.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-georgia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-germany.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-greece.pdf





2 
 


No Jurisdiction Signature 


Deposit of 
Instrument of 
Ratification, 


Acceptance or 
Approval 


Entry into Force 


26  Guernsey 07-06-2017   


27  Hong Kong (China) 07-06-2017   


28  Hungary 07-06-2017   


29  Iceland 07-06-2017   


30  India 07-06-2017   


31  Indonesia 07-06-2017   


32  Ireland 07-06-2017   


33  Isle of Man 07-06-2017   


34  Israel 07-06-2017   


35  Italy 07-06-2017   


36  Japan 07-06-2017   


37  Jersey 07-06-2017   


38  Korea 07-06-2017   


39  Kuwait 07-06-2017   


40  Latvia 07-06-2017   


41  Liechtenstein 07-06-2017   


42  Lithuania 07-06-2017   


43  Luxembourg 07-06-2017   


44  Malta 07-06-2017   


45  Mexico 07-06-2017   


46  Monaco 07-06-2017   


47  Netherlands 07-06-2017   


48  New Zealand 07-06-2017   


49  Norway1 07-06-2017   


50  Pakistan 07-06-2017   


51  Poland 07-06-2017   


52  Portugal 07-06-2017   


53  Romania 07-06-2017   


54  Russia 07-06-2017   


55  San Marino 07-06-2017   


56  Senegal 07-06-2017   


57  Serbia 07-06-2017   


58  Seychelles 07-06-2017   


59  Singapore 07-06-2017   


                                                      
1
  Norway’s MLI Position at the time of signature will be made available as soon as Norway has submitted the 


Convention to its Parliament in line with the required procedures in Norway. 



http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-guernsey.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-hong-kong.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-hungary.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-iceland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-india.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-indonesia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-ireland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-isle-of-man.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-israel.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-italy.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-japan.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-jersey.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-korea.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-kuwait.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-latvia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-liechtenstein.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-lithuania.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-luxembourg.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-malta.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-mexico.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-monaco.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-netherlands.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-new-zealand.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-pakistan.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-poland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-portugal.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-romania.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-russia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-san-marino.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-senegal.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-serbia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-seychelles.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-singapore.pdf
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No Jurisdiction Signature 


Deposit of 
Instrument of 
Ratification, 


Acceptance or 
Approval 


Entry into Force 


60  Slovak Republic 07-06-2017   


61  Slovenia 07-06-2017   


62  South Africa 07-06-2017   


63  Spain2 07-06-2017   


64  Sweden 07-06-2017   


65  Switzerland3 07-06-2017   


66  Turkey4 07-06-2017   


67  United Kingdom 07-06-2017   


68  Uruguay 07-06-2017   
 
 
The following jurisdictions have expressed their intent to sign the Convention: 
 


− Cameroon 


− Côte d'Ivoire 


− Estonia 


− Jamaica 


− Lebanon 


− Mauritius 


− Nigeria 


− Panama 


− Tunisia 


                                                      
2  Declaration made by Spain: http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-spain.pdf 
3
  Switzerland will implement the BEPS minimum standards into its tax treaties either within the framework of 


the Multilateral Convention or by means of the bilateral negotiation of double taxation agreements. See the 
press release of the Ministry of Finance of Switzerland of 7 June 2017:  
https://www.sif.admin.ch/sif/en/home/dokumentation/medienmitteilungen.html?_organization=1060&_startD
ate=01.01.2016.  


4  Declaration made by Turkey: http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-turkey.pdf 



http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-slovak-republic.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-slovenia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-south-africa.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-spain.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-sweden.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-switzerland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-turkey.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-united-kingdom.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-uruguay.pdf

http://mof.govmu.org/English/DOCUMENTS/COMMUNIQUE%20-MULTILATERAL%20CONVENTION.PDF

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-spain.pdf

https://www.sif.admin.ch/sif/en/home/dokumentation/medienmitteilungen.html?_organization=1060&_startDate=01.01.2016

https://www.sif.admin.ch/sif/en/home/dokumentation/medienmitteilungen.html?_organization=1060&_startDate=01.01.2016

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-turkey.pdf
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SIGNATAIRES ET PARTIES À LA CONVENTION MULTILATÉRALE POUR LA MISE 
EN ŒUVRE DES MESURES RELATIVES AUX CONVENTIONS FISCALES POUR 


PRÉVENIR L’ÉROSION DE LA BASE D’IMPOSITION ET LE TRANSFERT DE 
BÉNÉFICES  


 
Dernière mise à jour le 7 juin 2017  


 
 
Ce document contient la liste des signataires et parties à la Convention multilatérale pour la mise en 
œuvre des mesures relatives aux conventions fiscales pour prévenir l'érosion de la base d'imposition 
et le transfert de bénéfices. En vertu de la Convention, chaque juridiction doit transmettre une liste 
des réserves et notifications (la position sur l’IM) au moment de la signature. La position sur l’IM de 
chaque juridiction est disponible et accessible en cliquant sur l’hyperlien contenu au nom de la 
juridiction dans le tableau ci-dessous. 
 
IMPORTANT: Les positions sur l´IM transmises au moment de la signature par les juridictions qui 
sont listées ci-dessous sont sujettes à changement. La version définitive de la position sur l’IM de 
chaque juridiction sera transmise au moment du dépôt de l'instrument de ratification, d'acceptation 
ou d'approbation de la Convention. 
 
 


No Juridiction Signature 


Dépôt de 
l'instrument de 


ratification, 
d'acceptation ou 


d'approbation 


Entrée en 
vigueur 


1  Afrique du Sud 07-06-2017   


2  Allemagne 07-06-2017   


3  Andorre 07-06-2017   


4  Argentine 07-06-2017   


5  Arménie 07-06-2017   


6  Australie 07-06-2017   


7  Autriche 07-06-2017   


8  Belgique 07-06-2017   


9  Bulgarie 07-06-2017   


10  Burkina Faso 07-06-2017   


11  Canada 07-06-2017   


12  Chili 07-06-2017   


13  Chine (République populaire de) 07-06-2017   


14  Chypre 07-06-2017   


15  Colombie 07-06-2017   


16  Corée 07-06-2017   


17  Costa Rica 07-06-2017   


18  Croatie 07-06-2017   


19  Danemark 07-06-2017   


20  Égypte 07-06-2017   


21  Espagne 1 07-06-2017   


                                                      
1  La déclaration de l´Espagne est disponible au lien suivant : http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-


declaration-spain.pdf 



http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-south-africa.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-germany.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-andorra.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-argentina.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-armenia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-australia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-austria.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-belgium.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-bulgaria.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-burkina-faso.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-canada.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-chile.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-china.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-cyprus.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-colombia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-korea.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-costa-rica.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-croatia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-denmark.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-egypt.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-spain.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-spain.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-spain.pdf
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No Juridiction Signature 


Dépôt de 
l'instrument de 


ratification, 
d'acceptation ou 


d'approbation 


Entrée en 
vigueur 


22  Fidji 07-06-2017   


23  Finlande 07-06-2017   


24  France 07-06-2017   


25  Gabon 07-06-2017   


26  Géorgie 07-06-2017   


27  Grèce 07-06-2017   


28  Guernesey 07-06-2017   


29  Hong Kong (Chine) 07-06-2017   


30  Hongrie 07-06-2017   


31  Ile de Man 07-06-2017   


32  Inde 07-06-2017   


33  Indonésie 07-06-2017   


34  Irlande 07-06-2017   


35  Islande 07-06-2017   


36  Israël 07-06-2017   


37  Italie 07-06-2017   


38  Japon 07-06-2017   


39  Jersey 07-06-2017   


40  Koweit 07-06-2017   


41  Lettonie 07-06-2017   


42  Liechtenstein 07-06-2017   


43  Lituanie 07-06-2017   


44  Luxembourg 07-06-2017   


45  Malte 07-06-2017   


46  Mexique 07-06-2017   


47  Monaco 07-06-2017   


48  Norvège 2 07-06-2017   


49  Nouvelle-Zélande 07-06-2017   


50  Pakistan 07-06-2017   


51  Pays-Bas 07-06-2017   


52  Pologne 07-06-2017   


53  Portugal 07-06-2017   


54  République slovaque 07-06-2017   


55  République tchèque 07-06-2017   


                                                      
2
  La position sur l’IM de la Norvège transmise au moment de la signature sera disponible dès que la Norvège 


aura soumis la Convention à son Parlement, tel que requis par les procédures internes de la Norvège. 



http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-fiji.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-finland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-france.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-gabon.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-georgia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-greece.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-guernsey.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-hong-kong.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-hungary.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-isle-of-man.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-india.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-indonesia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-ireland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-iceland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-israel.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-italy.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-japan.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-jersey.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-kuwait.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-latvia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-liechtenstein.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-lithuania.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-luxembourg.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-malta.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-mexico.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-monaco.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-new-zealand.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-pakistan.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-netherlands.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-poland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-portugal.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-slovak-republic.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-czech-republic.pdf
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No Juridiction Signature 


Dépôt de 
l'instrument de 


ratification, 
d'acceptation ou 


d'approbation 


Entrée en 
vigueur 


56  Roumanie 07-06-2017   


57  Royaume-Uni 07-06-2017   


58  Russie 07-06-2017   


59  Saint-Marin 07-06-2017   


60  Sénégal 07-06-2017   


61  Serbie 07-06-2017   


62  Seychelles 07-06-2017   


63  Singapour 07-06-2017   


64  Slovénie 07-06-2017   


65  Suède 07-06-2017   


66  Suisse 3 07-06-2017   


67  Turquie 4 07-06-2017   


68  Uruguay 07-06-2017   
 
 
Les juridictions suivantes ont déclaré qu’elles ont l’intention de signer la Convention :  
 


− Cameroun 


− Côte d'Ivoire 


− Estonie 


− Jamaïque  


− Liban 


− Maurice 


− Nigeria 


− Panama 


− Tunisie 


 


                                                      
3
  La Suisse mettra en œuvre les standards minimums BEPS dans ses conventions fiscales par le biais de la 


Convention multilatérale ou par le biais de négociations bilatérales de conventions fiscales bilatérales. Le 
communiqué de presse du Ministère des Finances de la Suisse du 7 juin 2017 est disponible au lien suivant : 
https://www.sif.admin.ch/sif/en/home/dokumentation/medienmitteilungen.html?_organization=1060&_startD
ate=01.01.2016. 


4  La déclaration de la Turquie est disponible au lien suivant: http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-
declaration-turkey.pdf 



http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-romania.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-united-kingdom.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-russia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-san-marino.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-senegal.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-serbia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-seychelles.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-singapore.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-slovenia.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-sweden.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-switzerland.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-turkey.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-position-uruguay.pdf

http://mof.govmu.org/English/DOCUMENTS/COMMUNIQUE%20-MULTILATERAL%20CONVENTION.PDF

https://www.sif.admin.ch/sif/en/home/dokumentation/medienmitteilungen.html?_organization=1060&_startDate=01.01.2016

https://www.sif.admin.ch/sif/en/home/dokumentation/medienmitteilungen.html?_organization=1060&_startDate=01.01.2016

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-turkey.pdf

http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-declaration-turkey.pdf
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Federal Republic of Germany 


Status of List of Reservations and Notifications at the Time of Signature  
 
This document contains a provisional list of expected reservations and notifications to be made by 
the Federal Republic of Germany pursuant to Articles 28(7) and 29(4) of the Convention. 
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Article 2 – Interpretation of Terms 
 
Notification - Agreements Covered by the Convention 
 
Pursuant to Article 2(1)(a)(ii) of the Convention, the Federal Republic of Germany wishes the 
following agreements to be covered by the Convention: 
 


No Title 
Other 


Contracting 
Jurisdiction 


Original/ 
Amending 
Instrument 


Date of 
Signature 


Date of Entry 
into Force 


1 Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 
 
Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Austria for the avoidance 
of Double Taxation with respect to 
Taxes on Income and on Capital1 


The Republic 
of Austria 


Original 24-08-2000 18-08-2002 


Amending 
Instrument (a) 


29-12-2010 01-03-2012 


2 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Bulgaria for the 
Avoidance of Double Taxation and of 
Tax Evasion with respect to Taxes on 
Income and on Capital 


The Republic 
of Bulgaria 


Original 25-01-2010 21-12-2010 


3 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
People’s Republic of China for the 
Avoidance of Double Taxation and 
the Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The People’s 
Republic of 
China 


Original 28-03-2014 06-04-2016 


4 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Costa Rica for the 
Avoidance of Double Taxation with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The Republic 
of Costa Rica 


Original 13-02-2014 10-08-2016 


  


                                                            
1 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Republic of Austria was 
concluded in German language only. 
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5 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Croatia for the Avoidance 
of Double Taxation with respect to 
Taxes on Income and on Capital2 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Kroatien zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 


The Republic 
of Croatia 


Original 06-02-2006 20-12-2006 


6 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Cyprus for the Avoidance 
of Double Taxation and the 
Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The Republic 
of Cyprus 


Original 18-02-2011 16-12-2011 


7 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Czechoslovak Socialist Republic for 
the Avoidance of Double Taxation 
with respect to Taxes on Income and 
on Capital3 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 


The 
Czechoslovak 
Socialist 
Republic 
 
Successor 
State: 
The Czech 
Republic 


Original4 19-12-1980 17-11-1983 


  


                                                            
2 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Republic of Croatia was 
concluded in German and Croatian language only. 
3 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Czechoslovak Socialist 
Republic was concluded in German and Czech language only. 
4 DTA between Germany and the former Czechoslovak Socialist Republic continues. 
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8 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Kingdom of Denmark for the 
Avoidance of Double Taxation with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital as well as Estates, 
Inheritances and Gifts and Assistance 
in Tax Matters (German-Danish 
Treaty)5 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Dänemark zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
bei den Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen sowie bei Nachlaß-, 
Erbschaft und Schenkungsteuern und 
zur Beistandsleistung in Steuersachen 
(Deutsch-dänisches 
Steuerabkommen) 


The Kingdom 
of Denmark 


Original 22-11-1995 25-12-1996 


9 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Estonia for the Avoidance 
of Double Taxation with respect to 
Taxes on Income and on Capital 


The Republic 
of Estonia 


Original 29-11-1996 30-12-1998 


10 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Finland for the Avoidance 
of Double Taxation and the 
Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income6 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Finnland zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen 


The Republic 
of Finland 


Original 19-02-2016 N/A 


  


                                                            
5 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Kingdom of Denmark 
was concluded in German and Danish language only. 
6 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Republic of Finland was 
concluded in German and Finnish language only. 
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11 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the French 
Republic for the Avoidance of Double 
Taxation and mutual Assistance with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital as well as Trade Tax and Real 
Estate Tax7 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
französischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen sowie der Gewerbesteuer 
und der Grundsteuern 


The French 
Republic 


Original 21-07-1959 04-11-1961 


Amending 
Instrument (a) 


09-06-1969 08.10.1970 


Amending 
Instrument (b) 


28-09-1989 01-10-1990 


Amending 
Instrument (c) 


20-12-2001 01-06-2003 


Amending 
Instrument (d) 


31-03-2015 24-12-2015 


12 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Hungary for the 
Avoidance of Double Taxation and 
the Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The Republic 
of Hungary 


Original 28-02-2011 30-12-2011 


13 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and Ireland for 
the Avoidance of Double Taxation 
and the Prevention of Fiscal Evasion 
with respect to Taxes on Income and 
on Capital 


Ireland Original 30-03-2011 28-11-2012 


Amending 
Instrument (a) 


03-12-2014 30-12-2015 


14 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the State of 
Israel for the Avoidance of Double 
Taxation and of Tax Evasion with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The State of 
Israel 


Original 21-08-2014 09-05-2016 


  


                                                            
7 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the French Republic was 
concluded in German and French language only. 
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15 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the Italian 
Republic for the Avoidance of Double 
Taxation with respect to Taxes on 
Income and on Capital and for the 
Prevention of Fiscal Evasion8 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Italienischen Republik zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen und 
zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung 


The Italian 
Republic 


Original 18-10-1989 27-12-1992 


16 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and Japan for 
the Elimination of Double Taxation 
with respect to Taxes on Income and 
to certain other Taxes and the 
Prevention of Tax Evasion and 
Avoidance 


Japan Original 17-12-2015 28-10-2016 


17 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Korea for the Avoidance 
of Double Taxation and the 
Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The Republic 
of Korea 


Original 10-03-2000 31-10-2002 


18 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Latvia for the Avoidance 
of Double Taxation with respect to 
Taxes on Income and on Capital 


The Republic 
of Latvia 


Original 21-02-1997 26-09-1998 


                                                            
8 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Italian Republic was 
concluded in German and Italian language only. 
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19 Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
dem Fürstentum Liechtenstein zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und der Steuerverkürzung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 
 
Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Principality of Liechtenstein for the 
avoidance of Double Taxation and the 
Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital9 


The 
Principality of 
Liechtenstein 


Original 17-11-2011 19-12-2012 


20 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Lithuania for the 
Avoidance of Double Taxation with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The Republic 
of Lithuania 


Original 22-07-1997 11-11-1998 


21 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the Grand 
Duchy of Luxembourg for the 
Avoidance of Double Taxation and 
the Prevention of Tax Fraud with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital10 
 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
dem Großherzogtum Luxemburg zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und Verhinderung der 
Steuerhinterziehung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 


The Grand 
Duchy of 
Luxembourg 


Original 23-04-2012 30-09-2013 


22 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and Malta for 
the Avoidance of Double Taxation 
with respect to Taxes on Income and 
on Capital 


Malta Original 08-03-2001 27-12-2001 


Amending 
Instrument (a) 


17-06-2010 19-05-2011 


                                                            
9 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Principality of 
Liechtenstein was concluded in German language only. 
10 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Grand Duchy of 
Luxembourg was concluded in German language only. 
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23 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Mauritius for the 
Avoidance of Double Taxation and of 
Tax Evasion with respect to Taxes on 
Income 


The Republic 
of Mauritius 


Original 07-10-2011 07-12-2012 


24 Agreement between The Federal 
Republic of Germany and The United 
Mexican States for the Avoidance of 
Double Taxation and of Tax Evasion 
with respect to Taxes on Income and 
on Capital 


The United 
Mexican 
States 


Original 09-07-2008 15-10-2009 


25 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Kingdom of the Netherlands for the 
Avoidance of Double Taxation and 
the Prevention of Fiscal evasion with 
respect to taxes on income.11 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich der Niederlande zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen 


The Kingdom 
of the 
Netherlands 


Original 12-04-2012 01-12-2015 


Amending 
Instrument (a) 


11-01-2016 31-12-2016 


26 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and 
New Zealand For the Avoidance of 
Double Taxation And the Prevention 
of Fiscal Evasion With Respect to 
Taxes on Income and Certain Other 
Taxes 


New Zealand Original 20-10-1978 21-12-1980 


27 Convention between the Federal 
Republic of Germany and Romania 
for the Avoidance of Double Taxation 
with respect to Taxes on Income and 
on Capital 


Romania Original 04-07-2001 17-12-2003 


  


                                                            
11 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Kingdom of the 
Netherlands was concluded in German and Dutch language only. 
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28 Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Russischen Föderation zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 
 
Agreement between The Federal 
Republic of Germany and The Russian 
Federation for the Avoidance of 
Double Taxation with respect to 
Taxes on Income and on Capital12 


The Russian 
Federation 


Original 29-05-1996 30-12-1996 


Amending 
Instrument (a) 


15-10-2007 15-05-2009 


29 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Czechoslovak Socialist Republic for 
the Avoidance of Double Taxation 
with respect to Taxes on Income and 
on Capital13 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen 


The 
Czechoslovak 
Socialist 
Republic 
 
Successor 
State: 
The Republic 
of Slovakia 


Original14 19-12-1980 17-11-1983 


30 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Slovenia for the 
Avoidance of Double Taxation with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital 


The Republic 
of Slovenia 


Original 03-05-2006 19-12-2006 


Amending 
Instrument (a) 


17-05-2011 30-07-2012 


  


                                                            
12 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Russian Federation was 
concluded in German and Russian language only. 
13 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and The Czechoslovak Socialist 
Republic was concluded in German and Czech language only. 
14 DTA between Germany and the former Czechoslovak Socialist Republic continues. 
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31 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Kingdom of Spain for the Avoidance 
of Double Taxation and the 
Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income and on 
Capital15 
 
Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Spanien zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 


The Kingdom 
of Spain 


Original 03-02-2011 18-10-2012 


32 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the 
Republic of Turkey for the Avoidance 
of Double Taxation and of Tax 
Evasion with respect to taxes on 
Income 


The Republic 
of Turkey 


Original 19-09-2011 01-08-2012 


33 Agreement between the Federal 
Republic of Germany and the United 
Arab Emirates for the Avoidance of 
Double Taxation and of Tax Evasion 
with respect to Taxes on Income 


The United 
Arab Emirates 


Original 01-07-2010 14-07-2011 


34 Convention between the Federal 
Republic of Germany and the United 
Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland for the Avoidance of 
Double Taxation and the Prevention 
of Fiscal Evasion with Respect to 
Taxes on Income and on Capital 


The United 
Kingdom of 
Great Britain 
and Northern 
Ireland 


Original 30-03-2010 30-12-2010 


Amending 
Instrument (a) 


17-03-2014 29-12-2015 


35 Convention between the Federal 
Republic of Germany and the United 
States of America for the Avoidance 
of Double Taxation and the 
Prevention of Fiscal Evasion with 
respect to Taxes on Income and 
Capital and to certain other Taxes 


The United 
States of 
America 


Original 29-08-1989 21-08-1991 


Amending 
Instrument (a) 


01-06-2006 28-12-2007 


                                                            
15 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Kingdom of Spain was 
concluded in German and Spanish language only. 
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Article 3 – Transparent Entities 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 3(5)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
the entirety of Article 3 not to apply to its Covered Tax Agreements. 
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Article 4 – Dual Resident Entities 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 4(3)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
the entirety of Article 4 not to apply to its Covered Tax Agreements. 
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Article 6 – Purpose of a Covered Tax Agreement 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 6(4) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
Article 6(1) not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain preamble language 
describing the intent of the Contracting Jurisdictions to eliminate double taxation without creating 
opportunities for non-taxation or reduced taxation, whether that language is limited to cases of tax 
evasion or avoidance (including through treaty-shopping arrangements aimed at obtaining reliefs 
provided in the Covered Tax Agreement for the indirect benefit of residents of third jurisdictions) or 
applies more broadly. The following agreements contain preamble language that is within the scope 
of this reservation. 
 


Listed 
Agreement 


Number 


Other 
Contracting 
Jurisdiction 


Preamble Text 


16 Japan 


Desiring to further develop their economic relationship and to 
enhance their cooperation in tax matters, 
Intending to conclude a new Agreement for the elimination of 
double taxation with respect to taxes on income and to 
certain other taxes without creating opportunities for non-
taxation or reduced taxation through tax evasion or avoidance 
(including through treaty-shopping arrangements aimed at 
obtaining reliefs provided in this Agreement for the indirect 
benefit of residents of third States) 


25 
The Kingdom of 
the Netherlands 


Von dem Wunsch geleitet, ihre beiderseitigen wirtschaftlichen 
Beziehungen weiterzuentwickeln, ihre Zusammenarbeit in 
Steuersachen zu vertiefen und eine wirksame und zutreffende 
Steuererhebung zu gewährleisten, 
 
in der Absicht, die jeweiligen Besteuerungsrechte gegenseitig so 
abzugrenzen, dass sowohl Doppelbesteuerung wie auch 
Nichtbesteuerungen oder durch Steuerumgehung oder 
Steuerhinterziehung verminderte Besteuerungen vermieden 
werden 
 
Geleid door de wens hun economische betrekkingen verder te 
ontwikkelen, hun samenwerking op het gebied van 
belastingzaken te verbeteren en een doeltreffende en juiste 
belastingheffing te waarborgen,  
 
Voornemens hun respectieve heffingsbevoegdheden zodanig toe 
te wijzen dat zowel dubbele heffing als niet-heffing of 
verminderde heffing van belasting door middel van het 
vermijden of ontgaan van belastingen wordt vermeden 
 


 
  







 


14 


 


 
Notification of Existing Preamble Language in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 6(5) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreements are not within the scope of a reservation under Article 6(4) and contain 
preamble language described in Article 6(2). The text of the relevant preambular paragraph is 
identified below. 
 


Listed 
Agreement 


Number 


Other 
Contracting 
Jurisdiction 


Preamble Text 


3 
The People’s 
Republic of 


China 


Desiring to conclude an Agreement for the avoidance of double 
taxation and the prevention of fiscal evasion with respect to taxes 
on income and on capital, 


5 
The Republic 


of Croatia 


Von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen zu schließen 
 
Želeći sklopiti Ugovor o izbjegavanju dvostrukog oporezivanja 
porezima na dohodak i na imovinu 


6 
The Republic 


of Cyprus 
Desiring to avoid double taxation with respect to taxes on income 
and capital and to prevent fiscal evasion 


7 
The Czech 
Republic 


von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen zu schließen 
 
Přejice si uzavřit smlouvu o zamezeni dvojiho zdaněni v oboru dani z 
přijmu a z majetku 


8 
The Kingdom 
of Denmark 


Von dem Wunsch geleitet, durch ein neues Abkommen, das den 
heutigen Beziehungen zwischen beiden Staaten und den 
Entwicklungen im Steuerrecht Rechnung trägt, die 
Doppelbesteuerung zu vermeiden und sich gegenseitig Beistand in 
Steuersachen zu leisten 
 
Som ønsker at undgå dobbeltbeskatning og at yde hinanden bistand 
I skattesager ved at indgå en ny overenskomst, som er i 
overensstemmelse med de gældende forhold mellem de to stater 
og med udviklingen I skattelovgivningen 


10 
The Republic 


of Finland 


jotka haluavat tehdä sopimuksen tuloveroja 
koskevan kaksinkertaisen verotuksen välttämiseksi 
ja veron kiertämisen estämiseksi, 
 
<von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen> zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 
<auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen zu schließen> 


11 
The French 


Republic 
Désireux d'éviter les doubles impositions 


13 Ireland 
Desiring to conclude a new agreement for the avoidance of double 
taxation and the prevention of fiscal evasion with respect to taxes 
on income and on capital, 
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15 
The Italian 
Republic 


Von dem Wunsch geleitet, durch ein neues Abkommen die 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen zu vermeiden und die Steuerverkürzung zu 
verhindern 
 
Desiderose di evitare le doppie imposizioni in materia di imposte sul 
reddito e sul patrimonio e di prevenire le evasioni fiscali mediante 
una nuova Convenzione 


17 
The Republic 


of Korea 
<Desiring to promote their mutual economic relations> by avoiding 
double taxation and preventing fiscal evasion, 


19 
The 


Principality of 
Liechtenstein 


<in der Erkenntnis, dass die gut entwickelten wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen den beiden Vertragsstaaten weitergehende 
Zusammenarbeit verlangen, 
 
in Anbetracht des Wunsches der Vertragsstaaten, ihre Beziehung 
weiter zu entwickeln, indem sie zu beiderseitigem Nutzen im 
Bereich der Besteuerung zusammenarbeiten, 
 
vor dem Hintergrund des am 2. September 2009 geschlossenen 
Abkommens zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des Fürstentums Liechtenstein über 
den Informationsaustausch in Steuersachen,> 
 
in Anbetracht des Wunsches der Vertragsstaaten, ein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und der Steuerverkürzung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
abzuschließen 
 
 
<Noting that the well-developed economic relations between both 
Contracting States need further cooperation 
 
Recognising the Desire of the Contracting States to enhance their 
bilateral relation by cooperating in the Area of Tax Matters for 
mutual Benefit. 
 
In the light of the Agreement between the Government of the 
Federal Republic of Germany and the Government of the 
Principality of Liechtenstein for the Exchange of Information in Tax 
Matters, signed on 2nd September 2009.> 
 
Recognising the Desire of the Contracting States to conclude an 
Agreement for the elimination of double taxation and prevention of 
fiscal evasion with respect to taxes on income and on capital16 
 


23 
The Republic 
of Mauritius 


Desiring to conclude an Agreement for the avoidance of double 
taxation and of tax evasion with respect to taxes on income 


26 
New Zealand Desiring to conclude an Agreement for the Avoidance of Double 


Taxation and the Prevention of Fiscal Evasion with respect to Taxes 
on Income and Certain other Taxes, 


  


                                                            
16 Non-official translation. The DTA between the Federal Republic of Germany and the Principality of 
Liechtenstein was concluded in German language only. 
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28 
The Russian 
Federation 


руководствуясь желанием заключить Соглашение об избежании 
двойного налогообложения в отношении налогов на доходы и 
имущество, 
 
vom Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen abzuschließen 
 
(non-official translation: Desiring to conclude an Agreement for the 
avoidance of double taxation with respect to taxes on Income and 
on capital,) 


29 
The Republic 
of Slovakia 


von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen zu schließen 
 
Přejice si uzavřit smlouvu o zamezeni dvojiho zdaněni v oboru dani z 
přijmu a z majetku 


31 
The Kingdom 


of Spain 


Von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu 
schließen 
 
Deseando concluir un Convenio para evitar la doble imposición 
y prevenir la evasión fiscal en materia de Impuestos sobre la 
Renta y sobre el Patrimonio 


34 


The United 
Kingdom of 


Great Britain 
and Northern 


Ireland 


Desiring to conclude a new Convention for the avoidance of double 
taxation and the prevention of fiscal evasion with respect to taxes 
on income and on capital; 


35 The United 
States of 
America 


Desiring to conclude a new Convention for the avoidance of double 
taxation and the prevention of fiscal evasion with respect to taxes 
on income and capital and to certain other taxes 
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Article 7 – Prevention of Treaty Abuse 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 7(15)(b) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right 
for Article 7(1) not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain provisions that deny 
all of the benefits that would otherwise be provided under the Covered Tax Agreement where the 
principal purpose or one of the principal purposes of any arrangement or transaction, or of any 
person concerned with an arrangement or transaction, was to obtain those benefits. The following 
agreements contain provisions that are within the scope of this reservation. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


3 The People’s Republic of China Article 29(1) 


14 The State of Israel Article 26(2) 


16 Japan Article 21(8) 


23 The Republic of Mauritius Article 22(1) 


 
 
Notification of Existing Provisions in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 7(17)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreements are not subject to a reservation described in Article 7(15)(b) and contains a 
provision described in Article 7(2). The article and paragraph number of each such provision is 
identified below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


17 The Republic of Korea Article 27(2) 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Article 10(6), Article 11(5), 
Article 12(5) and Article 21(5) 
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Article 8 – Dividend Transfer Transactions 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 8(3)(b)(i) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right 
for the entirety of Article 8 not to apply to its Covered Tax Agreements to the extent that the 
provisions described in Article 8(1) already include a minimum holding period. The following 
agreements contain provisions that are within the scope of this reservation. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


15 The Italian Republic Article 10(5), fifth sentence 


16 Japan Article 10(2)(a) 


19 The Principality of Liechtenstein Article 10(2)(a) 


35 The United States of America Article 10(3) 


 
 
Notification of Existing Provisions in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 8(4) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreements contain a provision described in Article 8(1) that is not subject to a reservation 
described in Article 8(3)(b). The article and paragraph number of each such provision is identified 
below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


1 The Republic of Austria Article 10(2)(a) 


2 The Republic of Bulgaria Article 10(2)(a) 


3 The People’s Republic of China Article 10(2)(a) 


4 The Republic of Costa Rica Article 10(2)(a) 


5 The Republic of Croatia Article 10(2)(a) 


6 The Republic of Cyprus Article 10(2)(a) 


7 The Czech Republic Article 10(2)(a) 


8 The Kingdom of Denmark Article 10(3) 


9 The Republic of Estonia Article 10(2)(a) 


10 The Republic of Finland Article 10(2)(a) 


11 The French Republic 


Article 9(3) 
 


and Article 9(5) 
 


12 The Republic of Hungary Article 10(2)(a) 


13 Ireland Article 10(2)(a) 


14 The State of Israel Article 10(2)(a) 


15 The Italian Republic Article 10(3) 


17 The Republic of Korea Article 10(2)(a) 


18 The Republic of Latvia Article 10(2)(a) 


19 The Principality of Liechtenstein Article 10(2)(b) 


20 The Republic of Lithuania Article 10(2)(a) 


21 The Grand Duchy of Luxembourg Article 10(2)(a) 


22 Malta Article 10(2)(a) 


23 The Republic of Mauritius Article 10(2)(a) 


24 The United Mexican States Article 10(2)(a) 


25 The Kingdom of the Netherlands Article 10(2)(a) 


27 Romania Article 10(2)(a) 
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28 The Russian Federation Article10(1)(a 


29 The Republic of Slovakia Article 10(2)(a) 


30 The Republic of Slovenia Article 10(2)(a) 


31 The Kingdom of Spain Article 10(2)(a) 


32 The Republic of Turkey Article 10(2)(a) 


33 The United Arab Emirates Article 10(2)(a) 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Article 10(2)(a) 


35 The United States of America Article 10(2)(a) 
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Article 9 – Capital Gains from Alienation of Shares or Interests of Entities Deriving their Value 
Principally from Immovable Property 
 
Notification of Choice of Optional Provisions 
 
Pursuant to Article 9(8) of the Convention, the Federal Republic of Germany hereby chooses to apply 
Article 9(4). 
 
 
 
 
 
Notification of Existing Provisions in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 9(7) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreements contain a provision described in Article 9(1). The article and paragraph 
number of each such provision is identified below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


1 The Republic of Austria 
Article 13(2) and 


Protocol (4) 


3 The People’s Republic of China Article 13(4) 


4 The Republic of Costa Rica Article 13(2) 


5 The Republic of Croatia Article 13(2) 


6 The Republic of Cyprus Article 13(2) 


8 The Kingdom of Denmark Article 13(1), second sentence 


9 The Republic of Estonia 


“or shares in a company the 
assets of which consist mainly 
of such property may be taxed 
in that other state” of Article 


13(1) 


10 The Republic of Finland Article 13(2) 


11 The French Republic 
Article 7(4), first sentence 


 


12 The Republic of Hungary Article 13(2) 


13 Ireland Article 13(4) 


14 The State of Israel Article 13(2) 


16 Japan Article 13(2) 


17 The Republic of Korea Article 13(2)(b) 


18 The Republic of Latvia 


“or shares in a company the 
assets of which consist mainly 
of such property may be taxed 
in that other state” of Article 


13(1) 


19 The Principality of Liechtenstein Article 13(2) 


20 The Republic of Lithuania 


“or shares in a company the 
assets of which consist mainly 
of such property may be taxed 
in that other state” of Article 


13(1) 


21 The Grand Duchy of Luxembourg Article 13(2) 


22 Malta Article 13(2) 
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24 The United Mexican States Article 13(2) 


25 The Kingdom of the Netherlands 
Article 13(2) 


 


26 New Zealand Protocol (5)(a), first sentence 


27 Romania Article 13(2) 


31 The Kingdom of Spain Article 13(2) 


32 The Republic of Turkey Article 13(2) 


33 The United Arab Emirates Article 13(2) 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Article 13(2) 


35 The United States of America Article 13(1) in connection 
with Article 13(2)(b) 
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Article 10 – Anti-abuse Rule for Permanent Establishments Situated in Third Jurisdictions 
 
Notification of Existing Provisions in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 10(6) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreements contain a provision described in Article 10(4). The article and paragraph 
number of each such provision is identified below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Protocol (3) 


35 The United States of America 
Article 28(5) 
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Article 11 – Application of Tax Agreements to Restrict a Party’s Right to Tax its Own Residents 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 11(3)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right 
for the entirety of Article 11 not to apply to its Covered Tax Agreements. 
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Article 12 – Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status through Commissionnaire 
Arrangements and Similar Strategies 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 12(4) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
the entirety of Article 12 not to apply to its Covered Tax Agreements. 
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Article 13 – Artificial Avoidance of Permanent Establishment Status through the Specific Activity 
Exemptions 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 13(6)(c) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right 
for Article 13(4) not to apply to its Covered Tax Agreements. 
 
Notification of Choice of Optional Provisions 
 
Pursuant to Article 13(7) of the Convention, the Federal Republic of Germany hereby chooses to 
apply Option A under Article 13(1). 
 
 
Notification of Existing Provisions in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 13(7) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreements contain a provision described in Article 13(5)(a). The article and paragraph 
number of each such provision is identified below. 
 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


1 The Republic of Austria Article 5(4) 


2 The Republic of Bulgaria Article 5(4) 


3 The People’s Republic of China Article 5(4) 


4 The Republic of Costa Rica Article 5(4) 


5 The Republic of Croatia Article 5(4) 


6 The Republic of Cyprus Article 5(4) 


7 The Czech Republic Article 5(3) 


8 The Kingdom of Denmark Article 5(4) 


9 The Republic of Estonia Article 5(4) 


10 The Republic of Finland Article 5(4) 


11 The French Republic Article 2(1)(7)(b) 


12 The Republic of Hungary Article 5(4) 


13 Ireland Article 5(4) 


14 The State of Israel Article 5(4) 


15 The Italian Republic Article 5(3) 


16 Japan Article 5(4) 


17 The Republic of Korea Article 5(4) 


18 The Republic of Latvia Article 5(4) 


19 The Principality of Liechtenstein Article 5(4) 


20 The Republic of Lithuania Article 5(4) 


21 The Grand Duchy of Luxembourg Article 5(4) 


22 Malta Article 5(4) 


23 The Republic of Mauritius Article 5(4) 


24 The United Mexican States Article 5(4) 


25 The Kingdom of the Netherlands Article 5(7) 


26 New Zealand Article 5(4) 


27 Romania Article 5(4) 


28 The Russian Federation Article 5(4) 


29 The Republic of Slovakia Article 5(3) 


30 The Republic of Slovenia Article 5(4) 







 


26 


 


31 The Kingdom of Spain Article 5(4) 


32 The Republic of Turkey Article 5(4) 


33 The United Arab Emirates Article 5(4) 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Article 5(4) 


35 The United States of America Article 5(4) 
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Article 14 – Splitting-up of Contracts  
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 14(3)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right 
for the entirety of Article 14 not to apply to its Covered Tax Agreements. 
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Article 15 – Definition of a Person Closely Related to an Enterprise  
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 15(2) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
the entirety of Article 15 not to apply to the Covered Tax Agreements to which the reservations 
described in Article 12(4), Article 13(6)(a) or (c), and Article 14(3)(a) apply. 
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Article 16 – Mutual Agreement Procedure 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 16(5)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right 
for the first sentence of Article 16(1) not to apply to its Covered Tax Agreements on the basis that it 
intends to meet the minimum standard for improving dispute resolution under the OECD/G20 BEPS 
Package by ensuring that under each of its Covered Tax Agreements (other than a Covered Tax 
Agreement that permits a person to present a case to the competent authority of either Contracting 
Jurisdiction), where a person considers that the actions of one or both of the Contracting 
Jurisdictions result or will result for that person in taxation not in accordance with the provisions of 
the Covered Tax Agreement, irrespective of the remedies provided by the domestic law of those 
Contracting Jurisdictions, that person may present the case to the competent authority of the 
Contracting Jurisdiction of which the person is a resident or, if the case presented by that person 
comes under a provision of a Covered Tax Agreement relating to non-discrimination based on 
nationality, to that of the Contracting Jurisdiction of which that person is a national; and the 
competent authority of that Contracting Jurisdiction will implement a bilateral notification or 
consultation process with the competent authority of the other Contracting Jurisdiction for cases in 
which the competent authority to which the mutual agreement procedure case was presented does 
not consider the taxpayer’s objection to be justified. 
 
 
Notification of Existing Provisions in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 16(6)(b)(i) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreement contains a provision that provides that a case referred to in the first sentence 
of Article 16(1) must be presented within a specific time period that is shorter than three years from 
the first notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of the 
Covered Tax Agreement. The article and paragraph number of each such provision is identified 
below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


15 The Italian Republic Article 26(1), second sentence 


 
 
Pursuant to Article 16(6)(b)(ii) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that 
the following agreements contain a provision that provides that a case referred to in the first 
sentence of Article 16(1) must be presented within a specific time period that is at least three years 
from the first notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of 
the Covered Tax Agreement. The article and paragraph number of each such provision is identified 
below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


1 The Republic of Austria Article 25(1), second sentence 


2 The Republic of Bulgaria Article 24(1), second sentence 


3 The People’s Republic of China Article 25(1), second sentence 


4 The Republic of Costa Rica Article 25(1), second sentence 


5 The Republic of Croatia Article 25(1), second sentence 


6 The Republic of Cyprus Article 24(1), second sentence 


8 The Kingdom of Denmark Article 43(1), second sentence 


9 The Republic of Estonia Article 25(1), second sentence 
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10 The Republic of Finland Article 23(1), second sentence 


11 The French Republic Article 25(1), second sentence 


12 The Republic of Hungary Article 24(1), second sentence 


13 Ireland Article 25(1), second sentence 


14 The State of Israel Article 24(1), second sentence 


16 Japan Article 24(1), second sentence 


17 The Republic of Korea Article 25(1), second sentence 


18 The Republic of Latvia Article 25(1), second sentence 


19 The Principality of Liechtenstein Article 25(1), second sentence 


20 The Republic of Lithuania Article 25(1), second sentence 


21 The Grand Duchy of Luxembourg Article 24(1), second sentence 


22 Malta Article 25(1), second sentence 


23 The Republic of Mauritius Article 25(1), second sentence 


24 The United Mexican States Article 25(1), second sentence 


25 The Kingdom of the Netherlands Article 25(1), second sentence 


27 Romania Article 25(1), second sentence 


28 The Russian Federation Article 25(1), second sentence 


30 The Republic of Slovenia Article 25(1), second sentence 


31 The Kingdom of Spain Article 24(1), second sentence 


32 The Republic of Turkey Article 24(1), second sentence 


33 The United Arab Emirates Article 24(1), second sentence 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Article 26(1), second sentence 


35 The United States of America Article 25(1), second sentence 


 
 
Notification of Listed Agreements Not Containing Existing Provisions 
 
Pursuant to Article 16(6)(c)(ii) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreements do not contain a provisions described in Article 16(4)(b)(ii). 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction 


7 The Czech Republic 


15 The Italian Republic 


24 The United Mexican States 


26 New Zealand 


30 The Republic of Slovakia 


34 
The United Kingdom of Great Britain and Northern 


Ireland 


 
 
Pursuant to Article 16(6)(d)(ii) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that 
the following agreements do not contain a provisions described in Article 16(4)(c)(ii). 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction 


15 The Italian Republic 


26 New Zealand 
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Article 17 – Corresponding Adjustments 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 17(3)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right 
for the entirety of Article 17 not to apply to its Covered Tax Agreements that already contain a 
provision described in Article 17(2). The following agreements contain provisions that are within the 
scope of this reservation. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


1 The Republic of Austria Article 9(2) 


2 The Republic of Bulgaria Article 9(2) 


3 The People’s Republic of China Article 9(2) 


4 The Republic of Costa Rica Article 9(2) 


5 The Republic of Croatia Article 9(2) 


6 The Republic of Cyprus Article 9(2) 


7 The Czech Republic Article 9(2) 


8 The Kingdom of Denmark Article 9(2) 


10 The Republic of Finland Article 9(2) 


12 The Republic of Hungary Article 9(2) 


13 Ireland Article 9(2) 


14 The State of Israel Article 9(2) 


16 Japan Article 9(2) 


17 The Republic of Korea Article 9(2) 


19 The Principality of Liechtenstein Article 9(2) 


21 The Grand Duchy of Luxembourg Article 9(2) 


22 Malta Article 9(2) 


23 The Republic of Mauritius Article 9(2) 


24 The United Mexican States Article 9(2) 


25 The Kingdom of the Netherlands Article 9(2) 


27 Romania Article 9(2) 


29 The Republic of Slovakia Article 9(2) 


30 The Republic of Slovenia Article 9(2) 


31 The Kingdom of Spain Article 9(2) 


32 The Republic of Turkey Article 9(2) 


33 The United Arab Emirates Article 9(2) 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Article 9(2) 


35 The United States of America Article 9(2) 
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Notification of Existing Provisions in Listed Agreements 
 
Pursuant to Article 17(4) of the Convention, the Federal Republic of Germany considers that the 
following agreement contains a provision described in Article 17(2). The article and paragraph 
number of each such provision is identified below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


15 The Italian Republic Procotol (7) 


 
  







 


33 


 


Article 18 – Choice to Apply Part VI 
 
Notification of Choice of Optional Provisions 
 
Pursuant to Article 18 of the Convention, the Federal Republic of Germany hereby chooses to apply 
Part VI. 
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Article 19 – Mandatory Binding Arbitration 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 19(11) of the Convention, for purposes of applying Article 19 to its Covered Tax 
Agreements, the Federal Republic of Germany reserves the right to replace the two-year period set 
forth in Article 19(1)(b) with a three-year period. 
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Article 23 – Type of Arbitration Process 
 
Reservation 
 
 
Pursuant to Article 23(7) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
Part VI not to apply with respect to all Covered Tax Agreements for which the other Contracting 
Jurisdiction makes a reservation pursuant to Article 23(6). 
 
 
Notification of Choice of Optional Provisions 
 
Pursuant to Article 23(4) of the Convention, the Federal Republic of Germany hereby chooses to 
apply Article 23(5). 
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Article 24 – Agreement on a Different Resolution 
 
Notification of Choice of Optional Provisions 
 
Pursuant to Article 24(1) of the Convention, the Federal Republic of Germany hereby chooses to 
apply Article 24(2). 
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Article 26 – Compatibility  
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 26(4) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
Part VI not to apply with respect to all of its Covered Tax Agreements that already provide for 
mandatory binding arbitration of unresolved issues arising from a mutual agreement procedure case. 
The article and paragraph number of each such provision is identified below. 
 


Listed Agreement Number Other Contracting Jurisdiction Provision 


1 The Republic of Austria Article 25(5) 


11 The French Republic Article 25(5) 


16 Japan 
Article 24(5) in connection 


with Protocol (10) 


19 The Principality of Liechtenstein Article 25 (5) to (7) 


21 The Grand Duchy of Luxembourg Article 24(5) 


25 The Kingdom of the Netherlands Article 25(5) 


34 
The United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland 


Article 26(5) 


35 The United States of America 
Article 25(5) and (6) in 


connection with Protocol (22) 
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Article 28 – Reservations 
 
Reservation Formulated for Scope of Arbitration 
 
Pursuant to Article 28(2)(a) of the Convention, The Federal Republic of Germany formulates the 


following reservations with respect to the scope of cases that shall be eligible for arbitration under 


the provisions of Part VI. 


1) The Federal Republic of Germany reserves the right to exclude from the scope of Part VI any 
case in which a domestic law or tax treaty anti-abuse rule (e.g. Parts 4, 5 and 7 of the 
German External Tax Relations Act (Außensteuergesetz), Section 42 of the German Fiscal 
Code (Abgabenordnung), Section 50d Paragraph 3 of the German Income Tax Act 
(Einkommensteuergesetz)) has been applied; 
 


2) The Federal Republic of Germany reserves the right to exclude from the scope of Part VI any 
case involving conduct for which the taxpayer, a person acting on his/her behalf, or a related 
person has been found guilty by a court for a tax offence or has been subject to the 
imposition of a serious penalty; 
 


3) The Federal Republic of Germany reserves the right to exclude from the scope of Part VI 
cases concerning items of income or capital that are not taxed by a Contracting Jurisdiction 
because they are not included in the taxable base in that Contracting Jurisdiction or because 
they are subject to an exemption or zero tax rate provided under the domestic tax law of 
that Contracting Jurisdiction; 
 


4) The Federal Republic of Germany reserves the right to exclude from the scope of Part VI any 
case that falls within the scope of application of the Convention on the Elimination of Double 
Taxation in Connection with the Adjustment of Profits of Associated Enterprises 
(90/436/EEC) - as amended, or any subsequent regulation; 
 


5) The Federal Republic of Germany reserves the right to exclude from the scope of Part VI all 
cases involving the application of any domestic law or treaty provision to items of income or 
capital resulting in the avoidance of double taxation by the credit method instead of the 
exemption method; 
 


6) The Federal Republic of Germany reserves the right to exclude from the scope of Part VI any 
facts determined as part of a “mutual agreement on facts” (tatsächliche Verständigung) 
defined in the German Federal Ministry of Finance circular of 30 July 2008, as amended, or 
any subsequent regulation, Federal Tax Gazette I 2008, p. 831) between the tax 
administration of a Contracting Jurisdiction and the taxpayer. 
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Article 35 – Entry into Effect  
 
Notification of Choice of Optional Provisions 
 
 
Pursuant to Article 35(3) of the Convention, solely for the purpose of its own application of Article 
35(1)(b) and 5(b), the Federal Republic of Germany hereby chooses to replace the reference to 
“taxable periods beginning on or after the expiration of a period” with a reference to “taxable 
periods beginning on or after 1 January of the next year beginning on or after the expiration of a 
period”. 
 
 
Reservation 
 
Pursuant to Article 35(6) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right for 
Article 35(4) not to apply with respect to its Covered Tax Agreements. 
 
 
Pursuant to Article 35(7)(a) of the Convention, the Federal Republic of Germany reserves the right to 
replace: 
 


i) the references in Article 35(1) and (4) to “the latest of the dates on which this 
Convention enters into force for each of the Contracting Jurisdictions to the Covered 
Tax Agreement”; and 
 


ii) the references in Article 35(5) to “the date of the communication by the Depositary of 
the notification of the extension of the list of agreements”;  


 
with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification by 
each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 (Entry 
into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the provisions of 
this Convention with respect to that specific Covered Tax Agreement”;  
 


iii) the references in Article 28(9)(a) to “on the date of the communication by the 
Depositary of the notification of withdrawal or replacement of the reservation”; and 


 
iv) the reference in Article 28(9)(b) to “on the latest of the dates on which the Convention 


enters into force for those Contracting Jurisdictions”; 
 
with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification by 
each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 (Entry 
into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the withdrawal 
or replacement of the reservation with respect to that specific Covered Tax Agreement”; 
 


v) the references in Article 29(6)(a) to “on the date of the communication by the 
Depositary of the additional notification”; and 


 
vi) the reference in Article 29(6)(b) to “on the latest of the dates on which the Convention 


enters into force for those Contracting Jurisdictions”; 
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with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification by 
each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 (Entry 
into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the additional 
notification with respect to that specific Covered Tax Agreement”; 
 


vii) the references in Article 36(1) and (2) (Entry into Effect of Part VI) to “the later of the 
dates on which this Convention enters into force for each of the Contracting 
Jurisdictions to the Covered Tax Agreement”; 


 
with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification by 
each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 (Entry 
into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the provisions of 
this Convention with respect to that specific Covered Tax Agreement”; and 
 


viii) the reference in Article 36(3) (Entry into Effect of Part VI) to “the date of the 
communication by the Depositary of the notification of the extension of the list of 
agreements”; 


 
ix) the references in Article 36(4) (Entry into Effect of Part VI) to “the date of the 


communication by the Depositary of the notification of withdrawal of the reservation”, 
“the date of the communication by the Depositary of the notification of replacement of 
the reservation” and “the date of the communication by the Depositary of the 
notification of withdrawal of the objection to the reservation”; and 


 
x) the reference in Article 36(5) (Entry into Effect of Part VI) to “the date of the 


communication by the Depositary of the additional notification”; 
 
with references to “30 days after the date of receipt by the Depositary of the latest notification by 
each Contracting Jurisdiction making the reservation described in paragraph 7 of Article 35 (Entry 
into Effect) that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the provisions of 
Part VI (Arbitration) with respect to that specific Covered Tax Agreement”. 
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BETREFF Umsatzsteuer; 


 Umsatzsteuerrechtliche Behandlung des Gemeinderabatts nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 der 


Konzessionsabgabenverordnung (KAV) 


   
BEZUG Erörterung der Umsatzsteuer-Referatsleiter USt II/17 vom 25. - 27. April 2017 


   
GZ III C 2 - S 7200/13/10002 


DOK 2017/0451002 


  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


 


unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen der obersten Finanzbehörden des Bun-


des und der Länder teile ich Ihnen Folgendes mit: 


 


Bei dem der Kommune im Rahmen des Abschlusses eines Konzessionsvertrags durch den 


Netzbetreiber bzw. Netzeigentümer eingeräumten Gemeinderabatt nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 der 


Konzessionsabgabenverordnung (KAV) handelt es sich um ein (zusätzliches) Entgelt für die 


Überlassung einfacher oder ausschließlicher Wegerechte durch die Kommune an den Netzbe-


treiber bzw. Netzeigentümer. 


 







 


 


Seite 2 Diese umsatzsteuerrechtliche Würdigung ergibt sich aus dem Wortlaut des § 3 KAV, wonach 


der Gemeinderabatt „neben oder anstelle von Konzessionsabgaben für einfache oder aus-


schließliche Wegerechte“ vereinbart werden darf. 


 


Zivilrechtlich handelt es sich um eine einheitliche Leistung für den Erhalt der Konzession. 


Umsatzsteuerlich gilt dies gleichermaßen. Die Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV be-


schreibt einen zusätzlichen Geldanspruch der Gemeinde, der nach den in dieser Vorschrift 


genannten Grundsätzen zu berechnen ist. 


 


Dieser Beurteilung steht nicht entgegen, dass der Netzbetreiber die Zahlung der nach § 3 


Abs. 1 Nr. 1 KAV vereinbarten Gegenleistung an die Kommune nicht direkt vornimmt, son-


dern mit deren Zustimmung auf den Energielieferanten überträgt, wo sie mit dem von der 


Kommune geschuldeten Entgelt für die Energielieferung verrechnet wird. Es handelt sich 


vielmehr um eine besondere Form des von den Vertragspartnern gewählten Zahlungsweges, 


die weder einen Einfluss auf die Bemessungsgrundlage des Vertrags für den Netzzugang, 


noch für die Energielieferung hat. 


 


Für eine Zurechnung der vereinbarten Zahlung zu einem Vertrag über die Netznutzung oder 


die Stromlieferung als Minderung der dortigen Bemessungsgrundlage bleibt angesichts der 


obigen Ausführungen kein Raum. 


 


Ich bitte daher um Verständnis, dass aus Sicht der obersten Finanzbehörden des Bundes und 


der Länder eine Nichtbeanstandungsregelung für eine abweichende Behandlung in der Ver-


gangenheit sowie eine Übergangsregelung nicht gerechtfertigt sind. 


 


Die obersten Finanzbehörden der Länder haben einen Abdruck dieses Schreibens erhalten und 


werden ihre nachgeordneten Bereiche entsprechend unterrichten. 


 


Mit freundlichen Grüßen 


 


Im Auftrag 


Dr. Hofmann 


 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 
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BETREFF Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen nach § 37b EStG


BEZUG Schreiben des BMF vom 29. April 2008 (BStBl I S. 566)
Entscheidungen des BFH vom 16. Oktober und 12. Dezember 2013
- VI R 52/11, VI R 57/11, VI R 78/12 und VI R 47/12 (BStBl II 2015 S. ___1) -


GZ IV C 6 - S 2297-b/14/10001
DOK 2015/0331056


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)


Mit dem Jahressteuergesetz 2007 vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I 2006 S. 2878, BStBl I 


2007 S. 28) wurde mit § 37b EStG eine Regelung in das Einkommensteuergesetz eingefügt, 


die es dem zuwendenden Steuerpflichtigen ermöglicht, die Einkommensteuer auf Sachzu-


wendungen an Arbeitnehmer oder Nichtarbeitnehmer mit einem Steuersatz von 30 Prozent 


pauschal zu übernehmen und abzuführen. Mit Urteilen vom 16. Oktober und 12. Dezember 


2013 hat der BFH in vier Entscheidungen - VI R 52/11, VI R 57/11, VI R 78/12 und VI R 


47/12 - den Anwendungsbereich des § 37b EStG eingegrenzt und entschieden, die Pauschalie-


rung der Einkommensteuer nach § 37b EStG setze die Steuerpflicht der Sachzuwendungen 


voraus. Das BMF-Schreiben vom 29. April 2008 (BStBl I S. 566) wird im Einvernehmen mit


den obersten Finanzbehörden der Länder unter Berücksichtigung der Grundsätze der BFH-


Entscheidungen sowie weiterer inzwischen geklärter Zweifelsfragen wie folgt neu gefasst:


I. Anwendungsbereich des § 37b EStG


1 Zuwendender i. S. d. § 37b EStG kann jede natürliche und juristische Person oder Personen-


vereinigung sein, die aus betrieblichem Anlass nicht in Geld bestehende
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Zuwendungen zusätzlich


o zur ohnehin vereinbarten Leistung oder Gegenleistung oder


o zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn


erbringt. Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind sowohl mit ihrem hoheitlichen Be-


reich und dem Bereich der Vermögensverwaltung als auch mit ihren einzelnen Betrieben ge-


werblicher Art jeweils Zuwendender i. S. d. § 37b EStG. Die Wahlmöglichkeit kann für die 


verschiedenen Bereiche unabhängig voneinander ausgeübt werden. Macht der Zuwendende 


von der Wahlmöglichkeit des § 37b EStG Gebrauch, ist er Steuerpflichtiger i. S. d. § 33 AO. 


Ausländische Zuwendende und nicht steuerpflichtige juristische Personen des öffentlichen 


Rechts werden spätestens mit der Anwendung des § 37b EStG zu Steuerpflichtigen i. S. dieser 


Vorschrift. 


2 Zuwendungsempfänger können eigene Arbeitnehmer des Zuwendenden sowie Dritte unab-


hängig von ihrer Rechtsform (z. B. AG, GmbH, Aufsichtsräte, Verwaltungsratsmitglieder, 


sonstige Organmitglieder von Vereinen und Verbänden, Geschäftspartner, deren Familienan-


gehörige, Arbeitnehmer Dritter) sein.


3 Von § 37b EStG werden nur solche Zuwendungen erfasst, die betrieblich veranlasst sind 


(BFH vom 12. Dezember 2013 - VI R 47/121) und die beim Empfänger dem Grunde nach zu 


steuerbaren und steuerpflichtigen Einkünften führen (BFH vom 16. Oktober 2013 - VI R 


57/111). § 37b EStG begründet keine eigenständige Einkunftsart und erweitert nicht den ein-


kommensteuerrechtlichen Lohnbegriff, sondern stellt lediglich eine besondere pauschalie-


rende Erhebungsform der Einkommensteuer zur Wahl (BFH vom 16. Oktober 2013 - VI R 


57/11 und VI R 78/12 -1). Zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährte Zu-


wendungen an eigene Arbeitnehmer sind Sachbezüge i. S. d. § 8 Absatz 2 Satz 1 EStG, für 


die keine gesetzliche Bewertungsmöglichkeit nach § 8 Absatz 2 Satz 2 bis 10 und Absatz 3 


EStG sowie keine Pauschalierungsmöglichkeit nach § 40 Absatz 2 EStG besteht. In den Fäl-


len des § 8 Absatz 3 EStG ist es auch dann nicht zulässig, die Steuer nach § 37b Absatz 2 


EStG zu pauschalieren, wenn der Steuerpflichtige nach R 8.2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 


LStR 2015 die Bewertung des geldwerten Vorteils nach § 8 Absatz 2 EStG wählt. Für sons-


tige Sachbezüge, die nach § 40 Absatz 1 EStG pauschaliert besteuert werden können, kann 


der Steuerpflichtige auch die Pauschalierung nach § 37b EStG wählen. Die Zuwendung von 


Vermögensbeteiligungen an eigene Arbeitnehmer ist von der Pauschalierung nach § 37b EStG 


ausgeschlossen.
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1. Einheitlichkeit der Wahlrechtsausübung


4 Das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteuer ist nach § 37b 


Absatz 1 Satz 1 EStG einheitlich für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwen-


dungen, mit Ausnahme der die Höchstbeträge nach § 37b Absatz 1 Satz 3 EStG übersteigen-


den Zuwendungen, auszuüben. Dabei ist es zulässig, für Zuwendungen an Dritte (Absatz 1) 


und an eigene Arbeitnehmer (Absatz 2) § 37b EStG jeweils gesondert anzuwenden. Auch bei 


einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ist für den Personenkreis der eigenen 


Arbeitnehmer immer die kalenderjahrbezogene Betrachtungsweise für das Wahlrecht maß-


geblich. Das Wahlrecht kann für alle inländischen lohnsteuerlichen Betriebsstätten nach § 41


Absatz 2 EStG nur einheitlich ausgeübt werden. Die Entscheidung zur Anwendung des § 37b


EStG kann nicht zurückgenommen werden.


5 Werden Zuwendungen an Arbeitnehmer verbundener Unternehmen i. S. d. §§ 15 ff. AktG 


oder § 271 HGB vergeben, fallen diese Zuwendungen in den Anwendungsbereich des § 37b


Absatz 1 EStG und sind nach § 37b Absatz 1 Satz 2 EStG mindestens mit dem sich aus § 8


Absatz 3 Satz 1 EStG ergebenden Wert zu bemessen (Rabattgewährung an Konzernmitarbei-


ter). Es wird nicht beanstandet, wenn diese Zuwendungen an Arbeitnehmer verbundener Un-


ternehmen individuell besteuert werden, auch wenn der Zuwendende für die übrigen Zuwen-


dungen § 37b Absatz 1 EStG anwendet. Für die übrigen Zuwendungen ist das Wahlrecht ein-


heitlich auszuüben.


6 Übt ein ausländischer Zuwendender das Wahlrecht zur Anwendung des § 37b EStG aus, sind 


die Zuwendungen, die unbeschränkt oder beschränkt Einkommen- oder Körperschaftsteuer-


pflichtigen im Inland gewährt werden, einheitlich zu pauschalieren.


2. Zeitpunkt der Wahlrechtsausübung


7 Die Entscheidung zur Anwendung der Pauschalierung kann für den Anwendungsbereich des 


§ 37b Absatz 1 EStG auch im laufenden Wirtschaftsjahr, spätestens in der letzten Lohnsteuer-


Anmeldung des Wirtschaftsjahres der Zuwendung getroffen werden. Eine Berichtigung der 


vorangegangenen einzelnen Lohnsteuer-Anmeldungen zur zeitgerechten Erfassung ist nicht 


erforderlich. 


8 Für den Anwendungsbereich des § 37b Absatz 2 EStG soll die Entscheidung zur Anwendung 


der Pauschalierung spätestens bis zu der für die Übermittlung der elektronischen Lohnsteuer-


bescheinigung geltenden Frist (§ 41b Absatz 1 Satz 2 EStG, 28. Februar des Folgejahres) ge-


troffen werden. Dieser Endtermin gilt auch, wenn ein Arbeitnehmer während des laufenden 







Seite 4 Kalenderjahres ausscheidet. Ist eine Änderung des Lohnsteuerabzugs gemäß § 41c EStG zum 


Zeitpunkt der Ausübung des Wahlrechts nicht mehr möglich, so hat der Arbeitgeber dem Ar-


beitnehmer eine Bescheinigung über die Pauschalierung nach § 37b Absatz 2 EStG auszu-


stellen. Die Korrektur des bereits individuell besteuerten Arbeitslohns kann der Arbeitnehmer 


dann nur noch im Veranlagungsverfahren zur Einkommensteuer begehren.


8a Das Wahlrecht kann auch durch Änderung einer noch nicht materiell bestandskräftigen Lohn-


steuer-Anmeldung ausgeübt werden. Eine erstmalige Wahlrechtsausübung im Rahmen einer 


Außenprüfung ist somit zulässig. Wurden Sachzuwendungen an eigene Arbeitnehmer (§ 37b 


Absatz 2) vorbehaltlich der Pauschalierung nach § 40 Absatz 1 Satz 1 EStG (Rdnr. 22) weder 


nach anderen Vorschriften pauschal noch individuell besteuert, kann das Wahlrecht (erstma-


lig) auch noch nach der in den Rdnrn. 7 und 8 genannten Frist im Rahmen einer Änderung ei-


ner noch nicht materiell bestandskräftigen Lohnsteuer-Anmeldung ausgeübt werden. Wurden 


Sachzuwendungen an eigene Arbeitnehmer dagegen bisher individuell besteuert, weil eine 


Pauschalierung zum maßgeblichen Wahlrechtszeitpunkt nicht vorgenommen worden ist, ist 


eine Pauschalierung nach § 37b Absatz 2 EStG nicht mehr möglich. Wurden Zuwendungen


an eigene Arbeitnehmer nach § 37b EStG bisher pauschal besteuert, ist die bisherige Aus-


übung des Wahlrechts für den Zuwendenden bindend. Eine nachträgliche individuelle Besteu-


erung der Sachzuwendungen ist nicht zulässig.


III. Bemessungsgrundlage


1. Begriffsbestimmung


9 Besteuerungsgegenstand sind betrieblich veranlasste Sachzuwendungen, die zusätzlich zur 


ohnehin vereinbarten Leistung oder zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden, 


und Geschenke, die nicht in Geld bestehen. Gesellschaftsrechtlich veranlasste Zuwendungen, 


wie z. B. verdeckte Gewinnausschüttungen (§ 8 Absatz 3 Satz 2 KStG, R 36 KStR) sind von 


der Pauschalierung nach § 37b EStG ausgenommen (BFH vom 12. Dezember 2013 - VI R 


47/121).


9a Die „Zusätzlichkeitsvoraussetzung“ für betrieblich veranlasste Zuwendungen nach § 37b 


Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG erfordert, dass die Zuwendungen in sachlichem und zeitli-


chem Zusammenhang mit einem zwischen den Vertragsparteien abgeschlossenen Vertrags-


verhältnis (sog. Grundgeschäft) stehen und zur ohnehin geschuldeten Leistung als zusätzliche


Leistung hinzukommen. Zuwendungen, die nicht zu einem Leistungsaustausch hinzutreten, 


etwa zur Anbahnung eines Vertragsverhältnisses, fallen nicht in den Anwendungsbereich des 


§ 37b Absatz 1 Nummer 1 EStG (BFH vom 12. Dezember 2013 - VI R 47/121). Unbeachtlich 


1 Aktenzeichen um Fundstelle ergänzen
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vom Zuwendenden freiwillig erbracht werden.


9b Die „Zusätzlichkeitsvoraussetzung“ für zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn


erbrachte betrieblich veranlasste Zuwendungen nach § 37b Absatz 2 Satz 1 EStG erfordert, 


dass die Zuwendung zu dem Arbeitslohn hinzukommt, den der Arbeitgeber arbeitsrechtlich 


schuldet; eine Gehaltsumwandlung erfüllt diese Voraussetzung nicht. Kommt die zweckbe-


stimmte Leistung zu dem Arbeitslohn hinzu, den der Arbeitgeber schuldet, ist das Tatbe-


standsmerkmal auch dann erfüllt, wenn der Arbeitnehmer arbeitsvertraglich oder aufgrund ei-


ner anderen arbeits- oder dienstrechtlichen Rechtsgrundlage einen Anspruch auf die zwecke-


stimmte Leistung hat (vgl. R 3.33 Absatz 5 LStR und BMF-Schreiben vom 22. Mai 2013,


BStBl I S. 728).


9c Bei Zuwendungen an Dritte handelt es sich regelmäßig um Geschenke i. S. d. § 4 Absatz 5 


Satz 1 Nummer 1 Satz 1 EStG und R 4.10 Absatz 4 Satz 1 bis 5 EStR oder Incentives (z. B. 


Reise oder Sachpreise aufgrund eines ausgeschriebenen Verkaufs- oder Außendienstwettbe-


werbs). Geschenke in diesem Sinne sind auch Nutzungsüberlassungen. Zuzahlungen des Zu-


wendungsempfängers ändern nicht den Charakter als Zuwendung; sie mindern lediglich die 


Bemessungsgrundlage. Zuzahlungen Dritter (z. B. Beteiligung eines anderen Unternehmers 


an der Durchführung einer Incentive-Reise) mindern die Bemessungsgrundlage hingegen 


nicht. Aufmerksamkeiten i. S. d. R 19.6 Absatz 1 LStR, die dem Empfänger aus Anlass eines 


besonderen persönlichen Ereignisses zugewendet werden, sind keine Geschenke und gehören 


daher nicht zur Bemessungsgrundlage.


9d Bei der Teilnahme eines Kunden an einem Bonusprogramm wird die Ausgabe der Bonus-


punkte zum Bestandteil der Gegenleistung des leistenden Unternehmens. Damit liegt weder in 


der Gutschrift der Punkte noch in der Hingabe der Prämie eine zusätzliche Leistung vor, so


dass eine Pauschalierung nach § 37b EStG in derartigen Fällen ausgeschlossen ist. Die Ein-


kommensteuer kann in diesen Fällen bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen nach § 37a 


EStG pauschaliert werden.


9e Gewinne aus Verlosungen, Preisausschreiben und sonstigen Gewinnspielen sowie Prämien 


aus (Neu)Kundenwerbungsprogrammen und Vertragsneuabschlüssen fallen nicht in den An-


wendungsbereich des § 37b Absatz 1 EStG.


10 Sachzuwendungen, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten 10 Euro nicht übersteigen, 


sind bei der Anwendung des § 37b EStG als Streuwerbeartikel anzusehen und brauchen daher 


nicht in den Anwendungsbereich der Vorschrift einbezogen zu werden.2 § 9b Absatz 1 EStG 


2 Diese Regelung ist trotz entgegenstehender Auffassung des BFH im Urteil vom 16. Oktober 2013 (BStBl II 


2015 S. ___) weiter anzuwenden.
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satz 5 Satz 1 Nummer 2 EStG ist nicht in den Anwendungsbereich des § 37b EStG einzube-


ziehen (R 4.7 Absatz 3 EStR, R 8.1 Absatz 8 Nummer 1 LStR); es sei denn, sie ist Teil einer 


Gesamtleistung, die insgesamt als Zuwendung nach § 37b EStG besteuert wird (z. B. Bewir-


tung im Rahmen einer Incentive-Reise, vgl. BMF-Schreiben vom 14. Oktober 1996, BStBl I 


S. 1192) oder die Bewirtung findet im Rahmen von Repräsentationsveranstaltungen i. S. d. 


§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 EStG statt (z. B. Einladung zu einem Golfturnier, zu einem 


Segeltörn oder zu einer Jagdgesellschaft). Eine Incentive-Reise liegt in Abgrenzung zu einer 


Incentive-Maßnahme, bei der ggf. ein Bewirtungsanteil gemäß Rdnr. 15 herausgerechnet 


werden kann, vor, wenn die Veranstaltung mindestens eine Übernachtung umfasst.


11 Zuwendungen, die ein Arbeitnehmer von einem Dritten erhalten hat, können nicht vom 


Arbeitgeber, der nach § 38 Absatz 1 Satz 3 EStG zum Lohnsteuerabzug verpflichtet ist, nach 


§ 37b EStG pauschal besteuert werden. Die Pauschalierung nach § 37b EStG kann nur der 


Zuwendende selbst vornehmen. Für Zuwendungen an Mitarbeiter verbundener Unternehmen 


i. S. d. §§ 15 ff AktG oder § 271 HGB (vgl. Rdnr. 23) wird es nicht beanstandet, wenn anstel-


le des Zuwendenden der Arbeitgeber des Zuwendungsempfängers die Pauschalierung gemäß 


§ 37b Absatz 1 EStG vornimmt. Die erforderliche „Zusätzlichkeitsvoraussetzung“ ist nur 


dann erfüllt, wenn die Zuwendungen auf vertraglichen Beziehungen zwischen dem Dritten 


und dem Arbeitnehmer beruhen. Zuwendungen, die auf vertraglichen Beziehungen zwischen 


dem Zuwendenden und dem Arbeitgeber des Arbeitnehmers beruhen (sog. Rahmenvertrag), 


können vom Zuwendenden daher nach § 37b EStG pauschal besteuert werden, wenn dem 


Grunde nach Arbeitslohn vorliegt (vgl. BMF-Schreiben vom 20. Januar 2015, BStBl I 


S. 143).


12 Gibt ein Steuerpflichtiger eine Zuwendung unmittelbar weiter, die dieser selbst unter Anwen-


dung des § 37b EStG erhalten hat, entfällt eine erneute pauschale Besteuerung nach § 37b


EStG, wenn der Steuerpflichtige hierfür keinen Betriebsausgabenabzug vornimmt.


13 In die Bemessungsgrundlage nach § 37b Absatz 1 und 2 EStG sind alle Zuwendungen einzu-


beziehen, die beim Empfänger dem Grunde nach zu steuerbaren und steuerpflichtigen Ein-


künften führen. Demzufolge sind Zuwendungen an beschränkt und unbeschränkt steuerpflich-


tige Empfänger auszuscheiden, die nach den Bestimmungen eines Doppelbesteuerungsab-


kommens oder des Auslandstätigkeitserlasses nicht der inländischen Besteuerung unterliegen


oder die dem Empfänger nicht im Rahmen einer Einkunftsart zufließen. Für Zuwendungen, 


die nicht in die Bemessungsgrundlage des § 37b EStG einzubeziehen sind, hat der Zuwenden-


de neben den für den Betriebsausgabenabzug bestehenden Aufzeichnungspflichten zusätzlich 


durch geeignete Aufzeichnungen darzulegen, dass diese Zuwendungen beim Empfänger nicht 
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der Finanzbehörde genau benannt werden können (§ 160 AO).


13a Zur Vereinfachung der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Anwendung des § 37b 


Absatz 1 EStG kann der Steuerpflichtige der Besteuerung nach § 37b EStG einen bestimmten 


Prozentsatz aller gewährten Zuwendungen an Dritte unterwerfen. Der Prozentsatz orientiert 


sich an den unternehmensspezifischen Gegebenheiten und ist vom Steuerpflichtigen anhand 


geeigneter Unterlagen oder Aufzeichnungen glaubhaft zu machen. In diesem Fall kann er auf 


weitergehende Aufzeichnungen zur Steuerpflicht beim Empfänger verzichten. Für die Glaub-


haftmachung kann auch auf die Aufzeichnungen, die über einen repräsentativen Zeitraum 


(mindestens drei Monate) geführt werden, zurückgegriffen und aus diesen der anzuwendende 


Prozentsatz ermittelt werden. Dieser kann so lange angewandt werden, wie sich die Verhält-


nisse nicht wesentlich ändern. Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Zuwendun-


gen nach § 37b Absatz 2 EStG vgl. Tz. III.3 Wirkungen auf andere Regelungen (Rdnrn. 17 


bis 19).


2. Bewertung der Zuwendungen


14 Nach § 37b Absatz 1 Satz 2 EStG sind die Zuwendungen mit den Aufwendungen des Steuer-


pflichtigen einschließlich Umsatzsteuer zu bewerten. Der Bruttobetrag kann aus Vereinfa-


chungsgründen mit dem Faktor 1,19 aus dem Nettobetrag hochgerechnet werden. In die Be-


messungsgrundlage sind alle tatsächlich angefallenen Aufwendungen einzubeziehen, die der 


jeweiligen Zuwendung direkt zugeordnet werden können. Soweit diese nicht direkt ermittelt 


werden können, weil sie Teil einer Gesamtleistung sind, ist der auf die jeweilige Zuwendung 


entfallende Anteil an den Gesamtaufwendungen anzusetzen, der ggf. im Wege der Schätzung 


zu ermitteln ist. Zu den Aufwendungen im Rahmen von Veranstaltungen gehören z. B. Auf-


wendungen für Musik, künstlerische und artistische Darbietungen und Aufwendungen für den 


äußeren Rahmen (z. B. Raummiete, Eventmanager). Wird ein Wirtschaftsgut zugewandt, das 


der Steuerpflichtige selbst hergestellt hat, sind als Aufwendungen grundsätzlich die Herstel-


lungskosten des Wirtschaftsguts (zuzüglich der Umsatzsteuer) anzusetzen (z. B. Eintritts-


karten für eine selbst ausgerichtete Veranstaltung). Der Zuwendende kann stattdessen den 


gemeinen Wert (z. B. den Kartenpreis) ansetzen, wenn dieser ohne weiteres ermittelt werden 


kann.


15 Die bestehenden Vereinfachungsregelungen, die zur Aufteilung der Gesamtaufwendungen für 


VIP-Logen in Sportstätten und in ähnlichen Sachverhalten ergangen sind, gelten unverändert 


(Rdnr. 14 und 19 des BMF-Schreibens vom 22. August 2005, BStBl I S. 845 und vom 11. Juli 


2006, BStBl I S. 447). Der danach ermittelte, auf Geschenke entfallende pauschale Anteil 


stellt die Aufwendungen dar, die in die Bemessungsgrundlage nach § 37b EStG einzubezie-


hen sind. Die Vereinfachungsregelungen zur Übernahme der Besteuerung (Rdnrn. 16 und 18 
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vom 11. Juli 2006) sind ab dem 1. Januar 2007 nicht mehr anzuwenden.


16 Besteht die Zuwendung in der Hingabe eines Wirtschaftsgutes des Betriebsvermögens oder in 


der unentgeltlichen Nutzungsüberlassung und sind dem Zuwendenden keine oder nur unver-


hältnismäßig geringe Aufwendungen entstanden (z. B. zinslose Darlehensgewährung), ist als 


Bemessungsgrundlage für eine Besteuerung nach § 37b EStG der gemeine Wert anzusetzen.


3. Wirkungen auf andere Regelungen


Sachbezüge, die im ganz überwiegenden eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers ge-


währt werden (vgl. hierzu BFH vom 16. Oktober 2013 - VI R 78/123) sowie steuerfreie Sach-


bezüge, z. B. auch nach § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a EStG, werden von § 37b Absatz 2 


EStG nicht erfasst. Im Übrigen gilt Folgendes:


a) Sachbezugsfreigrenze


17 Wird die Freigrenze des § 8 Absatz 2 Satz 11 EStG in Höhe von 44 Euro nicht überschritten, 


liegt kein steuerpflichtiger Sachbezug vor. Bei der Prüfung der Freigrenze bleiben die nach 


§ 8 Absatz 2 Satz 1 EStG zu bewertenden Vorteile, die nach §§ 37b und 40 EStG pauschal 


versteuert werden, außer Ansatz.


b) Mahlzeiten aus besonderem Anlass


18 Mahlzeiten aus besonderem Anlass, die vom oder auf Veranlassung des Steuerpflichtigen 


anlässlich von Auswärtstätigkeiten an seine Arbeitnehmer abgegeben werden, können nach 


§ 37b EStG pauschal besteuert werden, wenn der Wert der Mahlzeit 60 Euro (bis 31. Dezem-


ber 2013: 40 Euro) übersteigt.


c) Aufmerksamkeiten


19 Zuwendungen des Steuerpflichtigen an seine Arbeitnehmer, die als bloße Aufmerksamkeiten 


(R 19.6 LStR) anzusehen sind und deren jeweiliger Wert 60 Euro (bis 31. Dezember 2014: 


40 Euro) nicht übersteigt, gehören nicht zum Arbeitslohn und sind daher nicht in die Pauscha-


lierung nach § 37b EStG einzubeziehen. Bei Überschreitung des Betrags von 60 Euro (bis 


31. Dezember 2014: 40 Euro) ist die Anwendung des § 37b EStG möglich.


3 Aktenzeichen um Fundstelle ergänzen
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20 Die Zuwendung ist im Zeitpunkt der Erlangung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht zu 


erfassen. Das ist bei Geschenken der Zeitpunkt der Hingabe (z. B. Eintrittskarte) und bei Nut-


zungen der Zeitpunkt der Inanspruchnahme (z. B. bei der Einladung zu einer Veranstaltung 


der Zeitpunkt der Teilnahme). Es ist aber nicht zu beanstanden, wenn die Pauschalierung nach 


§ 37b EStG bereits in dem Wirtschaftsjahr vorgenommen wird, in dem der Aufwand zu be-


rücksichtigen ist. Auf einen hiervon abweichenden Zeitpunkt der Bezahlung der Rechnung 


durch den Zuwendenden kann hingegen nicht abgestellt werden.


5. Beträge nach § 37b Absatz 1 Satz 3 EStG


21 Die Beträge des § 37b Absatz 1 Satz 3 EStG i. H. v. 10.000 Euro sind auf die Bruttoaufwen-


dungen anzuwenden. Bei dem Betrag nach § 37b Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 EStG handelt es 


sich um einen Höchstbetrag (z. B. drei Zuwendungen im Wert von jeweils 4.000 Euro, § 37b


EStG ist nicht nur für die ersten beiden Zuwendungen anwendbar, sondern auch die Hälfte der 


Aufwendungen für die dritte Zuwendung muss in die Pauschalbesteuerung einbezogen wer-


den); bei dem Betrag nach § 37b Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 EStG handelt es sich um eine 


Höchstgrenze (z. B. Zuwendung im Wert von 15.000 Euro, § 37b EStG ist auf diese Zuwen-


dung nicht anwendbar). Wird die Höchstgrenze für eine Zuwendung überschritten, ist eine 


Pauschalierung für andere Zuwendungen an diesen Zuwendungsempfänger im Rahmen des 


§ 37b Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 EStG zulässig (z. B. drei Zuwendungen im Wert von 


3.000 Euro, 5.000 Euro und 12.000 Euro, die Aufwendungen für die Einzelzuwendung in 


Höhe von 12.000 Euro können nicht nach § 37b EStG pauschal besteuert werden, in die Pau-


schalbesteuerung sind indes die Aufwendungen für die beiden anderen Einzelzuwendungen 


von insgesamt 8.000 Euro einzubeziehen). Bei Zuzahlungen durch den Zuwendungsempfän-


ger mindert sich der Wert der Zuwendung, auf den der Höchstbetrag/die Höchstgrenze anzu-


wenden ist. Für die Prüfung des Höchstbetrags ist bei betrieblich veranlassten Sachzuwendun-


gen an nahestehende Personen eines Geschäftsfreunds oder eines Arbeitnehmers Zuwen-


dungsempfänger der Geschäftsfreund oder der Arbeitnehmer selbst.


IV. Verhältnis zu anderen Pauschalierungsvorschriften


1. Lohnsteuerpauschalierung mit Nettosteuersatz


22 Zum Zeitpunkt der Ausübung des Wahlrechts nach § 37b Absatz 2 EStG bereits nach § 40 


Absatz 1 Satz 1 EStG durchgeführte Pauschalierungen müssen nicht rückgängig gemacht 


werden. Eine Änderung ist aber in den Grenzen der allgemeinen Regelungen zulässig; § 37b


Absatz 2 EStG kann danach angewandt werden. Die Rückabwicklung eines nach § 40 Ab-


satz 1 Satz 1 EStG pauschalierten Zuwendungsfalls muss für alle Arbeitnehmer einheitlich 
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wendung des § 37b EStG ist eine Pauschalierung nach § 40 Absatz 1 Satz 1 EStG für alle 


Zuwendungen, auf die § 37b EStG anwendbar ist, nicht mehr möglich.


2. Arbeitnehmer verbundener Unternehmen


23 Die Pauschalierung ist für Sachzuwendungen an Arbeitnehmer verbundener Unternehmen


i. S. d. §§ 15 ff. AktG oder § 271 HGB zulässig, wenn die Voraussetzungen des § 37b Ab-


satz 1 EStG erfüllt sind.


V. Steuerliche Behandlung beim Zuwendenden


1. Zuwendung


24 Die Aufwendungen für die Zuwendung sind nach allgemeinen steuerlichen Grundsätzen zu 


beurteilen; sie sind entweder in voller Höhe als Betriebsausgaben abziehbar (Geschenke an 


eigene Arbeitnehmer und Zuwendungen, die keine Geschenke sind) oder unter der Maßgabe 


des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 EStG beschränkt abziehbar. Die übrigen Abzugsbeschrän-


kungen des § 4 Absatz 5 EStG, insbesondere des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 4 oder Num-


mer 10 EStG sind ebenfalls zu beachten.


25 Bei der Prüfung der Freigrenze des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 EStG ist aus Ver-


einfachungsgründen allein auf den Betrag der Zuwendung abzustellen. Die übernommene 


Steuer ist nicht mit einzubeziehen.


2. Pauschalsteuer


26 Die Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die 


Aufwendungen für die Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind.


VI. Steuerliche Behandlung beim Empfänger


27 Nach § 37b Absatz 3 Satz 1 EStG bleibt eine pauschal besteuerte Sachzuwendung bei der 


Ermittlung der Einkünfte des Empfängers außer Ansatz.


28 Besteht die Zuwendung in der Hingabe eines einzelnen Wirtschaftsgutes, das beim Empfän-


ger Betriebsvermögen wird, gilt sein gemeiner Wert als Anschaffungskosten (§ 6 Absatz 4 


EStG). Rdnr. 12 ist zu beachten.
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1. Entstehung der Steuer


29 Für den Zeitpunkt der Entstehung der Steuer ist grundsätzlich der Zeitpunkt der Zuwendung 


(vgl. Rdnr. 20) maßgeblich. Dabei ist nicht auf den Entstehungszeitpunkt der Einkommen-


und Körperschaftsteuer beim Zuwendungsempfänger abzustellen.


2. Unterrichtung des Empfängers der Zuwendung


30 Nach § 37b Absatz 3 Satz 3 EStG hat der Zuwendende den Empfänger der Zuwendung über 


die Anwendung der Pauschalierung zu unterrichten. Eine besondere Form ist nicht vorge-


schrieben.


31 Arbeitnehmer sind nach § 38 Absatz 4 Satz 3 EStG verpflichtet, ihrem Arbeitgeber die ihnen 


von Dritten gewährten Bezüge am Ende des Lohnzahlungszeitraumes anzuzeigen. Erhält der 


Arbeitnehmer erst im Nachhinein eine Mitteilung vom Zuwendenden über die Anwendung 


des § 37b EStG, kann bei bereits durchgeführter individueller Besteuerung eine Korrektur des 


Lohnsteuerabzugs vorgenommen werden, wenn die Änderung des Lohnsteuerabzugs beim 


Arbeitnehmer noch zulässig ist.


3. Aufzeichnungspflichten


32 Die bestehenden Aufzeichnungspflichten für Geschenke nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 


EStG bleiben unberührt (§ 4 Absatz 7 EStG, R 4.11 EStR). Besondere Aufzeichnungspflich-


ten für die Ermittlung der Zuwendungen, für die § 37b EStG angewandt wird, bestehen nicht. 


Aus der Buchführung oder den Aufzeichnungen muss sich ablesen lassen, dass bei Wahl-


rechtsausübung alle Zuwendungen erfasst wurden und dass die Höchstbeträge nicht über-


schritten wurden. Nach § 37b EStG pauschal versteuerte Zuwendungen müssen nicht zum 


Lohnkonto genommen werden (§ 4 Absatz 2 Nummer 8 LStDV i. V. m. § 41 Absatz 1 EStG).


33 Aus Vereinfachungsgründen kann bei Zuwendungen bis zu einem Wert von jeweils 60 Euro 


(bis 31. Dezember 2014 = 40 Euro) davon ausgegangen werden, dass der Höchstbetrag nach 


§ 37b Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 EStG auch beim Zusammenfallen mit weiteren Zuwendun-


gen im Wirtschaftsjahr nicht überschritten wird. Eine Aufzeichnung der Empfänger kann in-


soweit unterbleiben.


34 § 37b EStG kann auch angewendet werden, wenn die Aufwendungen beim Zuwendenden 


ganz oder teilweise unter das Abzugsverbot des § 160 AO fallen. Fallen mehrere Zuwendun-


gen zusammen, bei denen § 160 AO zum Abzugsverbot der Aufwendungen führt, ist die 


Summe dieser Aufwendungen den Höchstbeträgen gegenüberzustellen.
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35 Für ausländische Zuwendende ergeben sich die für die Verwaltung der Lohnsteuer zustän-


digen Finanzämter aus analoger Anwendung des H 41.3 LStH (wie ausländische Bauunter-


nehmer).


5. Kirchensteuer


36 Für die Ermittlung der Kirchensteuer bei Anwendung des § 37b EStG ist in Rheinland-Pfalz 


nach dem Erlass des Ministeriums der Finanzen Rheinland-Pfalz vom 29. Oktober 2008


(BStBl I 2009 S. 332) und in den übrigen Ländern nach den gleichlautenden Erlassen der 


obersten Finanzbehörden dieser Länder vom 28. Dezember 2006 (BStBl I 2007 S. 76) zu ver-


fahren.


6. Anrufungsauskunft


37 Für Sachverhalte zur Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen nach § 37b 


EStG kann eine Anrufungsauskunft i. S. d. § 42e EStG eingeholt werden.


VIII. Anwendungszeitpunkt


38 Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 29. April 2008 (a. a. O.). Die Grundsätze 


dieses Schreibens sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden.


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.


Im Auftrag


Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet.
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Pauschale Einkommensteuer auf Geschenke unterliegt Abzugsverbot


Leitsätze


Die Übernahme der pauschalen Einkommensteuer nach § 37b EStG für ein Geschenk unterliegt als weiteres 
Geschenk dem Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG, soweit bereits der Wert des Geschenks selbst oder 
zusammen mit der übernommenen pauschalen Einkommensteuer den Betrag von 35 EUR übersteigt.


Tenor


Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts vom 16. Januar 2014  10 K 326/13 
wird als unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) ist eine KG. Gegenstand ihres Unternehmens ist die Planung, 
Organisation und Durchführung von künstlerischen Veranstaltungen aller Art, insbesondere von Konzerten. 
Ihre gewerblichen Einkünfte erzielt sie im Wesentlichen aus dem Verkauf von Eintrittskarten, die über 
Vorverkaufsstellen vertrieben werden.


2 Im Rahmen einer für den Zeitraum 2003 bis 2008 durchgeführten Außenprüfung gelangte die Prüferin zu der 
Feststellung, dass die Klägerin Freikarten vergeben habe. Einen Teil der hierfür entstandenen Aufwendungen 
behandelte sie als nicht berücksichtigungsfähige Geschenke i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG). Die Höhe des nicht abziehbaren Aufwands schätzte sie im Einvernehmen 
mit der Klägerin auf 40.000 EUR (2006), 60.000 EUR (2007) und 50.000 EUR (2008).


3 Bei einer Lohnsteuer-Außenprüfung für den Zeitraum vom 1. Juli 2007 bis zum 31. Dezember 2010 stellte die 
Prüferin fest, dass die Klägerin Sachzuwendungen an Nichtarbeitnehmer nach § 37b EStG pauschal versteuert 
habe; hinsichtlich der Freikarten habe sie jedoch keine Pauschalierung vorgenommen. Die Beteiligten 
verständigten sich auf eine "noch zu versteuernde Bemessungsgrundlage" für 2007 bis 2010 in Höhe von 
jährlich 20.000 EUR. Vor diesem Hintergrund entrichtete die Klägerin im Streitjahr 2012 pauschale 
Einkommensteuer zuzüglich Solidaritätszuschlags und Kirchensteuer in Höhe von 26.760 EUR.


4 In dem Bescheid über die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen (im Weiteren 
Gewinnfeststellungsbescheid) für 2012 vom 30. Oktober 2013 ließ der Beklagte und Revisionsbeklagte (das 
Finanzamt --FA--) die entrichtete pauschale Einkommensteuer nicht zum Betriebsausgabenabzug zu.


5 Die dagegen erhobene Sprungklage wies das Niedersächsische Finanzgericht (FG) mit Urteil vom 16. Januar 
2014  10 K 326/13 als unbegründet ab. Bei der pauschalen Einkommensteuer handele es sich um eine 
Betriebsausgabe, die den Gewinn nicht mindern dürfe. Übernehme die Klägerin nach § 37b EStG die Steuer 
des Beschenkten, wende sie diesem einen weiteren Vorteil zu. Die Steuer sei daher Teil des Geschenks i.S. 
des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG. Diese Auslegung entspreche dem Willen des Gesetzgebers und verstoße 
nicht gegen das Übermaßverbot. Ob der Schenkende durch die pauschale und die darauf entfallende 
individuelle Einkommensteuer höher belastet werde als --ohne Pauschalierung-- der Beschenkte, richte sich 
nach dem jeweiligen individuellen Steuersatz. Dass es mitunter zu einer höheren Belastung des Schenkenden 
komme, liege in der Natur der Pauschalierung und bedeute nicht, dass der Gesetzgeber seinen 
Gestaltungsspielraum überschritten habe. Denn dem Schenkenden stehe es frei, auf die Pauschalierung zu 
verzichten und den Beschenkten zu benennen, damit die Besteuerung bei diesem vorgenommen werden 
könne.


6 Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1, des § 37b Abs. 4 Satz 1 und 
Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 40 Abs. 3 EStG.


7 Sie beantragt,
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die Vorentscheidung aufzuheben und den Bescheid über die gesonderte und einheitliche Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen für 2012 vom 30. Oktober 2013 dahin zu ändern, dass der laufende Gewinn aus 
Gesamthandsbilanz um 26.760 EUR herabgesetzt wird.


8 Das FA beantragt,


die Revision zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.


9 Die Revision der Klägerin ist unbegründet und war deshalb zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der 
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG ist zu Recht davon ausgegangen, dass die von der Klägerin 


entrichtete pauschale Einkommensteuer dem Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG unterliegt.


10 1. Bei der Gewinnermittlung sind Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind, als Betriebsausgaben 
abzuziehen (§ 4 Abs. 4 EStG). Handelt es sich jedoch um Aufwendungen für Geschenke an Personen, die 
nicht Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen sind, dürfen sie den Gewinn nicht mindern (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 
Satz 1 EStG). Letzteres gilt nicht, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der dem Empfänger im 
Wirtschaftsjahr zugewendeten Gegenstände insgesamt 35 EUR nicht übersteigen (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 
Satz 2 EStG in der für das Streitjahr 2012 geltenden Fassung --EStG n.F.--).


11 Geschenke i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG sind unentgeltliche Zuwendungen. Zuwendung 
bedeutet Verschaffung eines vermögenswerten Vorteils, der auch in der Minderung von Verbindlichkeiten 
bestehen kann (MünchKommBGB/Koch, 7. Aufl., § 516 Rz 11; Jauernig/Mansel, BGB, 16. Aufl., § 516 BGB, 
Rz 5). Unentgeltlichkeit liegt vor, wenn die Zuwendung nicht als Gegenleistung für eine bestimmte Leistung 
des Empfängers gedacht ist und nicht in einem unmittelbaren zeitlichen oder wirtschaftlichen Zusammenhang 
mit einer solchen Leistung steht (Urteile des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 18. Februar 1982 IV R 46/78, 
BFHE 135, 206, BStBl II 1982, 394; vom 20. August 1986 I R 29/85, BFHE 147, 525, BStBl II 1987, 108, unter 
II.1.b, und vom 12. Oktober 2010 I R 99/09, Rz 11).


12 a) Das FG hat die Ausübung des Pauschalierungswahlrechts durch die Klägerin ohne Rechtsfehler als 
Geschenk i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG beurteilt.


13 aa) Mit der Ausübung des Wahlrechts nach § 37b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG hat die Klägerin eine Zuwendung 
an einen Dritten vorgenommen. Denn sie hat den Empfängern der Freikarten einen (weiteren) 
vermögenswerten Vorteil verschafft. Dieser liegt in der Befreiung von der auf die Freikarten entfallenden 
Einkommensteuerschuld.


14 (1) Gemäß § 37b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG können Steuerpflichtige die Einkommensteuer einheitlich für alle 
innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Geschenke i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG, die nicht in 
Geld bestehen, mit einem Pauschsteuersatz von 30 % erheben. Die Pauschalierungsmöglichkeit wird nur 
hinsichtlich solcher Geschenke eröffnet, die zu Einkünften i.S. des § 2 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. §§ 13 bis 24 EStG 
und zur Entstehung einer Einkommensteuerschuld beim Empfänger führen. Denn § 37b EStG begründet 
keine weitere eigenständige Einkunftsart und keinen sonstigen originären (Einkommen-) Steuertatbestand, 
sondern stellt lediglich eine besondere pauschalierende Erhebungsform der Einkommensteuer zur Wahl 
(BFH-Urteile vom 16. Oktober 2013 VI R 52/11, BFHE 243, 233, BStBl II 2015, 455, und VI R 57/11, BFHE 
243, 237, BStBl II 2015, 457).


15 (2) Übt der Zuwendende das Pauschalierungswahlrecht aus, wird er gemäß § 37b Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 40 
Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 EStG Schuldner der pauschalen Einkommensteuer. Bei der Veranlagung des 
Empfängers bleiben die Einkünfte in Gestalt des pauschal besteuerten Geschenks hingegen außer Ansatz 
(§ 37b Abs. 3 Satz 1 EStG). Der Zuwendende übernimmt die beim Zuwendungsempfänger entstehende 
Einkommensteuerschuld (BFH-Urteile in BFHE 243, 233, BStBl II 2015, 455, Rz 13, und in BFHE 243, 237, 
BStBl II 2015, 457, Rz 21). Der Zuwendungsempfänger wird durch die Übernahme von seiner 
Einkommensteuerschuld befreit. In dieser Befreiung liegt ein vermögenswerter Vorteil, den der Zuwendende 
dem Empfänger --zusätzlich zu dem pauschal besteuerten Geschenk-- verschafft. Mit der Ausübung des 
Pauschalierungswahlrechts nimmt der Zuwendende mithin eine (weitere) Zuwendung an den Empfänger vor 
(Graw, Entscheidungen der Finanzgerichte 2014, 895; derselbe, in: Kirchhof/Söhn/ Mellinghoff, EStG, § 37b 
Rz B 12, B 19; Schmidt/Heinicke, EStG, 36. Aufl., § 4 Rz 537; Schmidt/Loschelder, a.a.O., § 37b Rz 5; 
Blümich/Ettlich, § 37b EStG Rz 12; Blümich/Wied, § 4 EStG Rz 701; Steiner in Lademann, EStG, § 37b 
Rz 17, 29, 39; Stickan in Littmann/Bitz/Pust, Das Einkommensteuerrecht, Kommentar, § 37b Rz 67 f.; 
Niermann, Neue Wirtschaftsbriefe 2014, 352; Eisgruber in Kirchhof, EStG, 16. Aufl., § 37b Rz 29; Schreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen vom 19. Mai 2015 IV C 6-S 2297-b/14/10001, BStBl I 2015, 468, 
Tz 26).
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(3) Davon geht auch der Gesetzgeber aus. In der Gesetzesbegründung zu § 37b EStG hat er ausgeführt, 
dass die Übernahme der pauschalen Einkommensteuer aus der Sicht des Zuwendenden ein Geschenk i.S. 
des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG sei (BTDrucks 16/2712, S. 56, und BTDrucks 16/3368, S. 11). Für 
den Empfänger stelle die von dem Zuwendenden übernommene Steuer einen weiteren Vorteil dar (BTDrucks 
16/2712, S. 55).


17 (4) Auch der Zweck des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG erfordert, dass die Befreiung von der Steuerschuld als 
Zuwendung unter den Tatbestand subsumiert wird.


18 Die Vorschrift begrenzt das objektive Nettoprinzip, nach dem nur das Nettoeinkommen, die 
Erwerbseinnahmen abzüglich der Erwerbsaufwendungen, der Besteuerung unterliegt (Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts --BVerfG-- vom 11. November 1998  2 BvL 10/95, BVerfGE 99, 280, BStBl II 
1999, 502). Diese Belastungsentscheidung verlangt nicht, dass der Gesetzgeber stets den gewillkürten 
tatsächlichen Aufwand berücksichtigt. Es kann vielmehr genügen, für bestimmte Arten von Aufwendungen nur 
den Abzug eines in realitätsgerechter Höhe typisierten Betrages zu gestatten (vgl. BVerfG-Beschluss vom 
10. April 1997  2 BvL 77/92, BVerfGE 96, 1, BStBl II 1997, 518). Das gilt insbesondere dann, wenn die 
Erwerbsaufwendungen die Kosten der allgemeinen Lebensführung i.S. des § 12 EStG berühren und deshalb 
zur Klarstellung wie zur Vereinfachung in einem unwiderleglichen Regeltatbestand erfasst werden (BVerfG-
Urteil vom 7. Dezember 1999  2 BvR 301/98, BVerfGE 101, 297, BStBl II 2000, 162).


19 Vor diesem Hintergrund untersagt § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG n.F. den Abzug von betrieblich veranlassten 
Aufwendungen für Geschenke an Nichtarbeitnehmer, wenn die Kosten pro Empfänger und Wirtschaftsjahr 
35 EUR übersteigen. Die Norm soll gemäß der Gesetzesbegründung außerordentlich hohen Aufwand bei der 
betrieblichen Repräsentation --das "Spesenunwesen"-- bekämpfen. Übertriebener Aufwand dürfe nicht vom 
Steuerpflichtigen auf die Allgemeinheit abgewälzt werden. Daher seien Betriebsausgaben, die die 
Lebensführung des Steuerpflichtigen oder anderer Personen berührten, vom Abzug auszuschließen, soweit 
sie unter Berücksichtigung der allgemeinen Verkehrsauffassung als unangemessen anzusehen seien. 
Bestimmte Betriebsausgaben, die bereits ihrer Art nach überflüssige und unangemessene Repräsentation 
darstellten, müssten im Gesetz ausdrücklich benannt und ihr Abzug verboten werden. Dazu zählten 
Aufwendungen für Geschenke an Geschäftsfreunde, mit Ausnahme solcher von geringem Wert (BTDrucks 
1811 aus der 3. Wahlperiode, S. 8).


20 Hierunter fällt auch die von dem Zuwendenden übernommene, auf den geschenkten Gegenstand entfallende 
Einkommensteuer des Beschenkten. Denn Geschenk --im Streitfall die Freikarte-- und Steuer sind derart 
miteinander verbunden, dass sie zusammen betrachtet werden müssen. Geschenke i.S. des § 4 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 1 EStG dienen dazu, das Ansehen des Zuwendenden zu stärken, eine Geschäftsbeziehung zu 
pflegen oder neue Kunden zu werben. Diese Zwecke würden vereitelt, hätte der Empfänger Mittel 
aufzubringen, um seine aus dem Geschenk erwachsende Steuerschuld zu tilgen ("vergiftetes" Geschenk; 
Kohlhaas, Finanz-Rundschau --FR-- 2014, 545; Schmidt/Loschelder, a.a.O., § 37b Rz 1; Graw, in: 
Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG, § 37b Rz A 8). Die Steuer wird folglich übernommen, um das Ziel des 
Geschenks oder auch nur dessen Annahme durch den Beschenkten erreichen zu können. Angesichts dessen 
ist es gerechtfertigt, Geschenk und "Steuergeschenk" gleich zu behandeln. Sind die Aufwendungen für das 
Geschenk nach den Vorstellungen des Gesetzgebers unangemessener und überflüssiger 
Repräsentationsaufwand, gilt das auch für die Befreiung des Beschenkten von der auf die Einnahmen 
entfallenden Steuerschuld.


21 (5) Den dagegen vorgebrachten Einwänden der Klägerin vermag der Senat nicht zu folgen.


22 (a) Die pauschale Einkommensteuer des § 37b EStG ist keine Unternehmenssteuer eigener Art, die originär 
beim Zuwendenden entsteht und deshalb stets als Betriebsausgabe abziehbar ist (so aber Kanzler in 
Kanzler/Kraft/Bäuml, Einkommensteuergesetz, Kommentar, 2. Aufl., § 37b Rz 1, 7; Urban, Deutsche Steuer-
Zeitung 2007, 299, 304 f., 309; Kohlhaas, FR 2012, 950, 953 f.; derselbe, Die Steuerberatung --Stbg-- 2013, 
113, und FR 2014, 545; Kohlhaas/Neumann, Stbg 2014, 395, 400; Hilbert/ Straub/Sperandio, Betriebs-
Berater 2014, 919, 925 f.; Lingemann in Herrmann/Heuer/Raupach --HHR--, § 37b EStG Rz 31).


23 So geht § 37b EStG bereits nach seinem Wortlaut von einer "Steuerübernahme" aus (§ 37b Abs. 3 Satz 3 
EStG). Auch § 40 Abs. 3 Satz 1 EStG, auf den § 37b Abs. 3 Satz 2 EStG verweist, spricht --sinngemäß 
angewandt-- ebenfalls davon, dass der Zuwendende die pauschale Einkommensteuer "zu übernehmen" 
habe.


24 "Übernehmen" bedeutet, dass die Steuerschuld des Zuwendenden (§ 37b Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 40 Abs. 3 
Satz 2 Halbsatz 1 EStG) nicht von Anfang an zu den in seiner Person entstandenen Pflichten gehört. 
Vielmehr entsteht die auf den geschenkten Gegenstand entfallende Einkommensteuer zunächst als Anspruch 
aus dem Steuerschuldverhältnis gegenüber dem Beschenkten. Sie wird erst dadurch zu einer Steuerschuld 
des Zuwendenden, dass dieser gegenüber dem Finanzamt erklärt, die Steuer erheben zu wollen (vgl. BFH-
Urteil vom 30. November 1989 I R 14/87, BFHE 159, 82, BStBl II 1990, 993). Übt der Zuwendende das 
Pauschalierungswahlrecht nicht aus, bleibt es bei der Steuerschuldnerschaft des Beschenkten. Der Umstand, 
dass der Zuwendende gemäß § 37b Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 40 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 EStG selbst 
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Schuldner der pauschalen Einkommensteuer ist, steht der Annahme einer (Steuer-)Zuwendung mithin nicht 
entgegen. Die Stellung eines Schuldners erlangt er nur durch die Ausübung des Wahlrechts; allein diese 
Handlung führt zum Wegfall der Steuerschuld des Beschenkten, wodurch diesem ein vermögenswerter 
Vorteil zufließt.


25 Diese Auslegung steht auch im Einklang mit der höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Bedeutung des § 40 
Abs. 3 EStG, nach der die pauschale Lohnsteuer, obwohl aus Praktikabilitätsgründen in verfahrensrechtlich-
technischer Hinsicht vom Arbeitgeber erhoben, materiell-rechtlich eine Steuer des Arbeitnehmers darstelle 
(BFH-Urteile in BFHE 159, 82, BStBl II 1990, 993; vom 6. Mai 1994 VI R 47/93, BFHE 174, 363, BStBl II 
1994, 715; vom 20. Juli 2000 VI R 10/98, BFH/NV 2001, 35, und vom 4. April 2001 VI R 173/00, BFHE 195, 
277, BStBl II 2001, 677).


26 Aus § 37b Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 40 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 EStG lässt sich ebenfalls nicht ableiten, dass 
der Zuwendungsempfänger nur dann einen geldwerten Vorteil erlangt, wenn die pauschale Lohn- bzw. 
Einkommensteuer auf ihn abgewälzt wird. Das Gegenteil ist vielmehr richtig. Wählt der Arbeitgeber die 
pauschale Besteuerung, wendet er dem Arbeitnehmer sowohl den Lohn als auch die darauf entfallende 
Steuer zu (BFH-Beschluss vom 14. November 2013 VI R 49/12, BFHE 243, 524). Wälzt er die Steuer auf den 
Arbeitnehmer ab, muss jener die Steuer wirtschaftlich selbst tragen. § 40 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 EStG stellt 
lediglich klar, dass die zivilrechtlich zulässige Abwälzung keine steuerliche Wirkung entfaltet (Trzaskalik, in: 
Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG, § 40 Rz D 4 b; Blümich/ Ettlich, § 37b EStG Rz 86). So bewirkt sie keine 
Minderung der steuerlichen Bemessungsgrundlage; vielmehr wird die pauschale Lohnsteuer aus dem vollen 
Lohn berechnet (Schmidt/Krüger, a.a.O., § 40 Rz 26). Zudem findet der Nettosteuersatz Anwendung, obwohl 
dem Arbeitnehmer der von § 40 Abs. 1 Satz 2 EStG unterstellte geldwerte Vorteil gerade nicht zufließt 
(HHR/Wagner, § 40 EStG Rz 28).


27 (b) Aus dem Schweigen des § 37b EStG zur Abziehbarkeit der Steuer als Betriebsausgabe können keine 
Schlüsse gezogen werden. Denn die Vorschrift regelt, wie ihr Standort im EStG unter "VI. Steuererhebung" 
zeigt, das Erhebungsverfahren und nicht das Einkommen und damit die Steuerentstehung. Entsprechend 
bedeutet die Fiktion des § 37b Abs. 4 Satz 1 EStG --entgegen der Auffassung der Klägerin-- nicht, dass die 
pauschale Einkommensteuer materiell-rechtlich wie die Lohnsteuer zu behandeln sei. Der Gesetzgeber hat 
sich der Fiktion nur bedient, um auf ein bewährtes Anmeldeverfahren zurückzugreifen. Fragen der 
Abziehbarkeit der pauschalen Einkommensteuer als Betriebsausgabe sollen mit ihr nicht beantwortet werden 
(vgl. BTDrucks 16/2712, S. 56).


28 (c) Dass die Pauschalsteuer nicht dem Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG unterfällt, lässt sich 
schließlich auch nicht damit begründen, dass --abhängig von den individuellen Steuersätzen des 
Zuwendungsempfängers und des Zuwendenden-- ein die Pauschalierung wählender Zuwendender 
regelmäßig höher belastet wird als ein Empfänger, der den geschenkten Gegenstand selbst versteuert. Dem 
Zuwendenden ist der Betriebsausgabenabzug unter den Voraussetzungen des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG 
versagt, so dass die Aufwendungen dort (erneut) individuell besteuert werden. Kommt es hingegen zur 
Pauschalierung, hat der Zuwendende pauschale Einkommensteuer in Höhe von 30 % der Aufwendungen für 
den Gegenstand zu entrichten. Außerdem darf er weder diese Aufwendungen noch die entrichtete Steuer als 
Betriebsausgaben abziehen. Dadurch werden beide Posten mit dem individuellen Steuersatz des 
Zuwendenden belastet. Die sich hieraus ergebende Steuerschuld des Zuwendenden ist --unabhängig von 
den individuellen Steuersätzen-- regelmäßig höher als die des Empfängers (ohne Pauschalierung). Dies ist 
jedoch unter Berücksichtigung des Gebots der gleichmäßigen Besteuerung nach der finanziellen 
Leistungsfähigkeit (Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes --GG--) und des Verbots einer übermäßigen 
Steuerbelastung (Art. 14 GG) --anders als die Klägerin meint-- nicht zu beanstanden.


29 Zunächst ist zu berücksichtigen, dass sich die Bemessungsgrundlage der Steuer des Zuwendenden von der 
des Empfängers unterscheidet. Während der Empfänger den gemeinen Wert der Freikarte, d.h. den 
Ticketpreis, als Betriebseinnahme zu versteuern hat, wird die pauschale Einkommensteuer des 
Zuwendenden nach dessen Aufwendungen --u.a. für die Anmietung der Konzerthalle und die Verpflichtung 
der Künstler-- bemessen (§ 37b Abs. 1 Satz 2 EStG).


30 Hinzu kommt, dass Einnahmen- und Ausgabenseite getrennt zu betrachten sind. Das Einkommensteuerrecht 
kennt kein Korrespondenzprinzip, demzufolge der Empfänger einer Leistung nicht zu versteuern braucht, was 
der Geber nicht abziehen darf, und --umgekehrt-- der Empfänger versteuern muss, was der Leistende von der 
Bemessungsgrundlage abziehen darf. Eine derart unbedingte wechselseitige Abhängigkeit wäre mit dem 
Grundsatz der Individualbesteuerung nicht zu vereinbaren (BFH-Urteil vom 26. Januar 1994 X R 57/89, BFHE 
174, 1, BStBl II 1994, 597). Vermögenswerte Vorteile sind daher auch dann beim Empfänger als 
Betriebseinnahmen zu erfassen, wenn die Aufwendungen beim Zuwendenden nach § 4 Abs. 5 EStG nicht als 
Betriebsausgaben abziehbar sein sollten (BFH-Urteile vom 13. Dezember 1973 I R 136/72, BFHE 111, 108, 
BStBl II 1974, 210, und vom 26. September 1995 VIII R 35/93, BFHE 179, 251, BStBl II 1996, 273). 
Übernimmt der Zuwendende --wie im Streitfall-- ausnahmsweise die Steuerschuld des Empfängers, kann 
nichts anderes gelten.


31
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Zudem wird mit der Steuerübernahme ein (weiterer) steuerlicher Belastungsgrund geschaffen. Die Befreiung 
des Zuwendungsempfängers von der Einkommensteuerschuld führt bei diesem zu einer Betriebseinnahme 
und beim Zuwendenden zu einer Betriebsausgabe.


32 (d) Auch der Umstand, dass die übernommene Steuer die Bemessungsgrundlage der pauschalen 
Einkommensteuer nicht erhöht, lässt keine Rückschlüsse auf deren Zuwendungscharakter zu. Grundsätzlich 
führt die Übernahme der Steuer zu einem weiteren vermögenswerten Vorteil beim Empfänger. Auch von der 
hierauf entfallenden Einkommensteuer wird dieser von dem Zuwendenden befreit, wodurch ein weiterer 
vermögenswerter Vorteil entsteht; diese Reihe ließe sich endlos fortsetzen. Die einmalige Ausübung des 
Wahlrechts hat mithin unendlich viele Zuwendungen zur Folge; die Bemessungsgrundlage des § 37b Abs. 1 
Satz 2 EStG würde sich unendlich --um immer kleiner werdende und schließlich gegen Null gehende Beträge-
- erhöhen. Diesen Perpetuierungseffekt hat der Gesetzgeber gesehen und aus Gründen der Vereinfachung 
auf die Einbeziehung der Steuer in die Bemessungsgrundlage bewusst verzichtet und stattdessen bereits bei 
der Festlegung des Steuersatzes berücksichtigt, dass die übernommene Steuer grundsätzlich als Einnahme 
zu erfassen wäre (BTDrucks 16/2712, S. 55 unten, S. 56 oben). Unter der Prämisse, dass die Übernahme der 
Pauschalsteuer ein Geschenk i.S. des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 1 EStG ist (BTDrucks 16/2712, S. 56), hat 
der Gesetzgeber --trotz kritischer Stimmen im Gesetzgebungsverfahren (BTDrucks 16/3368, S. 10)-- an den 
bestehenden Regelungen zum Betriebsausgabenabzug festgehalten (BTDrucks 16/3368, S. 11). Um den 
Zuwendenden zu entlasten, wurde allerdings der Steuersatz des § 37b Abs. 1 Satz 1 EStG von 45 auf 30 % 
gesenkt. Dies auch vor dem Hintergrund, dass "ein Unternehmen die Geschenke wegen ihrer 
Nichtabzugsfähigkeit aus dem Ertrag erwirtschaften müsse und deshalb faktisch ein viel höherer Steuersatz 
darauf laste" (BTDrucks 16/3368, S. 11). Die Verwaltungspraxis, wonach die Pauschalsteuer nicht in die 
Bemessungsgrundlage des § 37b EStG einbezogen wird, entspricht mithin, anders als die Klägerin meint, 
dem Gesetz.


33 (e) Schließlich kommt ein Betriebsausgabenabzug der Pauschalsteuer auch nicht unter Berücksichtigung des 
Übermaßverbots in Betracht. Insoweit ist maßgeblich zu berücksichtigen, dass dem Zuwendenden die 
Pauschalbesteuerung vom Gesetzgeber nicht aufgezwungen wird. Sie hängt vielmehr von seiner Erklärung 
gegenüber dem FA und damit von seinem freien Willen ab. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass der 
Steuerpflichtige das Wahlrecht für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich 
auszuüben hat (§ 37b Abs. 1 Satz 1 EStG).


34 bb) Das FG ist zutreffend von der Unentgeltlichkeit der Zuwendung ausgegangen. Der Befreiung der 
Freikartenempfänger von ihrer Einkommensteuerschuld stand keine Gegenleistung gegenüber. Eine solche 
wurde weder seitens der Klägerin erwartet noch von den Empfängern für erforderlich gehalten.


35 b) Die weiteren Voraussetzungen des Abzugsverbots lagen ebenfalls vor. Zwischen den Beteiligten ist nicht 
streitig, dass die Empfänger der Geschenke nicht zum Kreis der Arbeitnehmer der Klägerin gehörten und der 
Ausnahmetatbestand des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 EStG nicht erfüllt war.


36 2. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 36/17 vom 7.6.2017
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 21.2.2017, VIII R 45/13


ECLI:DE:BFH:2017:U.210217.VIIIR45.13.0


Zur Qualifizierung der Tätigkeit einer Personengesellschaft, die auf technische Übersetzungen spezialisiert ist - 
Verwirkung - rechtliches Gehör - keine Benachteiligung von Behinderten


Leitsätze


Eine Personengesellschaft, die ihren Kunden im Rahmen einheitlicher Aufträge nicht nur Übersetzungen in Sprachen 
liefert, die ihre Gesellschafter beherrschen, sondern --durch Zukauf von Fremdübersetzungen-- regelmäßig und in 
nicht unerheblichem Umfang auch in anderen Sprachen, ist gewerblich tätig.


Tenor


Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Finanzgerichts Köln vom 24. Oktober 2012  15 K 4041/10 wird als 
unbegründet zurückgewiesen.
Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Streitig ist, ob die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin) in den Streitjahren (2003 bis 2007) einen 
Gewerbebetrieb ausgeübt und ob der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) sein Recht zum 
Erlass von Gewerbesteuermessbescheiden verwirkt hat bzw. der Erlass entsprechender Bescheide gegen 
Verfassungsrecht verstößt.


2 Die Klägerin, eine GbR, unterhielt in den Streitjahren ein "Ingenieurbüro für technische Übersetzungen". Seit 
Mitte des Jahres 1999 betrieb sie ihr Unternehmen auch in einer weiteren Betriebsstätte in Spanien.


3 Gesellschafter der Klägerin waren E und F. E ist Dipl.-Übersetzerin, F staatlich geprüfter Techniker (NC-
Programmierer), Dipl.-Ingenieur und Fachübersetzer. Er verfügte zudem über eine langjährige Erfahrung als 
Programmierer für Datenbanken.


4 Die Klägerin war insbesondere im Bereich Maschinenbau tätig und erstellte im Auftrag ihrer Kunden 
technische Handbücher, Bedienungsanleitungen u.ä. mit Übersetzungen in verschiedene Sprachen. Dabei 
setzte sie auch ein Translation-Memory-System (TMS) ein. Aufgrund der Qualifikationen des F konnte sie 
ihren Kunden zusätzliche Leistungen (beispielsweise Projektmanagement, Terminologiearbeit, IT-Leistungen, 
Leistungen eines technischen Redakteurs etc.) zur Verfügung stellen und Dokumentationen mit hoher 
Komplexität bearbeiten.


5 Zunächst hatte die Klägerin ihren Kunden lediglich Übersetzungen in den Sprachen angeboten, die ihre 
Gesellschafter vollständig selbst anfertigen konnten (Deutsch, Englisch, Spanisch und Französisch). Später 
gaben die Kunden im Rahmen einheitlicher Aufträge auch Übersetzungen in andere Sprachen in Auftrag. Die 
Klägerin fertigte dementsprechend in den Streitjahren auch Übersetzungen in Türkisch, Arabisch, 
Schwedisch, Slowenisch, Polnisch, Italienisch, Dänisch, Niederländisch, Russisch, Portugiesisch, Bulgarisch 
und etliche weitere Sprachen an.


6 Die Übersetzung aus den von den Gesellschaftern nicht beherrschten Sprachen erfolgte durch den Einsatz 
des TMS und Bearbeitungen durch Fremdübersetzer. Nach den Feststellungen des Finanzgerichts (FG) 
konnte die Klägerin nur äußerst vereinzelt Aufträge durchführen, bei denen eine 100 %-ige Übereinstimmung 
von Ausgangstext und den im TMS gespeicherten Texten gegeben war. Der weit überwiegende Teil der 
Aufträge wies eine Übereinstimmung von unter 75 % aus mit der Folge, dass eine Bearbeitung durch 
Fremdübersetzer erforderlich war.


7 Darüber hinaus ließ die Klägerin teilweise auch Übersetzungen von Sprachen, die ihre Gesellschafter 
beherrschten, von Fremdübersetzern anfertigen.


8 Der Anteil der Fremdleistungen an den Umsatzerlösen der Klägerin lag nach den Feststellungen des FG 
zwischen 26 % und 56 % (2003: ca. 50 %, 2004: ca. 56 %, 2005: ca. 45 %, 2006: ca. 28 %, 2007: ca. 26 %). 
Nach den Angaben der Klägerin lag der Anteil der eingekauften Fremdleistungen in den von den 
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Gesellschaftern nicht beherrschten Sprachen am Nettoumsatz zwischen 15 % und 26 % (2004: ca. 26 %, 
2005: ca. 25 %, 2006: ca. 15 %, 2007: ca. 21 %, 2008: ca. 23 %).


9 Die Klägerin sah die von ihr erzielten Einkünfte als solche aus freiberuflicher Tätigkeit gemäß § 18 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) an und gab dementsprechend keine Gewerbesteuererklärungen ab. Das 
FA stellte die Einkünfte der Klägerin in den Feststellungsbescheiden für die Jahre 1998 bis 2007 
erklärungsgemäß als Einkünfte aus selbständiger Arbeit fest. Die Feststellungsbescheide für die Jahre 2002 
bis 2004 sowie 2006 und 2007 standen unter dem Vorbehalt der Nachprüfung. Der Feststellungsbescheid für 
das Jahr 2005, der keinen Vorbehalt der Nachprüfung enthielt, erging am 12. September 2007.


10 In den Jahren 2008/2009 führte das FA eine Betriebsprüfung bei der Klägerin durch, die sich auf die 
Veranlagungszeiträume 1999 bis einschließlich des Streitjahres 2006 bezog. Im Rahmen der Prüfung kam es 
u.a. zu einer einvernehmlichen, schätzweisen Aufteilung der Gewinne auf die Betriebsstätten. Zudem 
gelangte der Prüfer wegen des "nicht unbeträchtlichen Umfanges von Fremdleistungen" zu der Auffassung, 
dass die Tätigkeit der Klägerin als gewerblich zu beurteilen sei.


11 Hierauf erließ das FA erstmals auf den 13. August 2009 datierende Gewerbesteuermessbescheide für die 
Streitjahre 2003 bis 2006. Ebenso erging ein Gewerbesteuermessbescheid für das Streitjahr 2007, der auf 
den 6. August 2009 datiert. Hiergegen legte die Klägerin Einsprüche ein. Während des Einspruchsverfahrens 
erging am 15. Oktober 2009 ein geänderter Gewerbesteuermessbescheid für das Streitjahr 2007.


12 Die Einsprüche der Klägerin gegen die Gewerbesteuermessbescheide blieben ohne Erfolg, ebenso die 
nachfolgende Klage.


13 Das FG hat die Klage aus den in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2013, 1768 veröffentlichten 
Gründen mit Urteil vom 24. Oktober 2012  15 K 4041/10 abgewiesen. Es war der Auffassung, die Klägerin sei 
in Bezug auf die Übersetzungsleistungen in nicht von ihren Gesellschaftern beherrschten Sprachen teilweise 
gewerblich tätig geworden, so dass ihre gesamte Tätigkeit nach der Abfärberegelung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 
EStG als Gewerbebetrieb gelte. Die von der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) entwickelte 
Bagatellgrenze sei deutlich überschritten. Einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz sah das FG ebenso 
wenig wie eine Verwirkung des Rechts des FA, Gewerbesteuermessbeträge festzusetzen.


14 Ihre Revision begründet die Klägerin mit der Verletzung formellen und materiellen Rechts. Sie wendet ein, 
das FG-Urteil widerspreche höchstrichterlicher Rechtsprechung, insbesondere der Entscheidung des BFH 
vom 20. Dezember 2000 XI R 8/00 (BFHE 194, 206, BStBl II 2002, 478). Das FG habe die 
Geprägerechtsprechung mit der Anwendung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG (Abfärbetheorie) vermengt und die 
freiberuflichen Einkünfte in gewerbliche umqualifiziert, obwohl ihre verschiedenen Tätigkeiten als einheitliche 
Gesamtbetätigung mit freiberuflicher Prägung anzusehen seien. Eine eigenständige gewerbliche Tätigkeit, die 
von der anderen --auf die sie abfärben soll-- getrennt werden könne, liege unstreitig nicht vor.


15 Die von der Klägerin angebotenen freiberuflichen Dienstleistungen (Übersetzungsleistung, technische 
Redakteursleistung, Ingenieurleistung, Beratungsleistung, Layouten) seien zur Erstellung der einheitlich 
geschuldeten technischen Dokumentationen unabdingbar. Sie seien unlösbar mit den zugekauften 
Textmodulen verflochten und gingen als Gesamtleistung in die Dokumentationen ein. Unter Beachtung der 
Geprägerechtsprechung sei ihre Tätigkeit daher als freiberuflich anzusehen, denn die freiberufliche Tätigkeit 
der Gesellschafter präge die einheitliche Gesamtbetätigung. Ohne die freiberuflichen Tätigkeiten könne das 
geschuldete Endprodukt nicht entstehen. Demgegenüber seien die von den Fremdübersetzern gelieferten 
Übersetzungen für die Kunden unbrauchbar.


16 Die Klägerin betont, auch die Übersetzungen in Sprachen, die die Gesellschafter nicht beherrschten, würden 
nicht unbearbeitet übernommen. Vielmehr nehme F entscheidenden Einfluss auf den gesamten 
Produktionsprozess. Er wähle qualifizierte Fremdübersetzer aus und gebe diesen die aufgrund der 
komplexen technischen Sachverhalte erforderliche fachliche Unterstützung. Weitere --näher beschriebene-- 
Maßnahmen sicherten die Qualität der Fremdübersetzungen.


17 Auch infolge des Einsatzes des TMS seien die Gesellschafter selbst bei Sprachen, die sie nicht beherrschten, 
am gesamten Prozess der Dokumentationserstellung persönlich beteiligt und nähmen auf das Ergebnis 
entscheidend Einfluss. Übersetzte Texte bzw. Textmodule würden in das interne TMS importiert, gespeichert 
und verwaltet. Dies gelte auch für die zugekauften Textmodule. Auch diese würden nach Lieferung durch den 
Fachübersetzer und vorheriger Qualitätssicherung in das TMS importiert. Erst danach erfolge die eigentliche 
Übersetzung des kompletten Handbuches mit den bereits im System enthaltenen fremdsprachigen Texten. 
Es komme vor, dass eine Dokumentation nur in den von den Gesellschaftern beherrschten Sprachen bestellt 
werde. Die Bearbeitung erfolge dann ohne Zukauf von Fremdübersetzungen. Erfolge der Zukauf von 
Fremdübersetzungen, würden die Fremdtexte qualitätsgesichert und in das TMS importiert. Die 
Dokumentationen würden dann nach vorgegebenen Verfahrensanweisungen mit Hilfe des TMS bearbeitet 
und geliefert. Umfasse die Bestellung auch Dokumentationen in Sprachen, die die Gesellschafter nicht 
beherrschten, könne das Projekt auch ohne Zukauf von Fremdübersetzungen erfolgen, sofern das TMS 
entsprechende Texte bereits enthalte.
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18 Das FG habe --so die Klägerin-- seine Entscheidung, dass keine Verwirkung vorliege, weil das FA keinen 
Vertrauenstatbestand geschaffen und daher nicht rechtsmissbräuchlich gehandelt habe, verfahrensrechtlich 
nicht ordnungsgemäß getroffen. Es habe seiner Entscheidung nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens 
zugrunde gelegt und aktenwidrige Feststellungen getroffen. Damit habe es das Recht der Klägerin auf 
Gewährung rechtlichen Gehörs (§ 119 Nr. 3 der Finanzgerichtsordnung --FGO--, Art. 103 des Grundgesetzes 
--GG--) verletzt. Das Urteil sei nicht mit Gründen versehen, zudem sei auch der Grundsatz des fairen 
Verfahrens verletzt.


19 Schließlich habe das FG sich nicht mit den dargelegten verfassungsrechtlichen Fragen und dem Einwand 
auseinandergesetzt, das FA verstoße gegen das Schwerbehindertengesetz (Neuntes Buch 
Sozialgesetzbuch), da es durch sein vorschriftswidriges Verhalten die berufliche Existenz des F --eines zu 
100 % Schwerbehinderten-- zerstöre, um sich einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen.


20 Die Klägerin beantragt,


das angefochtene FG-Urteil und die Gewerbesteuermessbescheide für die Jahre 2003 bis 2006, jeweils vom 
13. August 2009, den Gewerbesteuermessbescheid 2007 vom 6. August 2009, geändert durch Bescheid vom 
15. Oktober 2009, und die Einspruchsentscheidungen vom 25. November 2010 aufzuheben.


21 Das FA beantragt,


die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


22 Es ist der Auffassung, das angefochtene Urteil leide weder unter einem Verfahrensfehler noch verstoße es 
gegen Bundesrecht.


Entscheidungsgründe


II.


23 Die Revision ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO).


24 Das FG hat im Ergebnis zu Recht entschieden, dass die Klägerin in allen Streitjahren gewerbliche Einkünfte 
gemäß § 15 Abs. 2 EStG erzielt hat und das Recht des FA, Gewerbesteuermessbescheide zu erlassen, nicht 
verwirkt war. Auch verstößt der Erlass der Gewerbesteuermessbescheide nicht gegen Verfassungsrecht.


25 1. Die Klägerin hat in den Streitjahren eine gewerbliche Tätigkeit i.S. des § 15 Abs. 2 Satz 1 EStG i.V.m. § 2 
Abs. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) ausgeübt.


26 a) Unter Gewerbebetrieb ist ein gewerbliches Unternehmen i.S. des EStG zu verstehen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
GewStG). Nach § 15 Abs. 2 EStG ist Gewerbebetrieb eine selbständige nachhaltige Betätigung, die mit der 
Absicht, Gewinn zu erzielen, unternommen wird und sich als Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen 
Verkehr darstellt, wenn die Betätigung weder als Ausübung von Land- und Forstwirtschaft noch als Ausübung 
eines freien Berufs noch als eine andere selbständige Arbeit anzusehen ist. Gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG 
gehören zu den freiberuflichen Tätigkeiten u.a. auch die selbständige Berufstätigkeit der Dolmetscher und 
Übersetzer.


27 b) Eine Personengesellschaft entfaltet nur dann eine Tätigkeit, die die Ausübung eines freien Berufs i.S. von 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG darstellt, wenn sämtliche Gesellschafter als Mitunternehmer die Merkmale eines freien 
Berufs (Katalogberuf oder "ähnlicher Beruf") erfüllen, denn die tatbestandlichen Voraussetzungen der 
Freiberuflichkeit können nicht von der Personengesellschaft selbst, sondern nur von den Mitunternehmern 
erfüllt werden (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 11. Juni 1985 VIII R 254/80, BFHE 144, 62, BStBl II 1985, 584; vom 
8. April 2008 VIII R 73/05, BFHE 221, 238, BStBl II 2008, 681).


28 c) Dem entsprechend ist nach der Rechtsprechung des BFH (Urteil vom 30. Oktober 1975 IV R 142/72, BFHE 
117, 456, BStBl II 1976, 192; BFH-Beschlüsse vom 12. Juni 1996 IV B 121/95, BFH/NV 1997, 25, zu einer 
KG, die ein Büro für technische Übersetzungen betreibt; vom 10. August 1993 IV B 1/92, BFH/NV 1994, 168, 
zu einem promovierten Chemiker und Metallkundler, der ein Ingenieurbüro für technische und 
naturwissenschaftliche Übersetzungen betreibt) ein Steuerpflichtiger, der ein Übersetzungsbüro unterhält, 
ohne dass er selbst über Kenntnisse in den Sprachen verfügt, auf die sich die Übersetzungstätigkeit erstreckt, 
gewerblich tätig und zwar auch dann, wenn er die für sein Büro wichtigste Sprache selbst beherrscht. Für die 
Annahme einer freiberuflichen Tätigkeit muss die individuelle, über die Leitungsfunktion hinausgehende 
Qualifikation des Betriebsinhabers nach der Rechtsprechung des BFH den gesamten Bereich der 
betrieblichen Tätigkeit umfassen, d.h. der Betriebsinhaber muss über alle erforderlichen Kenntnisse im 
Umfang der gesamten ausgeübten betrieblichen Tätigkeit verfügen (z.B. BFH-Beschlüsse in BFH/NV 1994, 
168, und in BFH/NV 1997, 25).


29
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d) Dieser Rechtsprechung liegt der Gedanke zugrunde, dass eine freiberufliche Übersetzertätigkeit i.S. des 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG nur dann anzunehmen ist, wenn der Übersetzer aufgrund eigener Sprachkenntnisse 
in der Lage ist, die beauftragte Übersetzungsleistung entweder selbst zu erbringen oder aber im Rahmen der 
gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG zulässigen Mitarbeit fachlich vorgebildeter Personen leitend und 
eigenverantwortlich tätig zu werden (vgl. zur leitenden und eigenverantwortlichen Tätigkeit z.B. BFH-Urteil 
vom 26. Januar 2011 VIII R 3/10, BFHE 232, 453, BStBl II 2011, 498, m.w.N.).


30 Beherrscht der Übersetzer die beauftragten Sprachen --wie hier die Gesellschafter der Klägerin-- nicht selbst, 
kann er --weil er die Übersetzungsleistung weder selbst erbringen noch insoweit leitend und 
eigenverantwortlich tätig sein kann-- nicht freiberuflich i.S. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG tätig sein. Es liegt eine 
gewerbliche Tätigkeit (§ 15 Abs. 2 EStG) vor, und zwar auch dann, wenn der Übersetzer eine bzw. einen Teil 
der beauftragten Sprachen beherrscht.


31 e) Dass sich das Berufsbild des (Fach-)Übersetzers bzw. die Tätigkeiten "technischer Übersetzungsbüros" 
bzw. "Ingenieurbüros für technische Kommunikation" im Laufe der letzten Jahre bzw. Jahrzehnte u.a. durch 
den Einsatz technischer Hilfsmittel wie z.B. eines TMS verändert haben und neben der eigentlichen 
Übersetzungsarbeit regelmäßig weitere redaktionelle und (ingenieur-)technische Leistungen erbracht werden, 
ändert nichts daran, dass es (weiterhin) um die Qualifizierung einer Übersetzungstätigkeit geht, deren 
Einordnung als freiberuflich --wie in anderen Bereichen auch-- maßgeblich von der entsprechenden 
Befähigung des Betriebsinhabers abhängt. Übernimmt ein Übersetzungsbüro im Rahmen einheitlicher 
Aufträge regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang auch Übersetzungen in Sprachen, die ihre 
Gesellschafter selbst nicht sprechen, liegt keine freiberufliche Tätigkeit vor. Das insoweit bestehende Defizit 
im Bereich eigener Sprachkompetenz kann grundsätzlich weder durch den Einsatz eines TMS noch durch die 
sorgfältige Auswahl und die Unterstützung der eingesetzten Fremdübersetzer ausgeglichen werden, da die 
Richtigkeit der jeweiligen Übersetzung nicht überprüft werden kann.


32 f) Ausgehend von diesen Grundsätzen erweist sich die Tätigkeit der Klägerin als gewerblich.


33 aa) Kernelement der Tätigkeit der Klägerin war die Übersetzungsarbeit. Dass sie sich auftragsgemäß nicht 
allein um die Übersetzung der Texte kümmerte, sondern fertig übersetzte und layoutete technische 
Handbücher, Bedienungsanleitungen etc. herstellte und in diesem Zusammenhang auch weitere 
(redaktionelle und ingenieurtechnische) Leistungen erbrachte, ändert nichts daran, dass Hauptgegenstand 
der der Klägerin erteilten Aufträge die Übersetzung der von den Kunden bereitgestellten Texte in andere 
Sprachen war.


34 bb) Nach den gemäß § 118 Abs. 2 FGO für den Senat bindenden Feststellungen des FG bestellten die 
Kunden der Klägerin auf Grundlage einheitlicher Aufträge Übersetzungen selbst erstellter Dokumentationen in 
mehrere Sprachen, wobei regelmäßig auch Übersetzungen in Sprachen, die die Gesellschafter der Klägerin 
nicht beherrschten, zu erbringen waren. So hat die Klägerin in den Streitjahren Übersetzungen in Türkisch, 
Arabisch, Schwedisch, Slowenisch, Polnisch, Italienisch, Dänisch, Niederländisch, Russisch, Portugiesisch, 
Bulgarisch und etliche weitere Sprachen gefertigt. Dies konnte sie nur unter Zuhilfenahme von 
Fremdübersetzern, wobei ihr die inhaltliche Kontrolle der übersetzten Texte wegen der insoweit fehlenden 
Sprachkenntnisse ihrer Gesellschafter nicht möglich war. Der Anteil der zugekauften Fremdleistungen an den 
Umsatzerlösen betrug nach den Feststellungen des FG 26 % bis 56 %; die Klägerin beziffert den Anteil des 
Zukaufs von Übersetzungen in Sprachen, die die Gesellschafter nicht beherrschten, auf 15 % bis 26 % des 
Nettoumsatzes. Danach war der Zukauf von Übersetzungen in Sprachen, die die Gesellschafter nicht selbst 
beherrschten, zum einen dem Umfang nach nicht unerheblich und er war zum anderen auch zur Erledigung 
des weit überwiegenden Teiles ihrer Aufträge notwendig, d.h. er war zur Erfüllung der Aufträge der Klägerin 
strukturell erforderlich.


35 Eine solche Übersetzungstätigkeit ist gewerblich, da sich die Kenntnisse der Gesellschafter der Klägerin nicht 
auf den gesamten Bereich der betrieblichen Tätigkeit erstrecken.


36 cc) Dass wesentliche Teile der jeweiligen Aufträge von den Gesellschaftern selbst übersetzt werden bzw. 
unter Heranziehung von Fremdübersetzungen in Sprachen, die die Gesellschafter beherrschten, erledigt 
werden konnten, ändert hieran nichts. Auch der Umstand, dass die Klägerin für die zugekauften 
Fremdübersetzungen im Rahmen des von ihr gefertigten "Gesamtproduktes" gegenüber ihren Kunden 
verantwortlich war, nimmt ihrer Tätigkeit nicht den gewerblichen Charakter.


37 dd) Dies gilt auch in Bezug auf die Einflussnahme des Gesellschafters F auf die Arbeit der Fremdübersetzer 
und damit die Qualität der Fremdübersetzungen sowie unter Berücksichtigung des Umstandes, dass neben 
der eigentlichen Übersetzungsarbeit ingenieurtechnische und redaktionelle Arbeiten erbracht werden. Auch 
wenn die Klägerin die für (Fach-)Übersetzer geltenden Qualitätsstandards eingehalten (z.B. bei der Auswahl 
der Fremdübersetzer) und F die Arbeiten der Fremdübersetzer insbesondere in technischer Hinsicht 
weitgehend unterstützt hat, so waren die Gesellschafter der Klägerin gleichwohl mangels eigener 
Sprachkenntnisse nicht in der Lage, das Ergebnis der Fremdübersetzungen zu überprüfen. Dies haben die 
Gesellschafter der Klägerin in der mündlichen Verhandlung auch eingeräumt.
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38 ee) Die Nutzung des TMS führt zu keinem anderen Ergebnis. Zum einen machte dieses den Einsatz der 
Fremdübersetzer nicht entbehrlich. Nach den Feststellungen des FG war es nur äußerst selten der Fall, dass 
zwischen dem Ausgangstext und den im TMS gespeicherten Segmenten eine 100 %-ige Übereinstimmung 
bestand und daher der Einsatz eines Fremdübersetzers entbehrlich war. Der weit überwiegende Teil wies 
"Matches" unter 75 % aus, so dass die Einbindung von Fremdübersetzern erforderlich war.


39 Zum anderen führte die Integration von Fremdübersetzungen in das TMS in Bezug auf jene Sprachen, die die 
Gesellschafter der Klägerin nicht beherrschten, zwar dazu, dass diese Textteile für die Klägerin dauerhaft zur 
Nutzung verfügbar waren. Sie änderte indes nichts daran, dass es sich weiterhin um fremdübersetzte 
Textteile handelte, deren Richtigkeit die Gesellschafter der Klägerin mangels eigener Sprachkompetenz nicht 
überprüfen konnten. Aus diesem Grund führt auch der Umstand, dass die Gesellschafter der Klägerin durch 
die Nutzung des TMS Einfluss auf den gesamten "Produktionsprozess" einschließlich der Übersetzung in 
Sprachen, die sie selbst nicht beherrschten, genommen haben, zu keinem anderen Ergebnis.


40 ff) Ist hiernach die Tätigkeit der Klägerin gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 EStG i.V.m. § 2 Abs. 1 Satz 2 GewStG 
mangels einer insgesamt freiberuflichen Tätigkeit der Gesellschafter gewerblich, kommt es auf die sog. 
Geprägerechtsprechung, die die steuerliche Einordnung von bereits ihrer Art nach unterschiedlichen 
Tätigkeiten, die im konkreten Einzelfall untrennbar verflochten sind, betrifft (vgl. z.B. BFH-Urteile vom 24. April 
1997 IV R 60/95, BFHE 183, 150, BStBl II 1997, 567, freiberufliche IT-Dienstleistung und Verkauf von 
Hardware; vom 10. Juni 2008 VIII R 101/04, BFH/NV 2008, 1824, freiberufliche Unternehmensberatung und 
Personalüberlassung; vgl. auch Ausführungen zur sog. Geprägerechtsprechung im BFH-Urteil in BFHE 194, 
206, BStBl II 2002, 478), ebenso wenig an wie auf eine sog. Abfärbung einer gewerblichen Betätigung auf 
eine freiberufliche Betätigung (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG).


41 2. Das Recht des FA, für die Streitjahre Gewerbesteuermessbeträge festzusetzen, war auch unter 
Einbeziehung der Ausführungen der Klägerin in der mündlichen Verhandlung nicht nach den Grundsätzen 
von Treu und Glauben ausgeschlossen und insbesondere nicht verwirkt.


42 a) Verwirkung ist ein Anwendungsfall des Verbots widersprüchlichen Tuns, das Ausfluss des die gesamte 
Rechtsordnung beherrschenden Grundsatzes von Treu und Glauben ist. Der Tatbestand der Verwirkung setzt 
neben dem bloßen Zeitmoment (zeitweilige Untätigkeit des Anspruchsberechtigten) sowohl ein bestimmtes 
Verhalten des Anspruchsberechtigten voraus, demzufolge der Verpflichtete bei objektiver Beurteilung darauf 
vertrauen durfte, nicht mehr in Anspruch genommen zu werden (Vertrauenstatbestand) als auch, dass der 
Anspruchsverpflichtete tatsächlich auf die Nichtgeltendmachung des Anspruchs vertraut und sich hierauf 
eingerichtet hat (z.B. BFH-Urteil vom 7. Juni 1984 IV R 180/81, BFHE 141, 451, BStBl II 1984, 780, m.w.N.).


43 b) Im Streitfall fehlt es an einem entsprechenden Vertrauenstatbestand. Die Klägerin konnte aufgrund der 
zunächst erfolgten erklärungsgemäßen Feststellung ihrer Einkünfte für die Streitjahre als solche aus 
selbständiger Arbeit durch das FA bei objektiver Beurteilung nicht darauf vertrauen, nicht (mehr) zur 
Gewerbesteuer herangezogen zu werden.


44 aa) Nach den Grundsätzen der Abschnittsbesteuerung wird ein Vertrauenstatbestand nicht dadurch 
geschaffen, dass das FA die Tätigkeit der Klägerin in vorangegangenen Jahren als freiberuflich beurteilt hat.


45 bb) Bei objektiver Beurteilung konnte die Klägerin auch nicht aufgrund der für die Streitjahre 2003 und 2004, 
2006 und 2007 ergangenen Feststellungsbescheide darauf vertrauen, nicht mehr zur Gewerbesteuer 
herangezogen zu werden, denn diese Bescheide standen unter dem Vorbehalt der Nachprüfung und konnten 
deshalb keinen Vertrauensschutz nach den Grundsätzen der Verwirkung begründen (z.B. BFH-Beschluss 
vom 9. Juli 2002 IV B 7/01, BFH/NV 2002, 1612).


46 cc) Der Erlass des Feststellungsbescheides für das Streitjahr 2005 vom 12. September 2007 führte ebenfalls 
nicht zur Verwirkung, selbst wenn er keinen Vorbehalt der Nachprüfung enthielt. Denn daraus konnte die 
Klägerin nicht herleiten, das FA habe nunmehr --mit dem Erlass des Feststellungsbescheides 2005-- 
abschließend über die Frage der Freiberuflichkeit der Tätigkeit entschieden. Eine solche Annahme wäre u.U. 
begründet gewesen, wenn der Feststellungsbescheid 2005 im Rahmen eines zur Frage der Freiberuflichkeit 
geführten Rechtsbehelfsverfahrens oder aber nach einer --jedenfalls aus Sicht der Klägerin-- abschließenden 
Prüfung der Einkünftequalifizierung durch das FA ergangen wäre. Dies war aber nicht der Fall. Das FA hat 
sich vielmehr gegenüber der Klägerin zu der Frage der Qualifikation der Einkünfte bis zur Betriebsprüfung 
nicht in vertrauensbegründender Weise geäußert. Es hat sich zwar --wie die im Jahr 2002 und im Streitjahr 
2004 in Bezug auf die Veranlagungen für die Jahre 2000 und 2002 erfolgten Nachfragen des FA bestätigen-- 
für die Klägerin erkennbar mit der Frage der Fremdleistungen und damit einer etwaigen Gewerblichkeit der 
Tätigkeit befasst. Jedoch hat das FA der Klägerin kein Ergebnis dieser Befassung mitgeteilt und auch nicht im 
Zusammenhang mit dem Erlass des Feststellungsbescheides für das Jahr 2005 zum Ausdruck gebracht, 
nach (abschließender) Prüfung der Fremdleistungen sei (weiterhin) eine Freiberuflichkeit der Tätigkeit 
anzunehmen. Die Frage der Einkünftequalifizierung war daher --bei objektiver Betrachtung-- für die Klägerin 
ungeklärt geblieben.


47
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dd) Das FA hat auch nicht in anderer Weise einen Vertrauenstatbestand begründet. So hat es z.B. nicht --im 
Anschluss an den hierzu mit der Klägerin geführten Schriftverkehr-- die in den Feststellungsbescheiden für 
die Jahre 2000 und 2002 aufgenommenen Vorbehalte der Nachprüfung aufgehoben und auf diese Weise 
signalisiert, die Prüfung der Frage der Gewerblichkeit der Einkünfte sei (zugunsten der Klägerin) 
abgeschlossen.


48 c) Die Darlegungen der Klägerin zur bewussten Verschleppung der Betriebsprüfung sowie zu der nach ihrer 
Ansicht bereits im Jahr 2002 beabsichtigten Festsetzung eines Gewerbesteuermessbetrages durch das FA 
begründen ebenfalls keine Verwirkung. Eine vorsätzliche oder jedenfalls besonders grobe 
Amtspflichtverletzung zum Nachteil der Klägerin, die die Klägerin als nachgewiesen erachtet, hat das FG 
nicht festgestellt.


49 Selbst bei Annahme einer Verschleppung im Sinne einer pflichtwidrig nicht zeitnah durchgeführten 
Betriebsprüfung bzw. Sachaufklärung ergäbe sich keine Verwirkung. Denn ein solches pflichtwidriges 
Unterlassen des FA stellt sich für den Steuerpflichtigen nicht anders dar, als eine nicht pflichtwidrige 
Verschiebung einer Betriebsprüfung. Ein pflichtwidriges Verhalten des FA mag zwar --wird es aufgedeckt-- 
u.U. im Rahmen eines Amtshaftungsanspruchs, der vor den Zivilgerichten zu verfolgen ist, relevant sein. Es 
kann jedoch regelmäßig keinen Vertrauenstatbestand begründen, der die Festsetzung eines 
Gewerbesteuermessbetrages für die Streitjahre ausschließt. Aus den Erwägungen des von der Klägerin 
herangezogenen Urteils vom 4. Juli 1979 II R 74/77 (BFHE 129, 201, BStBl II 1980, 126) lässt sich ebenfalls 
keine Verwirkung herleiten. Dies folgt bereits daraus, dass die Entscheidung einen mit dem Streitfall nicht 
vergleichbaren Sachverhalt betrifft.


50 d) Schließlich begründen die von der Klägerin dargelegten weiteren Umstände --wie z.B. die nach ihrer 
Auffassung nachgewiesene Verletzung der Wahrheitspflicht durch das FA im FG-Verfahren-- kein anderes 
Ergebnis. Das dem Erlass der streitigen Gewerbesteuermessbescheide zeitlich nachfolgende Verhalten des 
FA im FG-Verfahren ist nicht geeignet, ein Vertrauen der Klägerin in den Fortbestand der in den 
Feststellungsbescheiden erfolgten Qualifizierung der Einkünfte zu begründen.


51 e) Die von der Klägerin insbesondere in Bezug auf die Frage der Verwirkung erhobenen Verfahrensrügen 
greifen nicht durch.


52 Eine Verletzung des Rechts auf Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG, § 96 Abs. 2 FGO) liegt nicht vor. Zwar verlangt 
der Anspruch auf rechtliches Gehör von dem erkennenden Gericht, dass es die Ausführungen und Anträge 
der Beteiligten zur Kenntnis nimmt und bei seiner Entscheidung in Erwägung zieht (z.B. BFH-Beschluss vom 
1. September 2008 IV B 110/07, BFH/NV 2008, 2010, m.w.N.). Dazu gehört auch, dass das Gericht die 
wesentlichen, der Rechtsverfolgung dienenden Tatsachenbehauptungen und Rechtsausführungen in den 
Entscheidungsgründen verarbeitet, sofern sie nach dem Rechtsstandpunkt des Gerichts nicht unerheblich 
oder aber offensichtlich unsubstantiiert sind. Das Recht auf rechtliches Gehör verlangt aber nicht, dass sich 
das Gericht in der Begründung seiner Entscheidung mit jedem Vorbringen ausdrücklich befassen müsste 
(z.B. BFH-Beschluss in BFH/NV 2008, 2010, m.w.N.).


53 Entgegen der Auffassung der Klägerin hat das FG nicht sämtlichen Vortrag zur Frage der Verwirkung, der 
nach der zweiten Akteneinsicht erfolgt ist, außer Acht gelassen. Vielmehr hat das FG --wie auch die 
Bezugnahme auf den Schriftsatz vom 12. Oktober 2011 belegt-- seiner Entscheidung das aus seiner Sicht 
entscheidungserhebliche Vorbringen der Klägerin nach der zweiten Akteneinsicht zugrunde gelegt, auch 
wenn es nicht alle von der Klägerin vorgebrachten Aspekte ausdrücklich angesprochen hat. Die Tatsache, 
dass das FG den Rechtsstreit anders beurteilt hat als die Klägerin, führt nicht zu einem Verfahrensfehler. 
Gleiches gilt in Bezug auf das Vorbringen der Klägerin zur Prüfung der Fremdleistungen durch das FA und 
die mit dieser --aus Sicht der Klägerin-- in Verbindung stehende Verschleppung der Aufklärung erkannter 
Sachverhalte durch das FA und die --von der Klägerin gesehene-- Wahrheitspflichtverletzung des FA im FG-
Verfahren.


54 Aus diesen Gründen greift auch die Rüge der Klägerin, das Urteil sei nicht mit Gründen versehen (§ 119 Nr. 6 
FGO), nicht durch. Das FG hat sich in seinem Urteil mit der Frage der Verwirkung auseinandergesetzt. Dass 
die Urteilsbegründung nicht den Erwartungen der Klägerin entspricht, begründet keinen Verstoß gegen § 119 
Nr. 6 FGO (vgl. z.B. BFH-Beschluss vom 11. Juli 2012 X B 41/11, BFH/NV 2012, 1634, m.w.N.).


55 Die weiteren Verfahrensrügen erachtet der Senat ebenfalls als nicht durchgreifend (§ 126 Abs. 6 FGO).


56 3. Die von der Klägerin dargelegten verfassungsrechtlichen Bedenken teilt der Senat nicht. Der Erlass der 
Gewerbesteuermessbescheide verstößt insbesondere nicht gegen Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG.


57 a) Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG räumt nach Wortlaut, Systematik und Zweck dem Behinderten nur ein subjektives 
Abwehrrecht gegen Benachteiligungen, aber grundsätzlich keinen Anspruch auf bestimmte Vergünstigungen 
im Vergleich zu Nichtbehinderten ein (z.B. BFH-Urteil vom 21. Juni 2007 III R 48/04, BFHE 218, 270, BStBl II 
2007, 880, m.w.N.). Benachteiligung bedeutet nachteilige Ungleichbehandlung. Behinderte werden z.B. 
benachteiligt, wenn ihre Lebenssituation im Vergleich zu derjenigen nichtbehinderter Menschen durch 
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gesetzliche Regelungen verschlechtert wird, die ihnen Entfaltungs- und Betätigungsmöglichkeiten 
vorenthalten, welche anderen offenstehen (Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 19. Januar 
1999  1 BvR 2161/94, BVerfGE 99, 341, BGBl I 1999, 699). Eine nachteilige Gleichbehandlung wird dagegen 
von Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG nicht erfasst (BFH-Urteil in BFHE 218, 270, BStBl II 2007, 880).


58 b) Hieraus folgt, dass die von der Behinderung des F unabhängige steuerliche Beurteilung der Einkünfte der 
Klägerin als gewerblich keine von Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG erfasste Ungleichbehandlung darstellt. Auch 
nichtbehinderte Menschen, die ihre Tätigkeit ausschließlich von zu Hause ausüben und daher keine 
besondere Infrastruktur der Städte nutzen, unterliegen --wenn ihre Tätigkeit gewerblich ist-- der 
Gewerbesteuer.


59 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 37/17 vom 7.6.2017
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Pressemitteilung
Nr. 37 vom 07. Juni 2017


Zukauf von Fremdübersetzungen führt zur Gewerblichkeit der 
Übersetzungstätigkeit
Urteil vom 21.2.2017   VIII R 45/13 


Eine Personengesellschaft, die ihren Kunden im Rahmen einheitlicher Aufträge regelmäßig und in nicht 
unerheblichem Umfang Übersetzungen auch in Sprachen, die ihre Gesellschafter nicht selbst beherrschen, liefert, ist 
gewerblich tätig, wie der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 21. Februar 2017 VIII R 45/13 entschieden hat.


Im Streitfall fertigte die Klägerin - eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, die auf technische Übersetzungen 
spezialisiert ist - technische Handbücher, Bedienungsanleitungen und ähnliche Dokumentationen für ihre Kunden. 
Die auftragsgemäß geschuldeten Übersetzungen erfolgten regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang auch in 
solchen Sprachen, die die Gesellschafter der Klägerin nicht beherrschten. Hierfür schaltete die Klägerin 
Fremdübersetzer ein und nutzte - weil sie Textteile wiederverwenden konnte - ein sog. Translation Memory System, 
d.h. ein System zur rechnergestützten Übersetzung und Speicherung von Texten.


Während die Klägerin ihre Tätigkeit als freiberuflich i.S. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
ansah, war das Finanzamt der Meinung, sie sei gewerblich tätig und erließ für die Streitjahre 2003 bis 2007 
Gewerbesteuermeßbescheide. Das nachfolgende Klageverfahren blieb ohne Erfolg.


Der BFH hat dieses Ergebnis jetzt bestätigt. Dabei hat er betont, eine freiberufliche Übersetzertätigkeit einer 
Personengesellschaft sei nur anzunehmen, wenn deren Gesellschafter aufgrund eigener Sprachkenntnisse in der 
Lage seien, die beauftragte Übersetzungsleistung entweder selbst zu erbringen oder aber im Rahmen einer gemäß § 
18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG zulässigen Mitarbeit fachlich vorgebildeter Personen leitend und eigenverantwortlich 
tätig zu werden. Beherrschten die Gesellschafter hingegen die beauftragten Sprachen nicht selbst, könne die 
Gesellschaft nicht freiberuflich tätig sein. Ein Defizit im Bereich eigener Sprachkompetenz könne grundsätzlich weder 
durch den Einsatz eines Translation Memory Systems noch durch die Unterstützung und sorgfältige Auswahl 
eingesetzter Fremdübersetzer ausgeglichen werden, da die Richtigkeit der Übersetzungen nicht überprüft werden 
könne.


Bundesfinanzhof
Pressestelle      Tel. (089) 9231-400
Pressereferent  Tel. (089) 9231-300


Siehe auch:  Urteil des VIII.  Senats vom 21.2.2017 - VIII R 45/13 -
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